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Liebe Leser! 


Wie bereits in der Februar-Ausgabe an- 
gekündigt, beschäftigt sich die Aula 
diesmal schwerpunktmäßig mit der 
deutschen Rechten, vor allem dem 
Bündnis zwischen DVU und NPD 
und dessen Chancen bei den kommen- 
den Wahlen. Hierzu nehmen bewußt 
keine führenden Repräsentanten dieser 
Parteien Stellung, sondern Gegner bzw. 
Kritiker dieses Bündnisses und dessen 
Ausrichtung. Mit dem Bundesvorsit- 
zenden der Republikaner (REP), dem 
Arzt, Rechtsanwalt und Burschenschaf- 
ter Rolf Schlierer, kommt der Chef je- 
ner Partei zu Wort, die nach wie vor 
eine Zusammenarbeit mit der NPD 
kategorisch ablehnt. Auch der Publizist 
Dieter Stein, Chefredakteur des Schwe- 
sterblattes von Zur Zeit, der Jungen 
Freiheit, wendet sich gegen den Kurs 
der Nationaldemokraten und plädiert 
statt dessen für eine rechte Kraft, die 
„demokratisch ausgerichtet“ ist und „in 
keiner Weise mit dem Nationalsozialis- 
mus sympathisiert“. 

Das frühere NPD-Mitglied Jürgen 
Schwab, einst Aula-Redakteur und 
Leiter zahlreicher Schulungen, ein aus- 


gewiesener Carl Schmitt-Kenner, 
untersucht das Weltbild der NPD, 
stellt zehn Thesen auf und lädt zur 
Diskussion ein. Der erste Teil seiner 
Ausführungen wird in dieser Ausgabe 
abgedruckt. In kürzeren Interviews 
werden ferner zwei prominente Vertre- 
ter des nationalen Lagers befragt, näm- 
lich Schlierers Vorgänger im Amt, 
REP-Parteigründer Franz Schönhuber, 
und der Friedensforscher Alfred 
Mechtersheimer, der als Parteiloser 
von 1987 bis 1990 für die Grünen im 
Bundestag saß und nun Koordinator 
der überparteilichen Deutschland-Be- 
wegung ist. 

Im Aula-Gespräch ist außerdem der 
steirische Landeshauptmann-Stellver- 
treter Leopold Schöggl (FPÖ), der in 
diesem Jahr wichtige Wahlen zu beste- 
hen hat. Im kulturellen Bereich wird 
die Waldorfschulen-Pädagogik thema- 
tisiert — in Zeiten von Pisa-Misere und 
zunehmender Verblödung unseres Vol- 
kes vielleicht eine überlegenswerte Al- 
ternative. Autor ist Andreas Molau, 
dessen Fall vor einigen Monaten durch 
die bundesdeutschen Medien ging. Der 
frühere Lehrer an einer Waldorfschule 
hatte nämlich nach dem NPD-Erfolg 


in Sachsen seine pädagogische Tätigkeit 
freiwillig aufgegeben, um fortan der 
Rechtspartei als Berater zur Verfügung 
zu stehen. Daraufhin wurden seine bei- 
den Kinder in Sippenhaft genommen 
und von der Waldorfschule verwiesen. 
Im Bereich Zeitgeschichte behandelt 
der sudetendeutsche Historiker Alfred 
Schickel das Problem der Geschichts- 
politik, die zunehmend die freie Ge- 
schichtswissenschaft einschränkt bzw. 
ablöst. Der zweite Teil wird in der 
April-Ausgabe abgedruckt. 

Schließlich bedankt sich die Aula 
recht herzlich für die Spenden, die auf- 
grund des Aufrufs in der letzten Ausga- 
be eingegangen sind. Wir möchten er- 
neut auf unsere Aktion „Junge Schrei- 
ber und Leser für die Aula!“ hinweisen 
und bitten in diesem Zusammenhang 
unsere treuen Leser — soweit noch nicht 
geschehen — um eine Spende und rufen 
Vertreter der jungen Generation auf, 
sich bei uns zu melden, wenn sie Bei- 
träge für die Aula verfassen möchten. 
Da die Aula ja nicht in den Genuß öf- 
fentlicher bzw. staatlicher Fördergelder 
kommt, ist sie allein auf die Solidarität 
ihrer Leserschaft angewiesen. 
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Am Vorabend 


des Schicksals- 


Parteitages 


an kann lebensnotwendige 
Operationen so lange ver- 
schieben, bis sich der Allge- 
meinzustand des Kranken so verschlim- 
mert hat, daß er einen radikalen Eingriff 
nicht mehr verträgt. Dann bleiben nur 
sog. pallative Maßnahmen, die wenig- 
stens den akuten Zustand erleichtern. In 
solch einer Verfassung scheint derzeit 
die FPÖ zu sein. 
Der vielleicht lebensrettende Eingriff — 
Bundesparteitag — wurde so lange aufge- 
schoben, bis die notwendige und schwie- 


rige Auseinandersetzung um die inhaltli- 
che und personelle Kurssetzung ins Vor- 
feld von wichtigen Wahlen geraten ist: 
Die steirischen Landtagswahlen liegen 
fest, die Wiener Gemeinderats- und 
Landtagswahlen sind noch im Herbst 
wahrscheinlich. Die Gefahr ist groß, daß 
die Einigkeitsparole eine offene Auseinan- 
dersetzung unmöglich macht. Auf der 
Klausurtagung des Freiheitlichen Natio- 
nalratsklubs nach dem letzten „Gipfelab- 
sturz“ hat man die Rute auch schon ins 
Fenster gestellt: Für „Einzelgänger“ au- 


Für „Einzelgänger” 
außerhalb der 
Verlierermannschaft 
ist kein Platz! 
Offen gestanden: 
Es ist auch eine Wahl 
zwischen Pest 
und Cholera. 


ßerhalb der Verlierermannschaft ist kein 
Platz! Offen gestanden: Es ist auch eine 
Wahl zwischen Pest und Cholera. Ob die 
Erneuerer Strache, Stadler, Mölzer, Ro- 
senkranz u. a. mehrheitsfähig sind, müßte 
bis zum Stichtag im Juni abgeklärt sein. 
Der Versuch, diese Mehrheit einzusetzen, 
wird Szenarien wie am historischen Par- 
teitag in Innsbruck 1986 zur Folge haben. 
Damals freilich hat der rote Bundeskanz- 
ler Franz Vranitzky, indem er der FPÖ 
den Regierungsstuhl vor die Tür stellte, 
freie Bahn für Haider und die Vorausset- 


HC Strache 


zungen für den so erfolgreichen Neube- 
ginn geschaffen. 

Jetzt aber würden die Verlierer in den 
wählerwirksamen Machtpositionen für 
den Rest der Gesetzgebungsperiode das 
Sagen haben und weiter am langen Zügel 
des ÖVP-Kanzlers laufen. Wollte man der 
Mehrheit der Pressekommentare folgen, 
waren diese nie so schlecht wie gegenwär- 
tig. Man könnte den Eindruck gewinnen, 
die FPÖ sei fast schon ein Sozialfall ge- 
worden. Die im März fälligen Gemeinde- 
ratswahlen in Niederösterreich und der 
Steiermark werden zeigen, ob die fallen- 
den Umfragewerte - sie liegen derzeit um 
sieben Prozent — die traurige Wirklichkeit 
wiedergeben oder von mißgünstigen De- 
moskopen manipuliert wurden. 

Bewertet man das Verhalten der ÖVP 
bei den Alleingängen in der Wehrdienst- 
zeitverkürzung und dem neuen Asylrecht 
ohne Scheuklappen, scheint klar, daß die 
FPÖ abgeschrieben ist und Schüssel nur 
den Zeitpunkt abwartet, wo er den be- 
sten Absprung wählen kann. 

Der Zeitpunkt, da die FPÖ ihn hätte 
bestimmen können, ist abgelaufen. Eine 
neue Führungsgarnitur in Partei und Re- 
gierung geht das Risiko ein, die voraus- 
gesagten Debakel in der Steiermark und 
in Wien auf ihre Kappe nehmen zu müs- 
sen und damit unter den ungünstigsten 
Voraussetzungen in den nächsten Natio- 
nalratswahlkampf starten zu müssen. 

Heinz-Christian Strache, der Freiheitli- 
che Wiener Parteiobmann, beschreibt in 
seiner Abschiedsvorstellung als Kolumnist 
in der Tageszeitung Die Presse vom 26. Fe- 
bruar die Lage seiner Partei sehr realistisch: 
Wer heute Hü und morgen Hott sagt, ist 
genau so aus dem Spiel wie der, der Anpas- 
sung zum alleinigen Überlebensprinzip 
macht. Er wird doch nicht an den blauen 
Vize-Kanzler gedacht haben? 

In der öffentlichen Berichterstattung 
hat die Koalition, vor allem aber die 
FPÖ, ein Tief erreicht, welches kaum 
mehr zu unterbieten ist und zwischen 
purer Gehässigkeit und Mitleid 
schwankt. Das Auf-den-Tisch-Hauen 


mit anschließenden kleinlauten Rückzü- 


HC Strache: Soll der junge national- 
freiheitliche Wiener Obmann am 
Bundesparteitag gegen die FPÖ- 
Chefin Ursula Haubner antreten? 
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gen war nicht gerade vertrauensbildend. 
Die gleichzeitig auf der Kärntner Klein- 
bühne laufenden Possen um Seebühne, 
EM-Stadion, behauptete Abhörskandale 
und kriminelle Parteispenden tun ein 
übriges. Der Rücktritt des blauen Fi- 
nanz- und Wirtschaftsreferenten Werner 
Pfeifenberger knapp ein Jahr nach den 
Landtagswahlen in Kärnten gibt zu vie- 
len, nicht gerade schmeichelhaften Ge- 
rüchten Anlaß. Das blau-rote Regie- 
rungsbündnis in Klagenfurt als Vor- 
übung für ein ähnliches Modell auf Bun- 
desebene ist krisengeschüttelt. 

Sollte sich herausstellen, daß das 
schwarze Innenministerium illegal abge- 
hört hat und die FPÖ daraus nicht die 
einzig mögliche Folgerung eines Rückzu- 
ges aus der Koalition zöge, hätte sie wohl 
den letzten Rest an politischem Kredit 
verspielt. Umgekehrt würde der Nachweis 
einer Begünstigung der Haselsteiner Fir- 
ma STRABAG bei der Ausschreibung für 
das Fußballstadion wohl das Ende der po- 
litischen Karriere Haiders bedeuten. Aus 
sechzig Jahren Erfahrung mit der Zweiten 
Republik läßt sich mit einiger Wahr- 
scheinlichkeit voraussagen, daß beides 
nicht geschehen wird. Das höchste aller 
Dinge sind vielleicht zwei Untersuchungs- 
sausschüsse als Untermalung für den lau- 
fenden Nationalratswahlkampf. 

Hat vor gut zwei Jahrzehnten ein roter 
Bundeskanzler (Fred Sinowatz) mit sei- 


„Die Ergebnisse der 
Einwanderungspolitik 
sind alles andere als 
ein Ruhmesblatt der 
Koalition. Wenn 
heute 70 Prozent 
der Einkommen 
von zehn Prozent 
der Bürger gemacht 
werden, ist auch dies 
alles andere als ein 
Befähigungsnachweis. 


ner Generalbeichte, daß er ohne Partei 
nichts sei, für mitleidige Heiterkeit ge- 
sorgt, steht zu befürchten, daß der für 
Juni geplante blaue Bundesparteitag un- 
ter dem Motto laufen wird: Ohne Haider 
ist die Partei nichts! Das Ergebnis wird 
wahrscheinlich ein Kompromiß sein, den 
man dem Parteivolk und den Wählern als 
die große Einigkeit verkaufen wird. 

Sollten die Grünen in der Steiermark 
und allenfalls im Herbst in Wien punk- 
ten, wird der Abstieg der FPÖ auf den 
vierten Platz kaum aufzuhalten sein. Es 
stellt sich daher die Frage, ob die Refor- 
mer sich verbrauchen lassen sollen, ehe 
der Kelch bis zur bitteren Neige gelehrt 
ist, oder sich für den Tag danach aufspa- 
ren sollen. Mit welchen Parolen soll man 
in die entscheidenden Wahlen gehen, 
wenn nach fünf oder sechs Jahren Wen- 
deregierung die Arbeitslosigkeit Rekorde 
schreibt, nach dem Abverkauf des größ- 
ten Teiles des öffentlichen Vermögens das 
Nulldefizit meilenfern ist, das Geburten- 
defizit die nationale Selbstmordgrenze 
erreicht und die Teuerung eine Million 
Österreicher in die Armutszone treibt? 

Die Ergebnisse der Einwanderungs- 
politik sind alles andere als ein Ruhmes- 
blatt der Koalition. Wenn heute 70 Pro- 
zent der Einkommen von zehn Prozent 
der Bürger gemacht werden, ist auch dies 
alles andere als ein Befähigungsnachweis 
in der Steuer- und Sozialpolitik. Wenn 
jene Politologen und Soziologen recht 
haben sollten, wonach derzeit nicht 
mehr Ideologien und Programme, son- 
dern Fernsehauftritte den Gang der Poli- 
tik bestimmen würden, Politik zur An- 
einanderreihung von medialen Events 
und Jahrmarktaktionismus verkommt, 
würde auch ein erfolgreicher Parteitag 
nichts mehr ändern. 

Ob die FPÖ nicht versuchen sollte, 
die verbleibenden drei Monate zu nut- 
zen, um eine Reformkommission einzu- 
setzen, welche eine Strukturanalyse vor- 
nimmt und ein auf vier oder fünf 
Schwerpunkte konzentriertes Aktions- 
und Wahlprogramm ausarbeitet? Der 
Parteitag müßte in zwei Zügen erfolgen, 
nämlich zuerst über ein solches Beschluß 
fassen und dann die personellen Wei- 
chenstellungen vornehmen. Das Wahl- 
programm wäre vorher einer Urabstim- 
mung zu unterziehen! 


„Freiheitliche Werte in 
den Vordergrund rücken“ 


| mit den 


Aula-Gespräch 


Aula: Umfragen gehen davon aus, daß 
die FPÖ bei den bevorstehenden Kom- 
munalwahlen in der Steiermark massiv 
verlieren wird. Worin sehen Sie die Grün- 


de für die schlechten Umfrageergebnisse? 


Schöggl: Es ist so, daß wir uns in der 
Steiermark durch ein geändertes Wahl- 
recht eine zusätzliche Hürde auferlegt 
haben. Die Unterstützungserklärungen 
für eine Kandidatur in der Gemeinde 
sind ja inzwischen persönlich und di- 
rekt am zuständigen Gemeindeamt zu 
leisten. Dazu ist schon eine gewisse Zi- 
vilcourage notwendig, wenn man weiß, 
wie manch Bürgermeister als absolute 
Herrscher in seiner Regionen agiert. 
Die Freiheitlichen sind ja in 80 Prozent 
der Gemeinden in der Opposition. Wir 
sind eine kleine und oft recht unbeque- 
me Gruppe in den Gemeinden. Sich 
dazu zu bekennen, erfordert Zivilcoura- 
ge, und die Leute sind da bei den 
Unterstützungserklärungen oft sehr, 


sehr zurückhaltend. 
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Weiters sind natürlich die Irritatio- 
nen innerhalb der FPÖ aus 2002 noch 
immer zu spüren. So haben wir etwa in 
der Steiermark über 100 Kandidaturen 
weniger. Weniger Kandidaten bedeutet 
aber letztlich auch weniger Stimmen. 
Wir sind also insgesamt in einer schwie- 
rigen Situation. Ich bin aber davon 
überzeugt, daß wir dort, wo wir gute 
Kandidaten haben, die auch tatsächlich 
aktiv wahlkämpfen, auch ganz gut ab- 


schneiden werden. 


Aula: Trotz einer neuen Parteiobfrau, 
trotz der Ausmusterung von national 
positionierten FPÖ-Politikern wie 
Waneck, Böhmdorfer und Haupt 
kommt die FPÖ bei den Umfragewer- 
ten nicht vom Fleck. Wie beurteilen Sie 
die letzten FPÖ-Personalrochaden? 


Schöggl: Ich glaube, das hat damit 
überhaupt nichts zu tun. Diese ideolo- 
gischen Positionierungen werden in der 
Bevölkerung ja kaum wahrgenommen. 


FPÖ Steiermark 


Wahrer steirischer Volkskultur: 
Der populäre und umgängliche 
freiheitliche Landeshauptmann- 
Stellvertreter der Steiermark, 
Leopold Schöggl, setzte kulturpoli- 
tische Akzente in der „grünen Mark“. 


Das Problem ist vielmehr der Eindruck 
der freiheitlichen Politik, der über die 
Medien vermittelt wird: die FPÖ als Ju- 
niorpartner einer ÖVP die mit ihrem 
Partner nicht gerade partnerschaftlich 
umgeht. Das ist das große Problem. 


Aula: Nach fünf Jahren FPÖ Regie- 
rungsbeteiligung gibt es in Österreich 
nicht nur eine PISA-Bildungskatastro- 
phe, sondern auch einen Einbürge- 
rungs- und Zuwanderungshöchststand. 
Das ist wohl nicht nur eine traurige Bi- 
lanz für die Republik, sondern auch ein 
Desaster für die FPÖ-Regierungspolitik! 


Schöggl: Ich bin kein Bildungsexperte, 
sondern nur ein bildungspolitisch inter- 
essierter Bürger, aber die PISA-Studie 
muf man eher kühl betrachten. Die 
Hauptgefahr für unser Schul- und Bil- 
dungssystem ist nämlich die Nivellie- 
rung nach unten. Eine Nivellierung, die 
wir Freiheitlichen nie wollten. Die Pro- 
bleme haben erst so richtig eingesetzt, als 
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man begann, Leistungen und Erwartun- 
gen nach unten zu schrauben und stän- 
dig zu liberalisieren. Als man begann, die 
Hauptschulen in unserem Lande abzu- 
werten, indem man Qualifikationsschei- 
ne wie den A- und B-Zug abgeschafft 
hat. Das war doch die sozialistische Bil- 
dungspolitik par excellance. Die Auswir- 
kungen dieser Bildungspolitik bekom- 
men wir noch heute zu spüren. 

Zum Einbürgerungs- und Zuwande- 
rungshöchststand: Das verstehe ich 
überhaupt nicht, wie das möglich sein 
kann, wo es doch gerade die Freiheitli- 
chen waren und sind, die schon seit 
dem Volksbegehren „Österreich zuerst“ 
für eine restriktive Zuwanderung ein- 
treten. Ich bin davon überzeugt, daß 
diese Zuwanderungsraten nur dadurch 
möglich waren, daß man Gesetzte ex- 
tensiv zugunsten der Zuwanderungs- 
willigen ausgelegt hat. 


Aula: Die Jubelmeldungen der FPÖ- 
Bundespartei zum Sicherheitsgipfel ent- 
behren nicht einer gewissen Schönfär- 
berei. Alle Kommentatoren und die 
breite Öffentlichkeit verorten das Er- 
gebnis des Sicherheitsgipfels ja als wei- 
teren Umfaller der FPÖ-Riege. 


Schöggl: Das Thema Sicherheit ist si- 
cherlich ein freiheitliches Kernthema. 
Das dürfen wir keinesfalls aufgeben. Al- 
lein schon aus dem Grund, weil das 
Thema Sicherheit in wirtschafts- und 
gesellschaftspolitischen Fragen von 
ständig steigender Relevanz ist. Die 
ÖVP hat mit der Verkürzung des Wehr- 
dienstes sehr eindeutig in die populisti- 
sche Lade gegriffen und damit die Frei- 
heitlichen „überfahren“. Ich gebe zu be- 
denken, daß die Diskussion in der Öf- 
fentlichkeit meiner Meinung nach 
falsch geführt wird. In der Öffentlich- 
keit müßte man andere Fragestellungen 
diskutieren. Wie schaut denn das Si- 
cherheitsbedürfnis in diesem Land aus? 
Wie sehen die Bedrohungsbilder der 
Gegenwart und Zukunft aus? 

Dafür muß man dann eine entspre- 
chende Sicherheitsstruktur entwickeln, 
die vielleicht auch anders aussieht, wie 
sie eben in der Vergangenheit ausgese- 


hen hat. Denn große Feldschlachten 
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wird es in Europa hoffentlich nicht 
mehr geben. Auch die Panzerschlacht 
im Marchfeld wird nicht stattfinden. 
Die Bedrohungen des 21. Jahrhunderts 
sind ganz andere. Denen haben wir uns 
stellen. Und das Sicherheitssystem der 
Zukunft wird womöglich ganz anders 
ausschauen müssen. Nur so, wie man es 
derzeit diskutiert, wo man einfach nur 
sagt, runter mit den Wehrdienstzeiten, 
runter mit den Zivildienstzeiten, runter 
mit den Zeiten, die dem Dienst an der 
Gesellschaft dienen, das mag zwar bei 
der Jugend sehr populär sein und dient 
sicherlich zur Stimmenmaximierung, 
aber zum Wohl des Landes ist die ganze 
Diskussion, wie sie sich derzeit präsen- 
tiert, sicherlich nicht. 


Aula: Apropos Sicherheitsbedürfnis. 
Das Sicherheitsbedürfnis des freiheitli- 
chen Parteigängers wird in letzter Zeit 
auf eine harte Probe gestellt. Was halten 
Sie von den ständigen Ankündigungen 
einer Parteineugründung durch den 
Kärntner Landeshauptmann? 


Schöggl: Ich halte überhaupt nichts von 
Ankündigungen, irgendwelche neuen 
Parteien zu gründen. Wir müssen schau- 
en, daß die freiheitlichen Werte wieder 
stärker in den Vordergrund gerückt wer- 
den. Wir sind die einzige heimattreue 
Partei. Eine Partei, die den Österreicher 
und seine Bedürfnisse in den Mittel- 
punkt ihrer Arbeit stellt. Für Sauberkeit, 
Anständigkeit und Fairneß. Das ist unser 
Auftrag — und den haben wir zu erfüllen! 


Aula: Sie formulierten bereits verhaltene 
Kritik an der Bundes-FPÖ. Fürchten Sie 
nicht ob der reichlich durchwachsenen 
FPÖ-Regierungspolitik, bei den steiri- 
schen Landtagswahlen die Suppe für die 
Bundesparteispitze auslöffeln zu müssen? 


Schöggl: Ganz so sehe ich das nicht. 
Aber natürlich wir sind auf Gedeih und 
Verderb mit der Bundespartei verbun- 
den. Ich halte aber nichts davon zu sa- 
gen, wir hier in der Steiermark haben 
mit dem Bund nichts zu tun. Freilich 
wäre es aber manchmal verlockend zu 
sagen, wir rufen jetzt den „steirischen 
Weg“ aus und koppeln uns von der 


Bundespartei ab. Es zeichnet sich aber 
nach den letzten Umfragen ab, daß wir 
hier besser liegen als im Bund, da wir 
im Lande hervorragend arbeiten. 


Aula: Zur Landespolitik in der Steier- 
mark: Abgesehen vom peinlichen 
Scheitern der ÖVP-Landespolitik - 
Stichwort ESTAG und Al-Ring - noch 
ein nicht unwesentliches Detail: Zu- 
sammen mit den Grünen und der SPÖ 
bastelte die ÖVP an einer Ausweitung 
des Ausländerwahlrechts auf Gemein- 
deebene. Wie ist die Position der FPÖ? 


Schöggl: Unsere Position ist eindeutig. 
Wahlrecht ist Staatsbürgerrecht. Daran 
ist nicht zu deuteln. Es kann überhaupt 
nicht sein, daß Zuwanderer, die für un- 
ser Land bisher sehr, sehr wenig beige- 
tragen haben, das höchste Staatsbürger- 
recht, nämlich das Wahlrecht, so quasi 
am Silbertablett serviert bekommen. 


Aula: Unter Klasnic wird das Landes- 
museums Joanneum zerschlagen. Die 
Sammlungen der „Alten Galerie“ wur- 
den ausgelagert, die kunsthistorische 
Sammlung verkommt in einem Lager! 


Schöggl: Das ist schlicht und einfach 
eine kulturpolitische Katastrophe! Wir 
haben uns mit Kräften gegen die Über- 
siedelung der „Alten Galerie“ ge- 
stemmt. Wir werden darum kämpfen, 
daß die historischen Schätze der Steier- 
mark der Bevölkerung wieder zugäng- 
lich gemacht werden, und zwar einer- 
seits in einer Form, die den Respekt 
und die Hochachtung vor diesen kultu- 
rellen Leistungen verdeutlicht, und an- 
dererseits in einer lebendigen Form. 


Aula: Sie haben als Verantwortungsträ- 
ger des Ressorts Volkskultur 2005 zum 
Jahr der steirischen Volkskultur ausge- 


rufen. Was wollen Sie damit erreichen? 


Schöggl: Ich sche meine Aufgabe und 
Berufung, auch einen Teil meiner Le- 
bensfreude in der Pflege der Alltagskul- 
tur, wie ich die Volkskultur auch gerne 
nenne, weil sie für mich identitätsstif- 
tend ist. Denn ohne diese Alttagskultur 
würde unser Land sehr arm dastehen. 


Gründerdämmerung 
im Widerstandsarchiv 


em Wiener „Dokumentations- 

archiv des österreichischen Wi- 

derstandes“ (DÖW) ward eine 
neue Leitung zuteil. Schon vor ihrer Er- 
nennung zur Nachfolgerin von Wolfgang 
Neugebauer hatte seine bisherige Stellver- 
treterin Brigitte Bailer-Galanda (Jahrgang 
1952) mit dem braunen Schatten zu 
kämpfen, den ein Gründungsnazi auf das 
Widerstandsarchiv wirft. Um die Bela- 
stung des verewigten Zeitgeschichtlers 
Ludwig Jedlicka weiß die Leitung seit 
dreißig Jahren. Schon 1975 hatte man sei- 
ne Nazi-Daten beim Berliner „Document 
Center“ abgerufen. Doch Konsequenzen 
zog man keine. „Erst jetzt mußte sich die 
Institution wieder mit Jedlicka ausein- 
andersetzen. Weil die rechtsextreme Aula 
(5/04) die Causa ausgrub“, klagte die 
Wiener Zeitgeist-Zeitung Falter („Ein al- 
ter Kämpfer“, Nr. 35/04, S. 12). Ah- 
nungslose Antifaschisten fielen aus allen 
Wolken und fragten an, was es mit dem 
Nazi an der Wiege des Widerstandsarchivs 
für eine Bewandtnis habe. „Er saß zwar im 
Proponentenkomitee, hatte aber keine 
herausragende Stellung inne“, beschwich- 
tigte Brigitte wider besseres Wissen. 

Von den vier Uhnterzeichnern des 
Gründungsantrags war Jedlicka der ein- 
zige promovierte Historiker. Als Leiter 
des Wiener Instituts für Zeitgeschichte 
umgab er das Widerstandsarchiv mit 
dem Nimbus scheinbarer Wissenschaft- 
lichkeit. Er brachte nicht nur fachkom- 
petente Reputation ein, sondern adelte 
auch den kommunistischen Agitator 
Herbert Steiner zum anerkannten Aka- 
demiker. Und Steiner, von 1963-1983 
Leiter des Archivs, verstand es, den Wi- 
derstand, der erstens nach Ansicht der 
Alliierten überhaupt nicht ins Gewicht 
fiel und zweitens zu 80 Prozent ein kom- 
munistischer war, als „österreichisch-pa- 
triotischen“ Widerstand zu verkaufen. 

Dieser Etikettenschwindel wurde von 
Jedlicka gedeckt und wäre ohne seine 


Braune Flecken beim DÖW: 
DÖW-Gründer Jedlicka war einst ein 


strammer Nazi, doch davon wollen . 


wohl die Nazi-Jäger nichts wissen! 


Unterstützung niemals möglich gewesen. 
Die Behauptung der Neo-Chefin, der 
Nazi habe im Widerstandsarchiv „keine 
herausragende Stellung“ innegehabt, ist 
somit unwahr. Wahr ist vielmehr, daß 
Jedlicka unter allen Proponenten der exi- 
stentiell wichtigste war. „War Jedlicka ein 
begeisterter Nazi, der sich nach Kriegsen- 
de zum Demokraten läuterte? Oder bloß 
ein Opportunist, der sich immer nach 
dem politischen Wind richtete?“ fragt der 
Falter. „Keiner seiner Exkollegen traut 
sich ein Urteil zu.“ Die Historikerin 
Bailer achselzuckend: „Er hatte halt eine 
typisch österreichische Karriere.“ 

Der „alte Kämpfer“ (Falter) und „ty- 
pisch österreichische Karrierist” (Anm.: 
Bailer), war im Kriegsjahr 1916 auf die 
Welt gekommen. Der Lehrersohn war 
zwei Jahre alt, da starb sein Vater, k.u.k. 
Fähnrich der Reserve, an den Folgen ei- 
ner Gasvergiftung von der Italienfront. 
Von 1935 bis 1939 studierte Jedlicka 
Geschichte an der Wiener Universität. 
Sein Lehrer war Heinrich Ritter von 
Srbik, führender Vertreter einer gesamt- 
deutschen Geschichtsauffassung. 

Jedlicka war aber auch Hörer der Vor- 
lesungen von Edmund Glaise von 
Horstenau (1882-1946). Die Erinne- 
rungen des Direktors des Wiener Kriegs- 
archivs, Ministers im Kabinett Schusch- 
nigg und Vizekanzler im Anschluß-Ka- 
binett Seyß-Inquart und nachmaligem 
Reichstagsabgeordneten wurden in den 
achtziger Jahren unter dem Titel „Ein 
General im Zwielicht“ in drei Bänden 
veröffentlicht und enthalten auch au- 
thentische Angaben über Jedlicka. Laut 
dem von ihm 1938 eigenhändig ausge- 


füllten Fragebogen war dieser vom 3. 
November 1930 bis September 1935 
Scharführer in der Hitlerjugend und 
Pressereferent der illegalen HJ-Presse, 
trat am 1. September 1935 in die 
NSDAP ein und wurde am 1. Mai 1938 
mit der Nazi-Nummer 6.303.250 neuer- 
lich aufgenommen. 

Laut weiteren Bestätigungen war Jed- 
licka auch Mitglied des NS-Studenten- 
bundes und führte zeitweise die Fach- 
schaft der Historiker. Während seiner 
Wühlarbeit für die Nazis war Jedlicka 
aber auch seit 4. September 1934 einge- 
schriebenes Mitglied der nazifeindlichen 
„Vaterländischen Front“ und seit 1. April 
1936 sogar Zellenleiter derselben. Da er 
seine Amtswaltertätigkeit in der VF ver- 
schwiegen hatte, lief gegen ihn im April 
1941 ein Verfahren vor dem Parteige- 
richt, dessen Ausgang nicht dokumen- 
tiert ist. Nahe liegt wohl die Annahme, 
daß die Mitgliedschaft nur der wirt- 
schaftlichen Absicherung diente. 

Auch während des Wehrdienstes bei 
der Nachrichten-Ersatzabteilung 64 in 
Wien-Meidling und beim Heeresmu- 
seum stärkte Jedlicka seine Stellung als 
Stammführer in der Hitlerjugend, für die 
er das Amt eines „Behördenbeauftragten“ 
und das eines „Schul- und Hochschulbe- 
auftragten“ versah. Mit dem Historiker 
Taras von Borodajkewycz (1902--1984), 
der wegen seiner deutschösterreichischen 
Gesinnung 1965 vom Lehrstuhl gestürzt 
wurde, hielt Jedlicka Verbindung zu 
Glaise-Horstenau. Dieser notierte nach 
einer Besprechung über die Deutsche 
Akademie im Oktober 1940: „Am 
Schlusse drückte ich für die zwei nicht 
ohne Schwierigkeit (Boro und Jedlicka) 
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ganz nette Monatsgehälter heraus. Die 
Treue zu mir lohnt sich ihnen“ (Bd.2, S. 
553 f.). Im April 1941 hielt sich Glaise in 
seinem Büro auf „wo der kleine Jedlicka 
erschien und mir mitteilte, daß meine 
Entsendung nach Agram und meine Be- 
rufung zum Führer in Wien großes Auf- 
sehen erregt habe, nicht zuletzt bei Bal- 
dur“, dem Wiener Gauleiter und Reichs- 
statthalter von Schirach (Bd.3, S. 103). 
Die Ernennung von Glaise- 
Horstenau zum „Deutschen Bevoll- 
mächtigten General in Kroatien“ konn- 
te indes die militärische Niederlage der 
Nazis ebensowenig abwenden wie 
Jedlickas 1944 erschienenes Durchhal- 
te-Buch über die „Hoch- und Deutsch- 
meister“ mit dem Untertitel „700 Jahre 
deutsches Soldatentum“. Für den NS- 
Fanatiker wurde es Zeit zurückzuru- 
dern. Laut Bestätigung der Pensionsab- 
teilung des Wiener Finanzministeriums 
vom 8. Mai 1953 stieß Jedlicka 1943 
zur militärischen Widerstandsbewe- 
gung. Seine Tätigkeit sei den Personen 
gleichgestellt, die mit den Alliierten 
kämpften. Von diesen aber wurde Jed- 
licka laut Liste der „Kriegsverbrecher 
und aus Sicherheitsgründen verdächti- 
gen Personen“ als „Abwehr Official, Ge- 
freiter“ gesucht. Laut Informationen der 
Staatspolizei und der ÖVP war er „in 
den letzten Kampftagen in der Wider- 
standsgruppe Szokoll durch Vermitt- 


Das DÖW vor Gericht 


er sogenannte „wissenschaftli- 
che Leiter“ des DÖW, 
Wolfgang Neugebauer, hatte 
1992 in zwölf Punkten eine 
Ehrenbeleidigungsklage gegen den 
Universitätsdozenten Friedrich Romig 
ob eines Aula-Beitrages angestrengt. 
Nach sechs Jahren -- im Jahre 1998 
‚-- hat das Oberlandesgericht Wien in 
zweiter Instanz Recht gesprochen. Es 
ist dem Universitätsdozenten Friedrich 
Romig zu danken, daß dieser Prozeß 
durchgefochten und daf auf Angebote 
von Neugebauer, den Prozeß „ruhen“ 
zu lassen, nicht eingegangen wurde. 
Nur im 12. Klagspunkt, der lautet: 
„Was not tut, ist die systematische 
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lung wertvoller Nachrichten militäri- 
scher und politischer Art aktiv tätig“ 
(Bd.3, S. 45, Anm. 77 a). „Der Persil- 
schein ist mit Vorsicht zu genießen“, 
kommentiert der Falter. „Die Öösterrei- 
chischen Parteien buhlten nach Kriegs- 
ende schließlich intensiv um die Gunst 
ehemaliger Nazis.“ 

Der ehemalige Nazi Jedlicka begann 
seine neue Karriere als Verlagslektor und 
war von 1952 bis 1961 Kustos am Hee- 
resmuseum. Er wandte sich der damals 
als wissenschaftliches Fach noch umstrit- 
tenen Zeitgeschichte zu und kommuni- 
zierte schon seit 1950 mit dem neu ge- 
gründeten „Institut für Zeitgeschichte“ 
(IfZ) in München, dessen Leiter Helmut 
Krausnick ein ebenso alter Nazi war wie 
er. Obwohl Jedlicka in der Nazizeit der 
Kirche opportunistisch den Rücken ge- 
kehrt hatte, wurde er von der Katholi- 
schen Akademie als ordentliches Mit- 
glied akzeptiert. Die katholischen CV- 
Studentenverbindungen Aargau und 
Rudolfina verliehen dem Apostaten so- 
gar das Ehrenband. 

1958 habilitierte sich Jedlicka für 
„Neuere Geschichte mit besonderer Be- 
rücksichtigung der Zeitgeschichte“ an 
der Universität Wien, 1961 wurde er 
Leiter des auf seine Initiative gegründe- 
ten „Österreichischen Instituts für Zeit- 
geschichte“, 1966 außerordentlicher und 
1969 ordentlicher Professor. 


Bekämpfung dieses eiternden Ge- 
schwürs, das unser Land vergiftet“, hat 
das OLG das Ersturteil als „Wertungs- 
exzeßß“ bestätigt. In allen anderen elf 
Punkten wurde der von Neugebauer 
beklagte Romig freigesprochen. 
Das Urteil des OLG Wien vom 
4. Mai 1998 lautet in seiner Quintessenz: 
Es kann straffrei festgestellt werden, 
weil es ein Werturteil ist, vor allem aber, 
weil es detailliert belegbar ist: 
1. das DÖW ist eine Art Privat-Stasi, 
2. das DÖW ist eine kommunistische 
Tarnorganisation, 
3. das DÖW ist eine polypenartige 
Tarninstitution, 
4. das DÖW betreibt linksextreme Sub- 
version vor allem im Kulturbereich, 
5. das DÖW betreibt gesinnungs- 
terroristische Kampagnen vor allem 


Sein Schüler, der Zeitgeschichtler Ger- 
hard Jagschitz, beschreibt den Ordina- 
rius als „Aktenhuber“ mit einer Faible 
für die Monarchie und einer „regelrech- 
ten Begeisterung für Orden und Unifor- 
men“ — ausgenommen die Uniform des 
deutschen Heeres, die sich nach seiner 
Ansicht nicht mit dem „männlich schö- 
nen, echt österreichischen Offiziersant- 
litz“ eines Bernardis vertrage. Als Verfas- 
ser zahlreicher militärhistorischer Beiträ- 
ge nahm Jedlicka auch großen Einfluß 
auf die Traditionspflege des österreichi- 
schen Bundesheeres. Unter seiner Mit- 
wirkung entstand der erste Traditionser- 
laß, nach welchem jeglicher Bezug zur 
deutschen Wehrmacht verboten ist. 
Wenige Monate nach seiner Beförde- 
rung zum Hauptmann d. R. erkrankte 
Jedlicka während eines Kuraufenthaltes 
in Bad Gastein schwer. Am 29. April 
1977 segnete der Zeitgeschichtspapst das 
Zeitliche, indem er in Salzburg 61jährig 
an einem Nierenversagen starb. In sei- 
nem Nachruf würdigte Professor Adam 
Wandruszka Edler von Wanstetten den 
edlen Jedlicka, der im April 1945 am 
Wiener Rathausturm die rot-weiß-rote 
Fahne gehißt hatte. Im Hissen rot-weiß- 
roter Fahnen war NS-Jedlicka geübt wie 
kein Widerstandskämpfer: Rot-weiß-rot 
waren reichsweit die Fahnen seiner HJ — 
wenn auch in der Mitte mit schwarzem 
Hakenkreuz im weißen Quadrat. 


gegen Haider und die FPÖ, 

6. das DÖW schafft dabei ein Klima 
des Gesinnungs- und Meinungsterrors, 

7. das DÖW würde sich an erster Stelle 
finden, gäbe es in Österreich so 
etwas wie den jährlichen 
Verfassungsschutzbericht, 

8. das DÖW erscheint in pseudowissen- 
schaftlicher Aufmachung, 

9. und Punkt 10. das DÖW betreibt 
Geschichtsfälschungen und 
Geschichtsverdrehungen, 

11. das DÖW arbeitet mit einem 
Gemisch aus Lüge, Fälschung und 
Denunziation. 

So weit das Gerichtsurteil! 

2005: Neugebauer dankte ab, Bailer- 

Galanda kam, das DÖW wurstelt wei- 

ter — großzügig finanziert von der öf- 


fentlichen Hand! Ein Skandal! 


Stasi- Methoden im RFW? 


i n wes 


aukenschlag beim RFW Wien: Ei- 

nen Tag vor Ende der Einreichfrist 

der Wahllisten zu den Wirtschafts- 
kammerwahlen vom 12. bis 15. März 
stieß der Noch-Landesobmann des Rings 
Freiheitlicher Wirtschaftstreibender 
(RFW) Wien und FPÖ-Nationalratsab- 
geordnete, Kommerzialrat Detlev Neu- 
deck — ein ideologischer Nullgruppler 
und Scheibner-Günstling —, die von der 
Fraktion der „Fachliste der gewerblichen 
Wirtschaft — RFW“ in der Fachgruppe 
Immobilien in Wien einstimmig erstellte 
Liste in juristisch und demokratiepoli- 
tisch höchstbedenklicher Weise selbst- 
herrlich- um. Alle Fraktionskandidaten 
und sogar RFW-Urgestein Kommerzial- 
rat Otto Krenn, Spartenobmann-Stellver- 
treter für die Sparte Information und 
Consulting sowie Ausschußmitglied der 
Fachgruppe Werbung und Marktkom- 
munikation, oder Kommerzialrat Walter 
Sucher wurden kurzerhand abserviert. 


Steinkellner: für 30 Prozent-Grenze 


ie Freiheitlichen im oberöster- 
reichischen Landtag stellten un- 
längst den Antrag, daß die Lan- 
desregierung im Rahmen alles unterneh- 
men solle, „damit der Ausländeranteil in 
Oberösterreichs Pflichtschulklassen un- 
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se W; 2 cdeitD 
sen Auftrag handelt [ 


Statt dessen füllte Neudeck, der 1956 in 
der damaligen „DDR“ geboren wurde 
und als Kind zu den „besseren Deut- 
schen“ nach Österreich übersiedelte — 
man fragt sich, wie das damals möglich 
war —, die Liste mit überwiegend ausge- 
sprochenen Befürwortern des Verbots der 
Doppelvertretung für Immobilienmakler. 
Was bedeutet das Verbot der Doppel- 
vertretung für Immobilienmakler? Der 
Makler soll nach anglo-amerikanischem 
Vorbild zum einseitigen Parteienvertreter 
werden — quasi wie ein Rechtsanwalt. 
Profitieren würden dabei in Österreich 
die großen Immobilien-Franchiser 
RE/MAX und ERA, aber auch eingeses- 
sene Immobiliennetzwerke. Zusperren 
müßte dann zumindest ein Drittel aller 
Maklerfirmen, und zwar alle unabhängi- 
gen kleinen Maklerfamilienbetriebe, so- 
fern sie sich nicht Franchisern oder ein- 
gesessenen Maklernetzwerken (Börsen, 
Ringe) anschließen und unterordnen. 


Wie kommt ein Nationalratsabgeord- 
neter dazu, sich derart dubios und un- 
kollegial zu verhalten, daf man sich fra- 
gen muß, ob hier nicht blaue Mandatare 
einen Kotau vor ganz spezifisch egoisti- 
schen Wirtschaftsinteressen der Schwar- 
zen machen? Neudecks Amoklauf hatte 
zur Folge, daß nun zwei Listen, die der 
FPÖ nahestehen, zu den Wirtschafts- 
kammerwahlen antreten. 

Kaum hatte sich aufgrund des Neu- 
deck-Putsches die „Liste Wiener Immo- 
bilientreuhänder Dr. Elmar Dirnberger“ 
gebildet — dafür war gerade ein Tag Zeit! 
—, schon blies ihr der Wind ins Gesicht: 
Ein Informationsabend mit dem Wiener 
FPÖ-Obmann Strache durfte nicht im 
Haus der Kaufmannschaft stattfinden. 
Hatte auch da der Immobilientreuhän- 
der Neudeck und Kammerrat (nicht Ka- 
merad!) der Wirtschaftskammer Wien 
seine Hände im Spiel? Mit der authenti- 
schen „Liste Wiener Immobilientreuhän- 
der Dr. Elmar Dirnberger“ kandidiert als 
Spitzenkandidat eine vertrauenswürdige 
Person, die zehn Jahre Erfahrung als In- 
nungsmeister-Stellvertreter bzw. Fach- 
gruppenobmann-Stellvertreter hat. ! 


Ausländerquote an Schulen 


Ober osterr ichs! ER 


ter 30 Prozent gesenkt wird“. Sie begrün- 
deten ihre Forderung damit, daß der An- 
teil fremdsprachiger Kinder in oberöster- 
reichischen Pflichtschulklassen bei 
22 Schulen über 50 Prozent liegt. Und 
dadurch leidet nicht nur die Unterrichts- 
qualität, sondern es besteht die große 
Gefahr, daß die einheimischen Kinder 
nicht mehr ausreichend unterrichtet 
werden können und nur unzureichende 
Kenntnisse im Schreiben, Rechnen und 
Lesen vermittelt bekommen, da sich die 
Lehrer in erster Linie mit den zugewan- 
derten Kinder beschäftigen müssen. 

Mit einer 30 Prozent-Grenze für 
fremdsprachige Kinder in Pflichtschul- 
klassen könnte nach Ansicht der ober- 
österreichischen Freiheitlichen diesem 
Problem entgegengewirkt werden. Au- 
ßerdem würde eine solche Regelung die 
Integration der ausländischen Kinder er- 
leichtern und sich positiv auf Unter- 
richtsqualität und Deutschkenntnisse 


auswirken, meinte Günther Steinkellner, 
der Klubobmann der FPÖ im Linzer 
Landtag. Er verwies auch auf Artikel 5 
der Landesverfassung, in dem steht: 
„Landessprache ist die Deutsche Spra- 
che.“ Das sei, so Steinkellner, das Grund- 
prinzip, von dem man bei der Diskussion 
über die notwendige Sprachausbildung 
unserer Kinder ausgehen müsse. 

Hierbei verwies er auf Regelungen im 
Bundesland Hessen, wo Kinder erst ein- 
geschult werden, wenn sie Deutsch spre- 
chen. Ferner gibt es dort eine Quotenre- 
gelung, um Kinder mit nichtdeutscher 
Muttersprache entsprechend auf die 
Schulen zu verteilen. Stolz nannte der 
FPÖ-Politiker das freiheitliche Volksbe- 
gehren „Österreichs zuerst“ aus dem Jah- 
re 1992, das damals für Furore gesorgt 
hatte. Nun sei die Lage noch schwieriger. 
Steinkellner zeigte sich auch tiefbesorgt 
über die wachsende Ausländerkrimina- 
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as neue Gesetz ist pragmatisch, 

lebensnah und anwenderfreund- 

lich“ — mit diesen blumigen 
Worten umreißt die SPD-Bundestags- 
fraktion auf ihrer Internetseite den rot- 
grünen Entwurf des sogenannten Antidis- 
kriminierungsgesetzes, mit dem die Re- 
gierung Schröder demnächst die Deut- 
schen beglücken möchte. Selten hat man 
eine derart euphemistische Umschrei- 
bung für einen massiven Eingriff in Pri- 
vatautonomie, Eigentumsrechte und Ver- 
tragsfreiheit zu Gesicht bekommen. Das 
neue Gesetz, das Rot-Grün allen Bürgern, 
Gewerbetreibenden, Firmen und Verbän- 
den demnächst aufs Auge drücken will, 
markiert einen neuen Höhepunkt des 
ökosozialistisch-feministisch-gleichma- 
cherischen Wahns der Generation 68, 
welcher schnurstracks in die durch Über- 
regulierung, Bevormundung und Frei- 
heitsberaubung gekennzeichnete Dikta- 
tur der Political Correctness führt. 

Dabei hatte alles noch relativ harmlos 
angefangen: 2000 und 2002 erlegte 
Brüssel den EU-Mitgliedsstaaten drei 
Richtlinien auf, die Benachteiligungen 
aufgrund der ethnischen Zugehörigkeit 
und des Geschlechts unmöglich machen 
sollen. Nun könnte man denken, die 
BRD sei diesbezüglich ohnehin schon 
gut gerüstet, da eine derartige Diskrimi- 
nierung ohnehin durch das Grundgesetz 
untersagt wird. Doch da hat man die 
Rechnung ohne die gründalternative 
Ideologenriege um Claudia Roth und 
Volker Beck gemacht. Denn diese hat 


„Positive Diskriminierung”: 


Solange es gegen das eigene Volk 
geht, gelten andere Gesetze. 
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Anschlag auf 
Freiheit, Eigentum 
& Privatautonomie 


Der größte Skandal an 
der ganzen Sache ist, 
daß mit einer grund- 
legenden Rechtstra- 

dition gebrochen wird. 

Die Beweislast wird 
umgekehrt! 


Blond 
Blauäugig 
Blöd 


dafür gesorgt, daß die schlichte Umset- 
zung dreier EU-Richtlinien zu einem 
bürokratisch-illiberalen Gesetzesmon- 
strum ausgeartet ist, das so gut wie jeden 
in Deutschland einlädt, sich einmal so 
richtig fies diskriminiert zu fühlen. Da- 
bei setzte man in kurzerhand noch einen 
drauf: Nicht nur Ethnos und Ge- 
schlecht, sondern auch Religion, Alter 
und sexuelle Orientierung sollen nach 
dem Willen der Rot-Grünen zukünftig 
vor Diskriminierung geschützt werden. 
Doch geht es dabei tatsächlich um 
Schutz? Natürlich nicht! Es handelt sich 
um ein Gesetz, das mit den Mitteln der 
Bevormundung und der Gesinnungs- 
schnüffelei künftig die grundgesetzlich 
garantierte freie Aushandlung von Ver- 
trägen fundamental beschneiden und so- 
mit aushebeln soll. 

Ein paar Beispiele gefällig? Man kauft 
sich eine neue Waschmaschine, möchte 
die ausrangierte loswerden und setzt des- 
halb eine Anzeige mit dem Text „Ge- 
brauchte Waschmaschine günstig an jun- 
ge Familie abzugeben“ in die lokale Tages- 
zeitung. Böser Fehler! Denn damit 
schließt man von vornherein aus, daß das 
gute Stück auch gleichgeschlechtlichen 
Lebensgemeinschaften oder alleinstehen- 
den älteren Herren zugute kommt. Doch 
auch für Arbeitgeber, Vermieter, Woh- 
nungsgesellschaften, Versicherungen oder 
Gastwirte kann das Gesetz teuer werden. 
Ein abgewiesener Bewerber, der sich auf 
ein Stelleninserat gemeldet hat, behauptet, 
er sei nicht eingestellt worden, weil er Aus- 
länder sei. Als Indiz für die ausländer- 
feindliche Haltung des Arbeitgebers führt 
er die niedrige Ausländerquote in dessen 
Unternehmen an. Ein Prozeß kann auf 
der Grundlage des rot-grünen Gesetzes 
von dem Abgewiesenen — und das mit 
nicht geringen Erfolgsaussichten — ange- 
strebt werden. Auch ein Vermieter, der die 
Familie mit Kindern und nicht das homo- 
sexuelles Paar oder den arabischen Ma- 
schinenbaustudenten in seine Drei-Zim- 
mer-Wohnung läßt, muß mit einer Klage 
rechnen. Jeder Diskothekenbesitzer, der 
eine türkische Jugendgang vom Türsteher 
abweisen läßt, weil diese bekannt dafür ist, 
Ärger heraufzubeschwören, kann ins Fa- 
denkreuz der Gesinnungswächter geraten. 
Jeder Gastronom, der nicht das Geld hat, 
um seine Kneipe behindertengerecht um- 
zubauen, muß mit dem bösen Brief des 
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Rollstuhlfahrer-Anwalts rechnen. Und 
daß eine katholische Stiftung Stipendien 
nur an Studenten vergibt, die der eigenen 
Konfession angehören, könnte auch bald 
Geschichte sein. Der größte Skandal an 
der ganzen Sache ist, daß mit einer grund- 
legenden Rechtstradition gebrochen wird. 
Die Beweislast wird umgekehrt! Im Zwei- 
felsfall wird der Vermieter den Beweis er- 
bringen müssen, daß er dem arabischen 
Studenten die Drei-Zimmer-Wohnung 
nicht aufgrund seiner Herkunft vorenthal- 
ten hat. Ebenso werden der Arbeitgeber 
und der Disko-Inhaber beweisen müssen, 
daß sie keine „Ausländerfeinde“ sind, 
wenn ihnen dies unterstellt wird. Und der 
Kneipier wird belegen müssen, daß er 
nicht grundsätzlich etwas gegen Men- 
schen mit Handicap hat, sondern nur aus 
Geldmangel keine Rollstuhlrampe oder 
Behindertentoilette einbauen kann. Die 
großen Profiteure bei diesem Spiel werden 
einzig und allein die Anwaltskanzleien 
sein. In England hat die Einführung ähn- 
licher Vorschriften durch den Sex 
Discrimination Act dazu geführt, daß sich 
die Klagen wegen Diskriminierung auf- 
grund des Geschlechts vor den Arbeitsge- 
richten innerhalb eines Jahres von 7.000 
auf rund 14.000 verdoppelt haben. 


Der Entwurf des Antidiskriminie- 
rungsgesetzes, den Bundesjustizministe- 
rin Zypries (SPD) für Rot-Grün vorge- 
legt hat, kommt im Gewand vermeintli- 
cher Gleichbehandlung daher, stellt real 
jedoch gefährlichsten Sprengstoff für den 
sozialen Frieden und die Wirtschaftsord- 
nung in Deutschland dar. Die Absicht, 
durch das Gesetz die grundrechtlich ge- 
forderte Gleichbehandlung im Privat- 
recht zu verankern, greift unzulässiger- 
weise in die verfassungsmäßig geschützte 
Vertragsfreiheit ein. „Was uns bevorsteht, 
ist die Zerstörung des Rechtsstaates“, so 
der liberale Ökonom und Buchautor Ro- 
land Baader, denn der „Katalog der 
Grundrechte wandelt seinen Charakter. 
Er wird von einem Schutzschild der Bür- 
ger gegen den Staat zu einer Waffe des 
Staates gegen den Bürger.“ Diesem An- 
schlag auf die Grundsätze von Freiheit 
und Rechtsstaatlichkeit, erdacht von 
„weltfremden, missionarisch und ideolo- 
gischen Bürokraten“ (Arbeitgeberpräsi- 
dent Dieter Hundt), muß aus freiheitli- 
cher Sicht erbitterter Widerstand ent- 
gegengesetzt werden. Mit Riesenschrit- 
ten nähern wir uns nämlich einem Staat, 
von dem Orwell noch nicht einmal zu 
träumen gewagt hätte. 
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Orwells „1984“: So wie Rot-Grün malte 
sich nicht einmal er die totale Kontrolle aus! 
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8.000 nationale 
eutsche in Dresden 


n Dresden versammelten sich am 13. 

Februar zum Trauermarsch der Jun- 

gen Landsmannschaft Ostpreußen 
(JLO) ca. 8.000 überwiegend junge na- 
tionalbewußte Deutsche. Sie zogen dabei 
friedlich vom Platz vor dem Landtag 
über die Marienbrücke auf die Neustäd- 
ter Elbseite und von dort zurück zum 
Ausgangsort. Die Teilnehmer gedachten 
damit auf würdevolle Weise den Hun- 
derttausenden Toten des britisch-ameri- 
kanischen Terrorangriffs vom 13./14. Fe- 
bruars 1945. Zuvor sprachen neben Ale- 
xander Kleber von der JLO, der Ex-Bun- 
desvorsitzende der Republikaner, Franz 
Schönhuber, der sächsische NPD-Frak- 
tionsvorsitzende Holger Apfel und der 
Bundesvorsitzende der Deutschen Volks- 
union (DVU), Gerhard Frey. Etwa 2.500 
Polizeibeamten schützten die Veranstal- 
tung in vorbildlicher Haltung gegen den 
wie üblich erschienen roten Mob. An der 
Augustusbrücke versuchten sie, den 
Demonstrationszug mit brennenden 
Mülltonnen und Barrikaden aufzuhal- 
ten, die von der Polizei aber geräumt 
wurden. Provokationen und Störaktio- 
nen zum Beispiel mit einer Charlie 
Chaplin Rede aus Lautsprechern wurden 
von den Teilnehmern an dem Trauerzug 
ignoriert. Das Bismarckwort von den po- 
litischen Geisteskrankheiten im deut- 
schen Volk fand auch an diesem Tag wie- 
der seine traurige Bestätigung: In einem 
Fahnenmeer von USA- und Israel-Fah- 
nen waren Spruchbänder wie „No tears 
for Krauts“ — „Do it again, Bomber Har- 
ris“ — „Alles Gute kommt von oben“ und 
„Deutschland verrecke“ zu lesen. Warum 
die Polizei die verbrecherischen Spruch- 
bänder nicht beschlagnahmt und die Ur- 
heber derselben nicht festgenommen hat, 
ist eigentlich unverständlich. Der Tatbe- 
stand der Verunglimpfung des Anden- 
kens Verstorbener lag auf jeden Fall vor. 
Oder gilt für deutsche Opfer Recht und 
Gesetz nicht? Ein hervorragender Vertre- 
ter beider Fahnen, ein US-Unterstaatsse- 
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kretär mit Namen Stuart Eizenstat hatte 
erst vor wenigen Jahren gegenüber dem 
unbotmäßigen deutschen Verhandler in 
Sachen ewiger sogenannter Wiedergut- 
machung, Otto Graf Lambsdorff, die 
von den Deutschen noch nicht bezahlten 
Kriegsreparationen in den Raum gestellt. 
Werden die Kommunen von Hamburg 
und Dresden jetzt zum Bezahlen der 
noch offenen Phosphorrechnungen auf- 
gefordert? Dresdens Oberbürgermeister 
Ingolf Roßberg (FDP), ein Sühnedeut- 
scher erster Klasse, der den dümmlichen 
Spruch von der Brandfackel, die auf 
Deutschland zurückgefallen sei, im 
Munde führt, wäre wohl selbst dazu be- 
reit. Nein, Herr Roßberg! Es ist immer 
der Täter schuld und niemals das Opfer! 
Das keiner aus dem Bereich der eta- 
blierten Medien und Politischen System- 
parteien diese Auswüchse eines kranken 
Selbsthasses verurteilte, richtet sich 
selbst. Dann fehlt dazu nur mehr ein 
Herr Knopp, der für 1.000 Silberlinge 
„erforscht“ hat, daß die amerikanischen 
Menschenfreunde (Das Töten von Irakis 
macht wirklich Spaß! US-General James 
Mattis) niemals Tieffliegerangriffe gegen 
Zivilisten geflogen haben... 
„Hoch über allem Tosen steht ein Schrei / 
aus hundertausend Kinderkehlen: Mutter! 
/ Doch längst sind sie schon zu Kanonen- 
futter / verdammt und hingemäht wie dür- 
re Spreu. / Und Mütter schreien, herzzer- 
reifsend, wild, / nach Hans und Gretchen, 
Walter, Fritz und Liese. / Fort fährt das 
Morden auf der großen Wiese, / Wo Blut in 
Bächen auf den Rasen quillt. / Des Reiches 
Untergang — der nahe Sturz der ringenden 
Armeen — / genügte nicht! Der Mütter Höl- 
lenqual, / das letzte Schluchzen deutscher 
Kinderseelen, / das unersättlich hier der 
Feind befahl, / mag fürderhin sein Mordge- 
sicht erhellen.“ H. Hermann 


Linke Lichterkette: Ausdruck hilf- 
losen Protestes gegen den Dresdner 
Großaufmarsch am 13. Februar 2005 
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uf hohem Niveau und mit re- 
nommierten Referenten besetzt, 
präsentierte sich die Münchner 
Burschenschaft Danubia zu ihren 
22. Bogenhausener Gesprächen am 12. 
und 13. Februar. Passend zum Gedenk- 
jahr 2005 stand die Tagung unter dem 
Motto „60 Jahre nach Kriegsende — Lei- 
stungen und Irrtümer der Zeitge- 
schichtsforschung“. Das Einführungsre- 
ferat hielt der bekannte Historiker Prof. 
Ernst Nolte. Der 82jährige Träger des 
„Konrad-Adenauer-Preises“ der CDU- 
nahen Deutschland-Stiftung stellte in 
seinem Referat „Geschichtspolitik und 
Geschichtswissenschaft“ die Probleme 
seiner Historikerzunft dar, der durch po- 
litische Korrektheit und die Meinungs- 
freiheit einschränkende Gesetze das For- 
schen schwer gemacht werde. Natürlich 
ging Nolte, der 1986 den sogenannten 
Historikerstreit ausgelöst hatte, indem er 
Nationalsozialismus und Bolschewismus 
verglich und Interdependenzen aufzeig- 
te, auch ausführlich auf die Auswirkun- 
gen der jahrzehntelangen kommunisti- 
schen Herrschaft im Osten ein. Neben 
seinen inhaltlichen Ausführungen über- 
zeugte auch sein rhetorisches Geschick. 
Der zweite Vortrag behandelte ein 
militärhistorisches Thema, nämlich „Das 
Ende des Weltenbrandes im Pazifik“. 
Der promovierte Historiker Walter Post 
gab zunächst einen Überblick über die 
Entwicklung Chinas in der ersten Hälfte 
des vergangenen Jahrhunderts und schil- 
derte dann die Vorgeschichte des japa- 
nisch-US-amerikanischen Krieges im Pa- 
zifik. Hierbei betonte Post, daß die USA 
schon seit Mitte 1941 sowohl den kaiser- 
lichen Geheimcode, den Purpur-Code, 
als auch den Code der japanischen 
Kriegsmarine entziffert hatten und stets 
über die Absichten der Regierung des 
Tenno im Bilde waren. Roosevelt, der 
sein Land unbedingt in den Krieg führen 
wollte, nutzte den Informationsvor- 
sprung, um sein Volk zu täuschen. Er 
reizte das stark auf Importe angewiesene 
Japan bis aufs Äußerste, zumal er von der 
geheimen Versicherung des Deutschen 
Reiches wußte, Japan in einem Krieg ge- 
gen die USA zu unterstützen. Post Aus- 
führungen machten klar: US-Präsident 
FE. D. Roosevelt war der Kriegstreiber! 
Ein weiteres militärgeschichtliches 
Thema stellte auch der dritte Vortrag dar. 


Die Aula März 2005 


Die Aula 


Der Dozent an der Wiener Landesvertei- 
digungsakademie, Heinz Magenheimer, 
der über „Der deutsche Angriff auf Sow- 
jetrußland 1941“ bei Prof. Ludwig 
Jedlicka promoviert hatte, sprach über 
den „Fall Barbarossa — Die Vorentschei- 
dung“. Deutlich zeigte er die frühen Plä- 
ne der Sowjets auf, die einen Präventiv- 
schlag gegen Deutschland planten. Stalin 
wollte vor Abschluß des deutschen Auf- 
marsches an der Ostfront losschlagen und 
sich damit nicht das Gesetz des Handelns 
aus der Hand nehmen lassen. So habe der 
Schukow-Timenschko-Plan vom 16. Sep- 
tember 1940 vorgesehen, nach einem 
Zerschlagen der deutschen Heeresgrup- 
pen Mitte und Süd nach Norden vorzu- 
stoßen bis westlich von Danzig, um die 
ostwärts der Weichsel stationierten deut- 
schen Truppen abzuschneiden. 

Nachdem schließlich die Wehrmacht 
zuerst zugeschlagen hatte, kamen ihr 
beim Vorstoß nach Osten die massiven 
sowjetischen Truppenkonzentrationen 
im Grenzbereich zugute, die in Angriffs- 
formation angeordnet waren und in ra- 
schem Zupacken eingeschlossen werden 
konnten. Auch erbeutete Feindkarten 
bewiesen die Angriffspläne der Sowjets. 
Zum Verhängnis, so Magenheimer, wur- 
de den Deutschen der Verrat des Kom- 
munisten Richard Sorge, der bereits im 
September 1941 die Sowjets darüber in- 
formierte, daß Japan — es hatte sich am 
7. September 1941 erst für eine neutrale 
Haltung entschieden — nicht in den 
deutsch-sowjetischen Krieg eingreifen 


Hochkarätige Referenten (v. li.): Heidemann, Prof. Vogt, Prof. Nolte, Post 
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werde. Somit konnte Stalin 32 bis 35 
russische Divisionen, die zur Sicherheit 
gegen einen japanischen Angriff im äu- 
ßersten Osten stationiert waren, sofort 
abziehen, was Ende 1941 kriegsentschei- 
dend bei der Schlacht vor Moskau gewe- 
sen sei. Abschließend stellte Magenhei- 
mer klar, daß man nicht vom „Überfall 
auf die Sowjetunion“ sprechen könne, da 
ein Überfall Ahnungslosigkeit und man- 
gelnde Vorbereitung voraussetze. 

Ein noch recht junges Thema behan- 
delte im Anschluß daran der ehemalige 
Stern-Reporter Gerd Heidemann: „Hit- 
ler-Iagebücher — Geschichte und Hin- 
tergründe des größten Stern-Flops“. Als 
derjenige, der die vermeintlichen Hitler- 
Tagebücher aufgespürt hatte, fesselte 
Heidemann das Auditorium mit seinen 
Erzählungen. So war es ihm mit Hilfe 
von Verfassungsschutz und Stasi Anfang 
der 1980er Jahre gelungen, in die 
„DDR“ zu reisen, um Nachforschungen 
anzustellen. Erst nach intensiven Unter- 
suchungen und Vergleichen von Schrift- 
proben sei auch er sich sicher gewesen, 
daß es sich bei den ihm angebotenen Ta- 
gebüchern um die authentischen Klad- 
den Adolf Hitlers handele. 

Als letzter Redner präsentierte Prof. 
Michael Vogt, einst Sprecher der Deut- 
schen Burschenschaft, den von ihm zu- 
sammen mit Rechtsanwalt Olaf Rose 
hergestellten Film „Geheimakte Heß — 
Geschichte und Hintergründe der ge- 
scheiterten deutsch-englischen Friedens- 
verhandlungen“ (s. S. 521). M. Pfeiffer 
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Kaffeeklatsch in der Reichskanzlei: Der Führer empfängt die Schmelings. 


ER 


Des Führers 
eherne Faust 


m 2. Februar 2005 verstarb der 

weltberühmte ehemalige deutsche 

Boxweltmeister Max Schmeling 
99jährig in seinem Wohnort Hollenstedt 
in Norddeutschland. 1924 begann 
Schmeling seine Boxkarriere, die ihn früh- 
zeitig und mehrmals nach Neu York, ins 
damalige Mekka des Profiboxens, führte. 
Am 12. Juni 1930 erkämpfte er den Welt- 
meistertitel im Schwergewicht gegen den 
US-Amerikaner Jack Sharky. Nach einem 
regelwidrigen Tiefschlag seines Gegners in 
der 4. Runde konnte Schmeling nicht 
weiterkämpfen und wurde durch Disqua- 
lifikation seines Gegners zum Weltmeister 
erklärt. Am 3. Juli 1931 verteidigte er sei- 
nen Titel erfolgreich durch technischen 
K.O. in der 15. Runde gegen den US- 
Amerikaner Young Stribling. 

Schmelings berühmtester Kampf ging 
allerdings nicht um die Weltmeisterschaft: 
Am 18. Juni 1936 kämpfte er in New 
York gegen den sogenannten „Braunen 
Bomber“ Joe Luis, der als unschlagbar 


Internationale Ehrung: In Öster- 


reich würdigte man erst 2004 Max 
Schmeling , in den USA schon früher! 
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galt, aber damals noch nicht Weltmeister 
war. Schmeling fand einen Schwachpunkt 
in der Deckung seines Gegners und über- 
raschte die Boxwelt, indem er den „Brau- 
nen Bomber“ in der 12. Runde durch 
K.O. auf die Bretter schicken konnte. 
Dieses Ereignis wurde von deutscher Seite 
enthusiastisch gefeiert und von Teilen der 


Archiv 


NS-Presse als „Beweis für die Überlegen- 
heit der arischen Rasse“ gedeutet. 

Max Schmeling wurde daraufhin mit 
seiner Frau, der deutsch-tschechischen 
Filmschauspielerin Anny Ondra, der 
gute Beziehungen zu Reichsminister 
Goebbels nachgesagt wurden, vom Füh- 
rer Adolf Hitler zur Kaffeejause in die 
Reichskanzlei eingeladen. 40 Jahre später 
war diese Einladung in die Reichskanzlei 
eine Quelle von Qualen für den Intervie- 
wer Sigi Bergmann während einer Sport 
am Montag Sendung im ORF Zeit und 
Ort vergessend, äußerte sich nämlich das 
heute selbst von Bundeskanzler Schröder 
in Nachrufen als Widerstandskämpfer re- 
klamierte Boxidol äußerst positiv über sei- 
nen damaligen Gastgeber, und der immer 
verzweifelter im Abwiegeln bemühte 
Bergmann wurde aus dem Off sichtlich 
von einem wütenden Regisseur mit Regie- 
anweisungen bombardiert. Auch dem 
Mentor seiner Frau, Josef Goebbels, wur- 
de von seiten des Boxweltmeisters noch 
schnell Liebenswürdigkeit und Herzens- 
wärme attestiert, ehe ein sichtlich despera- 
ter Sigi Bergmann das Interview wieder in 
unverfängliche Bahnen leiten konnte. 

1940 wurde Schmeling zur Fall- 
schirmtruppe einberufen und nahm am 
Angriff auf Kreta teil, wobei er schwer 
verwundet wurde. Nach dem Krieg lebte 
der ehemalige deutsche Boxweltmeister 
mit seiner Frau Anny Ondra zurückge- 
zogen in Hollenstedt bei Hamburg. 
Dort züchtete der Champion Hühner 
und Nerze. Hans Hermanı 
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Mölders, Galland: führende ee in der Luftschlächt um England 


s ist kaum zu glauben, welche Ver- 

rücktheiten die BRD-Politik stets 

von Neuem hervorbringt. Jüngstes 
Beispiel ist der Fall Mölders. BRD-Ver- 
teidigungsminister Peter Struck (SPD) 
ließ in Zusammenwirken mit Bundes- 
tagspräsident Wolfgang Thierse (SPD) — 
letzterer ist dem Bundesbürger durch sei- 
nen zumeist grimmig-bußfertigen Ge- 
sichtsausdruck bekannt, der sich hinter 
einem mit Barthaaren fast zugewachse- 
nen Gesicht verbirgt — den tadellosen 
Jagdflieger des Zweiten Weltkriegs, einen 
Gentleman in Uniform, Oberst Werner 
Mölders, erster Träger der höchsten 
deutschen Tapferkeitsauszeichnung zu 
seiner Zeit, der Brillanten zum Eichen- 
laub, aus der Bundeswehr verbannen. 
Mölders, geboren 1913 und Führer einer 
Jagdstaffel im Spanischen Bürgerkrieg, 
bewährte sich in harten und schwierigen 
Einsätzen. Mit 14 Abschüssen wurde er 
der erfolgreichste Jagdflieger im Kampf 
gegen die roten „Ratas“ und erhielt als 
erst 25jähriger das Spanienkreuz in Gold 
mit Brillanten. Im Zweiten Weltkrieg 
vollbrachte Mölders erneut Fabelhaftes: 
Im Frankreichfeldzug bekam er nach 20 
Abschüssen am 29. März 1940 als erster 
deutscher Soldat das Ritterkreuz. Der 
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gläubige Christ Mölders hielt freund- 
schaftliche Kontakte zu seinem französi- 
schen Pendant, Oberst Bassous, und 
intervenierte bei Adolf Hitler wegen der 
NS-Kirchenpolitik. Wörtlich sagte der 
Fliegerheld zu seinem obersten Befehlsha- 
ber mutig: „Ich bitte Sie zu veranlassen, 
dafs die Verfolgung und Verleumdung des 
Bischofs von Münster unterbleibt.“ Er 
forderte, „Graf Galen nicht wegen seiner 
Kritik zu verfolgen“. „Dies ist mein 
Wunsch, den ich zu erfüllen bitte.“ Und 
zum Oberbefehlshaber der Luftwaffe, 
Reichsmarschall Hermann Göring, sagte 
Mölders: „Ich finde, es ist keine Kleinig- 
keit, wenn man dem Bischof zu Münster 
Drohbriefe ins Haus schickt und wenn 
die Gestapo Gottesdienste stört und Kir- 
chenbesucher verhört.“ 

Im Luftkampf gegen England bewährte 
sich Mölders erneut. Er führte bahnbre- 
chend neue Taktiken ein. Nach seinem 
40. Luftsieg erhielt er am 21. September 
1940 als zweiter deutscher Soldat — nach 
Generaloberst Eduard Dietl, der mittler- 
weile ebenfalls von der Bundeswehr ent- 
sorgt wurde — das Eichenlaub, nach sei- 
nem 72. Abschuß die Schwerter. An der 
Ostfront errang Mölders als erster Jagd- 
flieger der Welt den 100. Luftsieg. Dafür 


wurden ihm am 15. Juli 1941 die Bril- 
lanten, die bis Ende 1944 höchste deut- 
sche Tapferkeitsauszeichnung, verliehen, 
und am selben Tag, mit gerade einmal 28 
Jahren (!), hat man ihn zum General der 
Jagdflieger ernannt. Ausgerechnet auf 
dem Weg zum Staatsbegräbnis für Gene- 
raloberst Ernst Udet am 22. November 
1941 stürzte Mölders, der selbst nicht 
flog, mit einer Maschine ab. 

Die Bundeswehr hatte einen Lenkwaf- 
fenzerstörer nach Mölders benannt. Die- 
ser wurde mittlerweile ausgemustert. Fer- 
ner existieren noch das Jagdgeschwader 
74 Mölders in Neuburg an der Donau 
sowie die Werner-Mölders-Kaserne im 
niedersächsischen Visselhövede. Nun 
wird auf höchsten Befehl auch dort der 
Name Mölders getilgt! Warum? Das 
Bundesverteidigungsministerium be- 
gründet dies so, daf$ nach einem Bundes- 
tagsbeschluß aus dem Jahre 1998 Bun- 
deswehreinrichtungen nicht mehr die 
Namen von Angehörigen der deutschen 
Legion Condor, die auf der Seite von Ge- 
neral Franco im spanischen Bürgerkrieg 
gekämpft haben, tragen dürfen. 

Strucks Vorgänger, Rudolf Scharping, 
hatte noch etwas mehr Rückgrat gezeigt 
und eine Umbenennung abgelehnt, da er 
die Rolle des Piloten im NS-Gesamtsy- 
stem als „nicht so herausgehoben“ beur- 
teilte. Erst ein Hetzbeitrag in der ARD- 
Sendung „Kontraste“ im April 2004 
unterstellte Mölders eine schuldhafte Ver- 
strickung in der Legion Condor. Dabei 
tauchte die alte Legende vom „Sinnbild 
der Grausamkeit“ im Zusammenhang 
mit der Zerstörung der spanischen Stadt 
Guernica am 26. April 1937 erneut auf. 
Der gebürtige Breslauer Katholik Thierse 
griff in vorauseilendem Gehorsam als er- 
ster den Fall auf und setzte sich an die 
Spitze der Vernaderung des untadeligen 
Offiziers und bekennenden Katholiken, 
der 1941 in Breslau abgestürzt war. 

Da spielt es keine Rolle, daß Mölders 
nicht nur ein persönlich integrer Soldat 
war, sondern auch im totalitären NS-Sy- 
stem Zivilcourage zeigte und an höchster 
Stelle Einspruch gegen die Beschneidung 
der Kompetenzen und Handlungsfähig- 
keit der Kirche erhob. Sein Pech ist es 
einfach, Soldat einer Armee gewesen zu 
sein, die einen Krieg verloren hat und im 
nachhinein grundlos kriminalisiert wird. 
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Die Geschichte der deutschen Rechten nach 1945 


1. Bundesparteitag der NPD 1965 in Hannover: Aufbruch zu neuen Ufern und Senkrechtstart der neuen Partei 


it dem „Deutschland-Pakt“ 

haben NPD und DVU kürz- 

lich ihre bisher auf Einzelab- 
sprachen basierende Zusammenarbeit 
vertraglich fixiert und einen gemeinsa- 
men Fahrplan für die nächsten Jahre auf- 
gestellt. Skeptiker sehen dennoch — nach 
der verpatzten Landtagswahl in Schles- 
wig-Holstein sowie im Hinblick auf ei- 
nen drohenden Mißerfolg in Nordrhein- 
Westfalen (Mai 2005) — die Halbwertzeit 
des nationalen Rechtsbündnisses schon 
jetzt als überschritten an und rechnen 
mit einem baldigen Platzen der Koopera- 
tion, die mittlerweile auch von einem 
Großteil der sogenannten „Freien Natio- 
nalisten“, der Deutschen Partei (DP) 
und Teilen der Basis von Deutscher So- 
zialer Union (DSU) und Republikanern 
(REP) unterstützt wird. Auch wenn dem 
Bündnis damit — oftmals sicherlich auch 
mit der Intention, eine self fulfilling pro- 
phecy heraufzubeschwören - voreilig der 
Totenschein ausgestellt wird, steht eine 
solche Gefahr natürlich im Raume. Hier 
lohnt es sich, einmal den bisherigen 
Werdegang der Rechten in der Bundes- 
republik Revue passieren zu lassen. Da- 
bei wird deutlich, daß einem aufsehener- 
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regenden Höhenflug nicht selten ein tie- 
fer Fall folgte. Die deutsche Rechte hat 
sich nach 1945 ständig in einem Wech- 
selbad von Euphorie und tiefer Depres- 
sion befunden. 

Bereits im Jahr 1949 kommt es zur 
Gründung der Deutschen Konservativen 
Partei/Deutschen Rechtspartei (DKP/ 
DRP) und - infolge einer Abspaltung 
des radikalen Flügels — der Sozialisti- 
schen Reichspartei (SRP) um den ehe- 
maligen Generalmajor Otto Ernst 
Remer und den Schriftsteller Fritz Dorls. 
In Niedersachsen erreicht die DKP/DRP 
bei der Bundestagswahl 1949 8,1 % und 
zieht mit fünf Abgeordneten ins Bonner 
Parlament ein. Der SRP erzielt 1951 in 
Niedersachsen und Bremen mit 11 bzw. 
7,7 % aufsehenerregende Erfolge. Doch 
schon zu dieser Zeit wird gegen die SRP 
ein Verbotsverfahren angestrengt, da sich 
die Partei stark an die Programmatik der 
NSDAP anlehnt. Dies und das Fehlen 
einer demokratischen Struktur im Inne- 
ren führt 1952 dann auch zum Verbot 
der Partei. Aus der DKP/DRP geht 1950 
unterdessen die national-konservative 
Deutsche Reichspartei (DRP) hervor. 
Mit dem damaligen Bundestagsabgeord- 


neten Adolf von Thadden tritt hier zum 
ersten Mal ein Mann in den Vorder- 
grund, der später als einer der bedeu- 
tendsten Persönlichkeiten der deutschen 
Rechten zu großer Popularität gelangen 
wird. Zur gleichen Zeit bieten jedoch 
auch die Deutsche Partei (DP) und der 
Gesamtdeutsche Block/Bund der Hei- 
matvertriebenen und Entrechteten 
(GB/BHE), die mit Ministern in der Re- 
gierung Adenauer (CDU) vertreten sind, 
Nationalgesinnten eine politische Hei- 
mat. Beide Parteien erliegen letztendlich 
jedoch der tödlichen Umarmung durch 
die Union. Auch dort sowie in der FDP 
gibt es bis in die 60er Jahre hinein jeweils 
einen starken rechten Flügel. Die Natio- 
nalliberalen geben in der FDP bis zur so- 
zialliberalen Koalition 1969 den Ion an. 

Angesichts ausbleibender Wahlerfolge 
und der zunehmenden Zersplitterung im 
nationalen Lager wird 1964 in Hannover 
die Nationaldemokratische Partei 
Deutschlands (NPD) als Sammlungsbe- 
wegung aller nationalen Kräfte gegrün- 
det. Die DRP geht in der neuen Forma- 
tion auf, aber auch aus anderen Parteien 
und Gruppierungen — beispielsweise der 


DP, dem GB/BHE oder der nur in Bay- 
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NPD 


Hochdekoriert: SRP-Vize Remer 


ern aktiven Vaterländischen Union - er- 
fährt die neue Rechtspartei enormen Zu- 
lauf. Federn lassen müssen hierbei auch 
FDP und CDU: Zahlreiche Nationalli- 
berale und -konservative, darunter der 
langjährige hessische FDP-Landesvorsit- 
zende Heinrich Fassbender und Ex- 
CDU-Vertriebenenminister Linus 
Kather, schließen sich der neuen Rechts- 
partei an. Die NPD-Gründung wirkt wie 
eine Initialzändung. Der Partei gelingt in 
den folgenden Jahren der Einzug in sie- 
ben Landtage: Hessen (1966; 7,9 %), 
Bayern (1966; 7,4 %), Schleswig-Hol- 
stein (1967; 5,8 %), Rheinland-Pfalz 
(1967; 6,9 %), Niedersachsen (1967; 7 
%), Bremen (1967; 8,8 %) und Baden- 
Württemberg (1968; 9,8 %). Geführt 
werden die Nationaldemokraten dabei 
von dem bereits erwähnten Adolf von 
Thadden, der sich als „liberal-konservati- 
ver Gentleman“ bei Freund und Feind 
geachtet wird. Nach einer massiven Dif- 
famierungskampagne und höchstwahr- 
scheinlich von außen provozierten Vor- 
kommnissen scheitert die NPD bei der 
Bundestagswahl 1969 unerwartet mit 
4,3 %. Nun stellt sich ein Phänomen 
ein, das als geradezu paradigmatisch für 
die deutsche Rechte angesehen werden 
muß: Angesichts der Niederlage verfallen 
die bis dahin Erfolgsverwöhnten in Flü- 
gelkämpfe und Dauerzank. Der charis- 
matische Parteiführer verläßt die Partei 
schließlich entnervt. Sie versinkt im wei- 
teren Verlauf in die Bedeutungslosigkeit. 
Rechtswähler wenden sich wieder CDU 
und CSU zu. Vor allem die bayerischen 
Christsozialen mit ihrem Vorsitzenden 
Franz-Josef Strauß vermag es, frühere 
NPD-Wähler an die Union zu binden. 
Erst Ende der 80er Jahre kommt es 
wieder zu bundesweit beachteten Wahl- 
erfolgen der Rechten — einer nach wie 
vor zersplitterten Rechten, die einerseits 
durch die 1983 von den abtrünnigen 
CSU-Bundestagsabgeordneten Franz 
Handlos und Ekkehard Voigt sowie dem 
populären Starjournalisten des Bayeri- 
schen Rundfunks, Franz Schönhuber, 
ins Leben gerufene Partei Die Republi- 
kaner (REP), andererseits durch die 
1987 gegründete Deutsche Volksunion 
(DVU) des Verlegers und National-Zei- 
tung-Herausgebers, Gerhard Frey, reprä- 
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sentiert wird. 1989 ziehen die REP mit 
7,5 % überraschend ins Berliner Abge- 
ordnetenhaus ein. Bei der im selben Jahr 
stattfindenden Europawahl gelingt ih- 
nen - als erster Rechtspartei in der BRD 
überhaupt — bei einer bundesweiten 
Wahl der Sprung über die 5-Prozent- 
Hürde. Die REP schaffen mit 7,1 % den 
Sprung ins Europaparlament und bilden 
dort mit dem Front National Le Pens 
und den flämischen Nationalisten des 
Vlaams Blok eine gemeinsame Fraktion. 
Irotz schmerzhafter Niederlagen bei der 
ersten gesamtdeutschen Bundestagswahl 
und zehn Landtagswahlen im Jahr 1990 
schafft die Partei 1992 den Landtagsein- 
zug in Baden-Württemberg mit 10,9 %. 
Nach internen Querelen nimmt der 
langjährige Parteichef Franz Schönhuber, 
auf dessen charismatische Persönlichkeit 
die fulminanten Wahlerfolge primär zu- 
rückzuführen sind, seinen Hut. Zwar 
kann sein Nachfolger Rolf Schlierer den 
Erfolg von Baden-Württemberg 1996 
mit 9,1 % erneut wiederholen, doch da- 
nach schlittern die REP von Mißerfolg 
zu Mißerfolg. Mit dem zuvor beschrie- 
benen „Fluch“, dem die NPD Ende der 
60er Jahre erlegen ist, sind nun also auch 
die Republikaner belegt worden. 

Die DVU kann schon im Gründungs- 
jahr durch die Bremerhaven-Sonderklau- 
sel mit einem Abgeordneten in die Bür- 
gerschaft von Bremen einziehen (3,4 %). 
Dies kann bei der Landtagswahl 1991 zu 


einem Ergebnis von 6,2 % ausgebaut 


Gentleman: Adolf von Thadden 


werden, so daß der Einzug in Fraktions- 
stärke gelingt. Bei den folgenden Bremen- 
Wahlen 1995, 1999 und 2003 erreicht die 
DVU nur noch Ergebnisse bis 3 %, kann 
jedoch stets ihren Einzelkämpfer Siegfried 
Tittmann über Bremerhaven ins Parla- 
ment entsenden. Auch in Schleswig-Hol- 
stein (1992: 6,3 %) und Sachsen-Anhalt 
(1998: 12,9 %) packt die DVU den 
Landtagseinzug. Dabei tritt jedoch stets 
das gleiche Problem auf: Nach kurzer Zeit 
fallen die Fraktionen wegen Auseinander- 
setzungen mit der Münchener Parteizen- 
trale auseinander. Lediglich in Branden- 
burg, wo die DVU 1999 mit 5,3 % ins 
Parlament einzieht, bleibt die Fraktion 
stabil, so daß ihr dort 2004 mit 6,1 % der 
Wiedereinzug problemlos gelingt. 
Unterdessen wird die NPD seit 1996 
unter ihrem neuen Vorsitzenden Udo 
Voigt komplett umgekrempelt. Unter 
Voigts Ägide findet eine umfassende Ver- 
jüngung und Neuorientierung der Partei 
statt. Dabei öffnen sich die Nationalde- 
mokraten auch jenen Kräften, die durch 
eine Reihe von Organisationsverboten 
(FARB NE Wiking-Jugend) politisch hei- 
matlos geworden sind. Die NPD wan- 
delt sich von einem eher biederen und 
unscheinbaren Altherrenclub zu einer 
nationalistischen Partei mit einem schar- 
fen sozialen, z. T. sozialistisch anmuten- 
den Profil. Dies wirkt sich einerseits po- 
sitiv auf den Strukturaufbau in Mittel- 
deutschland, v. a. Sachsen (9,2 % 2004!) 
aus, zieht andererseits aber auch Provo- 
kateure, Irrläufer und staatlich subven- 
tionierte NS-Fetischisten an. [.T 
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ine rechte Oppositionspartei ist 
eine permanente Provokation für 
die etablierten Altparteien: Sie be- 
droht deren Exklusivanspruch auf Macht 
und Privilegien und stört sie bei der Ver- 
wirklichung gesellschaftspolitischer Zie- 
le, die sie — gestützt auf ihr abgeschlosse- 
nes Kartell — auch gegen den Willen ei- 
ner Mehrheit im Volk durchzusetzen be- 
reit sind. Die Gegenwehr der Etablierten 
besteht in Ächtung, Ausgrenzung und 
Medienblockade, die um so wirksamer 
ist, je einiger sich die Funktionseliten der 
Meinungsmacher darin sind, keinerlei 
demokratische „rechte“ bzw. „patrioti- 
sche“ Meinungen oder Kräfte zuzulassen. 
Durch Provokation um jeden Preis 
läßt sich diese Blockade zwar kurzfristig 
durchbrechen, aber kein dauerhafter 
Wahlerfolg erzielen. Diese Erfahrung 
mußte die NPD jetzt in Schleswig-Hol- 
stein machen: Trotz Protestpotential, 
trotz ständiger Erwähnung in den Me- 
dien und ohne ernstzunehmende rechte 
Konkurrenz blieb die NPD weit hinter 
den Erwartungen zurück. Die zum Teil 
schon hysterisch anmutende Berichter- 
stattung über NPD und Neonazis in den 
letzten Wochen ist schon wieder zu Ende. 
Die NPD ist damit in dieselbe Falle 
gelaufen, in die sich im Frühjahr 1994 
auch einige Republikaner verrannt hat- 
ten. Damals glaubten einige, durch ge- 
zielte Angriffe gegen den seinerzeitigen 
Vorsitzenden des Zentralrats der Juden 
aus der Schweigespirale ausbrechen zu 
können. Was zunächst auch gelang — aber 
eben nur um den Preis der Unwählbar- 
keit bei den nächsten Wahlen. Der neue 
Medienberater der NPD hätte seinen 
neuen Klienten aus eigener Erfahrung 
vor dieser Sackgasse warnen können. 
Durch martialisches, aggressives Auf- 
treten stößt man Menschen vor den 
Kopf, aber gewinnt keine neuen Wähler. 
Als hätte sie in einem Anfall von Grö- 
ßenwahn schon vergessen, welchem 
Umstand sie ihren Erfolg in Sachsen ver- 
dankt - nämlich dem zufällig zeitglei- 
chen Gipfel des Anti-Hartz IV-Protestes 
kurz vor der Wahl —, als müsse sie be- 
rauscht vom Sieg ihre Tarnung fallenlas- 
sen und ihre wahren Absichten offenba- 
ren, bediente die NPD in den letzten 
Monaten bedenkenlos die Klischees vom 
häßlichen, glatzköpfigen, latent antise- 
mitischen, ewiggestrigen und zur Gewalt 
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In der Lage leben 


neigenden „Rechten“ und bot über diese 
offene Flanke dem politischen Gegner 
den Vorwand, sie in die braune Schmud- 
delecke zu stellen. 

Offenkundig geht es den NPD-Füh- 
rern nicht um sozialpolitische Reformen, 
sondern um die „Abwicklung“, d. h. Be- 
seitigung der staatlichen Ordnung. Es 
geht der NPD nicht um Demokratie 
oder um Beseitigung von Fehlentwick- 
lungen, sondern um eine undefinierte 
neue Volksgemeinschaft, die sich irgend- 
eine neue Ordnung suchen werde. Damit 
wird nicht nur offen der Sturz des Sy- 
stems (wie weiland 1933), sondern auch 
die Rückkehr zur politischen Ideenwelt 
des NS propagiert. Mit politischen La- 
denhütern aus dem 19. Jahrhundert aber 
läßt sich die Politik in unserem Land 
nicht gestalten. Ganz abgesehen davon, 
daß dies weder die bekämpften „System- 
parteien“ noch die politisch wirksamen 
Kräfte hinnehmen werden. 

Zugleich wird an dieser Stelle auch 
der unüberbrückbare Gegensatz deut- 
lich, der Republikaner und NPD nicht 
nur im politischen Stil, sondern auch in 
Inhalt und Zielsetzung fundamental 
trennt. Der Lackmus-Test ist das Be- 
kenntnis zur Demokratie. Wenn die mit- 
unter mit messianischem Pathos be- 


schworene „Einheit der Rechten“ nicht 
zustande kommt, so ist die Ursache da- 
für keineswegs — wie immer wieder ger- 
ne unterstellt wird — in der Eitelkeit und 
Postenverliebtheit von Parteifunktionä- 
ren zu suchen. Es gibt vielmehr handfe- 
ste sachliche Gründe dafür. 

Die von der NPD verfolgte Integra- 
tion von militanten Neonazis der sog. Ka- 
meradschaften hat den Gegensatz endgül- 
tig deutlich gemacht: Während die NPD 
zusammen mit den „Kameradschaften“ 
vom neuen nationalen Sozialismus und 
von einer neuen Diktatur der Volksge- 
meinschaft träumt, wollen die Republika- 
ner die Mißstände in unserem Land auf 
parlamentarischem Weg korrigieren und 
Fehlentwicklungen in unserem Staat im 
Wege der Reform beseitigen. Die Zielset- 
zungen der Republikaner lassen sich wie 
folgt auf einen Nenner bringen: 


Für den Erhalt des deutschen National- 
staates und unserer Verfassung. 

Erhalt der parlamentarischen 
Demokratie. 

Für die Mitwirkung und Mitarbeit in 
Parlamenten auf allen Organisations 
ebenen. 

Für Reformen unseres Gemeinwesens 
Gegen Sozialismus jedwelcher Spielart. 
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Gegen Nationalsozialismus und 
übersteigerten Nationalismus. 

Gegen Antisemitismus, Antigermanis- 
mus und Nationalmasochismus. 
Gegen Gewalt und gegen eine 
Verharmlosung des NS-Regimes. 
Gegen Volksfronten jeglicher Art. 


Republikaner und NPD verfolgen mit- 
hin völlig unterschiedliche politische 
Ziele. Mit überwältigender Mehrheit ha- 
ben die Republikaner daher zuletzt auf 
ihrem Bundesparteitag in Veitshöchheim 
eine Resolution verabschiedet, die ein 
klares Bekenntnis zur freiheitlich demo- 
kratischen Grundordnung und zur par- 
lamentarischen Demokratie abgelegt 
und die Beteiligung an einer „rechten 
Volksfront“ ebenso wie eine Zusammen- 
arbeit mit Parteien kategorisch abge- 
lehnt, die unseren Staat oder die freiheit- 
lich demokratische Grundordnung be- 
seitigen wollen. Ausdrücklich wurden 
gemeinsame Aktivitäten und Kandidatu- 
ren mit der NPD oder mit neonational- 
sozialistischen Organisationen und de- 
ren Umfeld ausgeschlossen. Dagegen 
wollen die Republikaner die Zusammen- 
arbeit mit Parteien, Gruppierungen und 
Personen suchen, die sich den gleichen 
Zielen verpflichtet sehen und sich unein- 
geschränkt zum Grundgesetz bekennen. 

Wer dauerhaften politischen Erfolg 
sucht und nicht nur Strohfeuer entfa- 
chen möchte, muß in der Lage leben. 
Politik soll - zumindest im patriotischen 
Verständnis — nicht dem Vergnügen der 
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Die Republikaner 


Dr. med. Dr. jur. Rolf Schlierer (|i.) 
ist ehemaliger baden-württembergi- 
scher Landtagsabgeordneter 
(*1955), Alter Herr der Burschen- 
schaft Germania Gießen und seit 
dem Abgang von Franz Schönhuber 
im Jahre 1994 Bundesvorsitzender 
der Partei Die Republikaner. 

Beim Bundesparteitag 2004 in 
Veitshöchheim bei Würzburg gab es 
ein klares Bekenntnis der 
Republikaner zum ‚freiheitlich de- 
mokratischen Rechtsstaat Bundes- 
republik Deutschland” und gegen 
eine Zusammenarbeit mit der NPD! 


Politiker, sondern dem Wohl der Bürger 
dienen. Das schließt ein, sich an der Le- 
benswirklichkeit der Deutschen des 21. 
Jahrhunderts zu orientieren und die 
Menschen nicht mit nostalgischen, ver- 
gangenheitsverherrlichenden Parolen 
und Ideologien zu bedrängen, mit denen 
sie nichts anfangen können und von de- 
nen sie sich abgestoßen fühlen. 

Wer gegen den Mißbrauch des Volks- 
vermögens und die Ausbeutung der So- 
zialsysteme durch Masseneinwanderung 
protestieren möchte, wird aufgrund sei- 
ner alltäglichen Erfahrung genau diffe- 
renzieren zwischen Ausländern, die ehr- 
lich arbeiten und sich integrieren und 
solchen, die das Gastrecht mißbrauchen 
und den Staat ausnutzen. Wer die Na- 
tionsvergessenheit und den Nationalma- 
sochismus der politischen Klasse und der 
Meinungsmacher verabscheut, will des- 
wegen noch lange keine fahnenschwin- 
genden Glatzköpfe marschieren sehen. 
Und wen die schändliche Mißachtung 
deutscher Opfer von Krieg, Vertreibung 
und Bombenterror im offiziellen Ge- 
denkbetrieb abstößt, der ist deswegen 
noch lange nicht einverstanden, im 
Gegenzug NS-Opfer als Opfer zweiter 
Klasse zu behandeln und ihnen das Ge- 
denken zu verweigern. 

Das Unbehagen ist groß. Eine wach- 
sende Zahl von Deutschen fühlt sich von 
der abgehobenen politischen Klasse 
nicht mehr vertreten. Die Wähler suchen 
nach einer seriösen — und das heißt — de- 
mokratischen und ehrlichen Alternative 


zu den Altparteien. Die Masse der po- 
tentiellen Rechtswähler sind eben keine 
Desperados und verhinderten Revolutio- 
näre, die mit der bürgerlichen Existenz 
schon abgeschlossen haben. Sie gehören 
vielmehr zu denen, die diesen Staat tra- 
gen und durch die Mißwirtschaft und 
antideutsche Politik der Altparteien et- 
was zu verlieren haben. 

Die Republikaner verstehen sich als 
Gegenkraft, die diese Sorgen und Nöte 
aufgreift und sich dem Linksruck in Staat 
und Gesellschaft entgegenstemmt. Sie 
wollen dem von Politik und Medienbe- 
trieb marginalisierten ganz normalen 
Deutschen wieder eine Stimme geben. 
Um das zu erreichen, wollen sie durch ei- 
nen verfassungskonformen, sozialpatrioti- 
schen und demokratischen Kurs die dauer- 
hafte Etablierung einer Rechtspartei in 
Deutschland erreichen. Mit dieser Strate- 
gie haben die Republikaner neben unstrei- 
tigen Erfolgen auch zahlreiche Rückschlä- 
ge hinnehmen müssen. Im Kern ist die 
Strategie gleichwohl richtig. Unverzichtba- 
re Grundlage dafür ist eine seriöse Politik 
auf lokaler und kommunaler Ebene, mit 
der man sich das Vertrauen der Bürger und 
Wähler erwerben und sichern kann. 

Diese Basis ist freilich noch immer zu 
schmal, um auch auf Bundesebene wirk- 
sam in die Politik einzugreifen. Ein 
Haupthindernis bei der Verbreiterung die- 
ser politischen Basis ist zweifellos die an- 
haltende Diffamierung und Stigmatisie- 
rung durch Altparteien, Medien und Ver- 
fassungsschützer, die undifferenziert alles 
und jeden rechts vom etablierten Kartell, 
vom besorgten Patrioten bis zum militan- 
ten Neonazi, in einen Topf werfen und 
diskreditieren. Daß die NPD und ihre Ju- 
niorpartner mit ihrer „braunen Volks- 
front“ alles daran setzen, um die Zerrbil- 
der und Klischees durch ihre Aktionen zu 
bestätigen, ist schlimm genug und schadet 
dem Ansehen der seriösen Rechten und 
dem gemeinsamen Ziel aller demokrati- 
schen Patrioten, eine rechte demokratische 
Opposition zu etablieren. Das dümmste 
in dieser Situation wäre es, nach dem Mot- 
to: Ist der Ruf erst ruiniert..., eine braune 
Volksfront mit NPD und Kameradschaf- 
ten zu bilden. Schließlich ist auch nie- 
mand in der FPÖ auf den irrwitzigen Ge- 
danken gekommen, die politische Zu- 


kunft an der Seite der NDP zu suchen! 
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Aula: Herr Schönhuber, als ursprüng- 
lich scharfer Kritiker der NPD sind Sie 
nun zu deren medien- und europapoli- 
tischem Sprecher avanciert. Was bewog 
Sie zu diesem Schritt? 


Schönhuber: Meine Einstellung zu 
den Programmen der Rechtsparteien 
hat sich nicht geändert. Sie wird nach 
wie vor von der Äquidistanz bestimmt, 
deshalb bleibe ich auch parteilos. Geän- 
dert hat sich allerdings meine Einstel- 
lung hinsichtlich der Durchsetzbarkeit 
patriotischer Ideen. Und hier hat sich 
die NPD sowohl in ihrem personellen 
Aufgebot wie auch durch ihren kämpfe- 
rischen Einsatz als der Kristallisations- 


möchte ich nicht verhehlen, daß es auf 
bestimmten Seiten des so genannten 
konservativen Spektrums nachgerade 
ein Lustgefühl bedeutet, besonders jene 
Personen abzuwerten, die die größten 
Erfolge bei Rechtsparteien erworben 
haben. Die Linken dagegen tun alles, 
um radikale politische Veränderungen 
in der Vita ihrer Spitzenkräfte mit Ver- 
ständnis zu begleiten und zu verteidi- 
gen, man denke nur an Otto Schily. 


Aula: Die von vielen Rechten beschwo- 
rene Einheit im nationalen Lager ist mit 
dem Bündnis von NPD und DVU ein 
großes Stück nähergerückt. Es fehlen 
jetzt eigentlich nur noch die Republika- 


man schon nicht gemeinsam siegen 
will, so ist sicher, daß man gemeinsam 
verlieren wird. 


Aula: Die NPD bekam bei der Land- 
tagswahl in Sachsen 9,2 Prozent der 
Stimmen, in Schleswig-Holstein ver- 
paßte sie mit knapp zwei Prozent deut- 
lich den Einzug in den Kieler Landtag. 
Wie erklären Sie sich den Absturz im 
hohen Norden und wie sind Ihre Pro- 
gnosen für die deutsche Rechte für die 
Bundestagswahl 2006? 


Schönhuber: Sowohl die personellen 
wie auch organisatorischen Verhältnisse 
waren in Schleswig-Holstein weitaus 


„Halte Äquidistanz zu 


allen rechten Parteien" 


punkt der Rechten erwiesen. Außerdem 
habe ich immer wieder eine Zusam- 
menarbeit der rechten Parteien gefor- 
dert, die jetzt auch von der NPD in das 
Zentrum ihres Handelns gestellt wurde. 
Daß dies endlich gelingen möge, dazu 
möchte ich in beratender Form beitra- 
gen. Hinzu kam meine Empörung über 
die Behandlung von NPD-Funktionä- 
ren durch die Massenmedien. Gleich- 
zeitig sah ich die Schwächen der Partei- 
funktionäre, die sie immer wieder in 
mediale Fallen tappen lief. Hier will ich 
ihnen durch meine Erfahrungen als 
ehemaliger Chefredakteur helfen. Und 
als ehemaliger Abgeordneter des Euro- 
päischen Parlamentes möchte ich dazu 
beitragen, vorhandene Defizite in der 
Behandlung der europäischen Fragen 
zu beseitigen. Hilfreich könnten dabei 
meine Kontakte zu Persönlichkeiten der 
europäischen Rechten sein. 

Obgleich ich die gestellte Frage hier 
gerne beantwortet habe, weil sie von 
unvoreingenommener Seite kam, 


ner. Wie sehen Sie den Zustand Ihrer 
alten Partei, der Sie ja fast zehn Jahre als 


Bundesvorsitzender vorstanden? 


Schönhuber: Sie werden verstehen, 
daß mir hier als Mitbegründer die Ant- 
worten schwer fallen, vor allem, wenn 
ich daran denken, daß nach meinem 
Weggang die Partei zwei Drittel ihrer 
Mitglieder verloren hat und in die poli- 
tische Bedeutungslosigkeit abgerutscht 
ist. Aus einer großen parteipolitischen 
Hoffnung ist ein bourgeoiser Anpas- 
sungsverein geworden, der eigentlich 
überflüssig ist. Das meiste, was heute 
die Republikaner von sich geben, ver- 
treten CDU/CSU auch. Die intellek- 
tuelle Potenz der Republikanerspitze 
liegt zudem weit unter der von Mitglie- 
dern der NPD-Fraktion im Sächsischen 
Landtag. Mag sein, daß sich die REP- 
Spitze über die NPD-Niederlage in 
Schleswig-Holstein freut und in ihr eine 
Bestätigung der Abgrenzungspolitik 
sieht, sie vergißt dabei nur eines: Wenn 


schlechter als in Sachsen. Kam hinzu, 
daß bei einem zu erwartenden Kopf-an- 
Kopf-Rennen der stärksten Parteien die 
Kleinparteien stets auf der Strecke blei- 
ben, weil dem Wähler der Denkzettelef- 
fekt zu riskant ist und folgenreich sein 
kann. Das gilt auch für die PDS. 

Mich hat das Ergebnis nicht über- 
rascht. Ich habe mir nie Illusionen über 
den Stellenwert rechter Parteien im We- 
sten der Bundesrepublik gemacht, be- 
sonders nachdem die Republikaner 
durch innerparteiliche Querelen den 
naheliegenden Durchbruch verpaßt ha- 
ben. Der Weg zu einem erfolgreichen 
Abschneiden bei den Bundestagswahlen 
2006 ist steiniger geworden. Aber nie- 
mand kann heute voraussagen, wie die 
politischen Verhältnisse in der Bundes- 
republik im Jahre 2006 sein werden. 
Arbeitslosigkeit, Furcht vor Überfrem- 
dung und Kriegen werden eine ent- 
scheidende Rolle spielen. Aber auch bei 
der NPD-Spitze ist Selbstkritik ange- 
sagt. Hat man die politischen Resoziali- 


März 2005 


Renıhlikaner 


Die 


sierungsbestrebungen nicht zu weit 
getrieben? Konnte man sich nicht von 
Aufmärschen distanzieren wie jenen 
eines Christian Worch, die zwar nicht 
von der NPD organisiert, aber ihr zu- 
geschrieben wurden? Kameradschaft 
ist gut, aber sie darf durch die Herein- 
nahme kriminell gewesener Elemente 
den Gegnern der Partei nicht den 
Vorwand liefern, bei der NPD hand- 
le es sich um einen Ringverein. Will 
man beim Bemühen, in die Mitte der 


Gesellschaft vorzudringen, dürfen die 
Befindlichkeiten der Menschen nicht 
unterschätzt werden. Und ob man es 
gut heißt oder nicht, die Strapazierfä- 
higkeit der gedemütigten und umer- 
zogenen Deutschen ist nicht groß ge- 
nug, um allzu große Unruhe auszu- 
halten. Das kann, das wird sich wie- 


der ändern, aber nicht gleich. 


Aula: Schließen Sie es auch, daß der 
Alterspräsident des nächsten Deut- 
schen Bundestages Franz Schönhuber 
heißen könnte? 


Schönhuber: Das Ganze ist für mich 
persönlich kein Problem. Ich habe 
diese Frage nicht in die Debatte ge- 
worfen, sie ist an mich herangetragen 
worden. Spekulationen überlasse ich 
anderen. Ich muß nicht auf jeden 
Gaul aufspringen, der dahergalop- 
piert kommt. 
Das Gespräch führte 


Martin Pfeiffer. 


Die Aula März 2005 


NPD verfehlt Ziel 


-Grün rec giert dank dänischer Minderheit weiter! 


elten ist einer regionalen Wahl in 

der Bundesrepublik so viel Beach- 

tung zugekommen, wie es bei der 
Landtagswahl in Schleswig-Holstein 
vom 20. Februar 2005 der Fall ist. Doch 
diesmal waren dafür nicht — wie zuletzt 
in Sachsen und Brandenburg — die 
Wahlerfolge rechter Parteien verantwort- 
lich, sondern ein denkbar knapper Wahl- 
ausgang und der Umstand, daß einer bis- 
her wenig ernst- wie wahrgenommenen 
Nischenpartei die Rolle des Königsma- 
chers zukommt. Trotz herber Verluste 
und ohne eigene Mehrheit kann Rot- 
Grün im Norden weiterregieren — tole- 
riert von der Dänenpartei SSW. Die un- 
ter einem hohen Erwartungsdruck kon- 
kurrenzlos angetretene NPD bekam da- 
gegen im Land zwischen Nord- und Ost- 
see kein Bein auf den Boden und lande- 
te bei mageren 1,9 %. 

Allen Umfragen zum Trotze gelang es 
den Sozialdemokraten nicht, den Popu- 
laritätsbonus ihrer Spitzenkandidatin 
Heide Simonis gegen die erdrückend mi- 
serable Bilanz von Rot-Grün auszuspie- 
len. Dies führte letztendlich zu schmerz- 
haften Verlusten für die SPD, sie sackte 
von 43,1 % (Landtagswahl 2000) auf 
38,7 % ab. Die Grünen blieben wieder 
einmal von diesem Abwärtssog ver- 
schont. Auch die Visa-Affäre des grünen 
Bundesaußenministers Fischer wirkte 
sich — anders als erwartet — nicht auf das 
Ergebnis dieser voll und ganz von lan- 
despolitischen Themen bestimmten 
Wahl aus. Zwar konnten die Grünen 
keine Zugewinne verbuchen, schafften 
es jedoch, ihr Ergebnis von 6,2 % zu 
halten. Zweistellige Ergebnisse in den 
urbanen Zentren trugen hier maßgeblich 
zur Stabilisierung des Wertes bei. 

Die CDU, der, wie die Analysen der 
Wahlforscher ergaben, bei den relevanten 
Themen Arbeitsmarkt und Bildung eine 
weitaus höhere Kompetenz als Rot-Grün 
zugesprochen wurde, konnte die Pleiten 
und Pannen rund um ihren bodenständi- 
gen und erfahrenen, jedoch wenig popu- 
lären Spitzenkandidaten Peter Harry 
Carstensen ausbügeln: 5 % gewannen 


die Christdemokraten im Vergleich zur 
letzten Landtagswahl hinzu. Der ländli- 
che Raum ist wieder schwarz eingefärbt, 
rote Tupfer finden sich nur noch in den 
Städten und im Hamburger Umland. 
Die FDP mußte hingegen einen kleinen, 
aber letztlich entscheidenden Einbruch 
hinnehmen. Trotz des erfrischenden 
Wahlkampfes ihres Spitzenkandidaten 
Wolfgang Kubicki verloren die Liberalen 
1 % und lagen mit 6,6 % nur knapp 
über dem Ergebnis der Grünen. Daraus 
ergab sich schließlich, daß der schwarz- 
gelbe Block im von 89 auf 69 Sitze mini- 
mierten Kieler Landtag 34 Sitze ergattern 
konnte, während für Rot-Grün von vor- 
mals 46 Sitzen nur noch 33 übrigblieben. 

Eine knappe bürgerliche Mehrheit al- 
so, aus der eine CDU-geführte Regie- 
rung resultieren müßte, gäbe es da nicht 
den seit dem Bonn-Kopenhagen-Ab- 
kommen (1955) von der 5 %-Hürde be- 
freiten Südschleswigschen Wählerver- 
band (SSW), die Partei der dänischen 
Minderheit, die mit 3,6 % (- 0,5 %) 
zwei Abgeordnete (- 1) in den Landtag 
entsenden wird. Die 1948 auf Anord- 
nung der britischen Militärverwaltung 
installierte Dänenpartei, die sich mittler- 
weile auch als Vertreterin der „nationalen 
Friesen“ in Schleswig-Holstein sieht, 
kündigte schon vor der Wahl an, gegebe- 
nenfalls eine Minderheitsregierung nach 
skandinavischem Muster zu tolerieren. 
Daß der SSW nun zu Rot-Grün statt zu 
Schwarz-Gelb tendiert, darf nicht ver- 
wundern. Vor allem in der Bildungs- 
und in der Sozialpolitik sind Kompro- 
misse mit dem bürgerlichen Lager kaum 
möglich. Während CDU und FDP da- 
für eintreten, das bewährte dreigliedrige 
Schulsystem mit Hauptschulen, Real- 
schulen und Gymnasien in der bisheri- 
gen Form zu erhalten, will Rot-Grün die 
Einheitsschule bis zur neunten Klasse. 
Der SSW fordert gar die Abschaffung 
des dreigliedrigen Systems und will es 
durch das dänische Modell der „unge- 
teilten Schule“ ersetzen. Auch in anderen 
Fragen sieht man die sozialdemokrati- 
sche Prägung des SSW. T.Thomsen 
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a ist Chefredakt 


Junge Freiheit 


er öterreichische Beobachter 

blickt immer wieder verwundert 

nach Deutschland, wenn er die 
dortige politische Lage betrachten. Zu- 
mal national-freiheitliche Zeitgenossen 
reiben sich immer wieder die Augen, 
wenn sie das Parteiensystem der Bundes- 
republik Deutschland wahrnehmen: 
Gibt es doch bei den Preußen keine dem 
österreichischen nationalen „Dritten La- 
ger“ entsprechende politische Strömung 
von vergleichbarem Einfluß in den Parla- 
menten. Statt der FPÖ gibt es nur eine 
überwiegend linksliberale FDP und 
rechts der Unionsparteien einen Fleckerl- 
teppich siechender Parteisplitter unter- 
schiedlicher „nationaler“ oder „rechter“ 
Ausrichtung. Was läge also näher als der 
Ruf nach „Einheit aller Rechten“? 

Nun hat der Wahlerfolg der NPD im 
September 2004 in Sachsen nicht nur eine 
Hysterie in den bundesdeutschen Medien 
ausgelöst, in denen hektisch über ein neu- 
es Verbotsverfahren gegen die rechtsradi- 
kale Partei und gezielte Einschränkung 
von Grundrechten diskutiert werden, um 
unliebsame Aufmärsche und Protestzüge 
am Brandenburger Tor und Holocaust- 
Mahnmal in Berlin zu verhindern. Eine 
gewisse Hysterie hat offenbar auch das seit 
Jahren nach Erfolgen dürstende „nationale 
Lager“ erfaßt. Mancher sieht den Einzug 
„nationaler“ Abgeordneter in den Berliner 
Reichstag schon in greifbarer Nähe. Dem 
rechtskonservativen Publikum wollen 
selbst in diskutablen Zeitschriften manche 
Autoren einreden, mit der NPD sei die 
langersehnte „nationale Kraft“ da, quasi 
eine bundesdeutsche „FPÖ“ zu etablieren. 


Die NPD als 
Symptom 
der Krise 


Dieser hysterische NPD-Tsunamie hat 
manchen den Verstand und die Sinne be- 
nebelt. Da die NPD nun in Sachsen — un- 
ter konkreten Sonderbedingungen - einen 
Wahlerfolg (9,2 %) hatte, reden nun 
manche — auch ein Autor in der Aula - 
davon, man solle das „Divide-et-impera- 
Spiel des Establishments“ nicht mehr mit- 
machen „Grabenkämpfe“ einstellen, „kri- 
tisch-konstruktiv“ zusammenarbeiten. 

So weigert sich beispielsweise T'hor- 
sten Thomsen in seinen beiden letzten 
Beiträgen für diese Zeitschrift (Aula 
1/2005, 2/2005), das Problem der NPD 
beim Namen zu nennen: Sie ist schlicht 
und ergreifend konstitutionell eine natio- 
nalsozialistische Partei Der NPD-Chef 
Udo Voigt hat ausdrücklich bekräftigt 
(u.a. in einem vielbeachteten Interview 
mit der Jungen Freiheit), daß Nationalso- 
zialisteen zu einer wichtigen Grundströ- 
mung der Partei zählen. Nicht ehemalige, 
geläuterte etwa, wie sie alle große Partei- 
en — auch in Österreich — in ihren Reihen 
haben. Sondern junge, zum Teil mehr- 
fach vorbestrafte Straßenkämpfer, die 
sich unverändert ausdrücklich zu einem 
Neo-Nationalsozialismus bekennen. 

Die „Einheit der Rechten“ ist also 
eine Chimäre, eine Propaganda-These 
derjenigen, die uns die NPD als harmlo- 
se Protestpartei verkaufen wollen. Es gibt 
allein wenigstens eine antitotalitäre 
Rechte und eine totalitäre Rechte. Und 
es gibt wenigstens eine antisozialistische 
Rechte und eine sozialistische Rechte. 
Und so weiter. Daß die NPD also „die 
deutsche Rechte“ einen wird, ist ein 


schlechter Witz. 
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Nicht zu Unrecht hat die Aufnahme von 
drei Schlüsselfiguren der bundesdeut- 
schen Neo-Naziszene (hier ist der Begriff 
einmal angemessen) Aufsehen erregt: 
Neben Thorsten Heise (vorbestraft we- 
gen schwerer Körperverletzung, Land- 
friedensbruch, Nötigung) traten kurz vor 
der sächsischen Landtagswahl mit Tho- 
mas Steiner und Ralph Tegethoff zwei 
weitere Köpfe dieser Strömung der Partei 
bei, die vom NPD-Vorstand wegen ihrer 
Rolle in der „Szene“ regelrecht hofiert 
werden. Die NPD will hierbei unter 
dem Stichwort „Volksfront“ demonstra- 
tiv den Schulterschluß üben mit dem ge- 
samten politischen Spektrum, das auch 
nach vernünftigen Kriterien als rechtsex- 
tremistisch bezeichnet werden muß. 

Wie nun das jüngste Ergebnis der 
Landtagswahlen in Schleswig-Holstein 
zeigte, ist es der NPD trotz massiver Me- 
dienpräsenz nicht gelungen, auch nur an- 
nähernd die Klientel zu mobilisieren, die 
bereit wäre, eine „rechte“ Partei zu wäh- 
len. 1,9 % der Stimmen für eine NPD, 
die tage-, wochenlang die Nachrichten 
beherrschte, muß als ein einzigartiges 
Fiasko angesehen werden. Noch dazu, 
nachdem alle Konkurrenten (DVU und 
Republikaner) nicht angetreten waren. 

Spätestens jetzt tritt offen zutage, mit 
welchen Hypotheken sich diese Partei 
selbstverschuldet belastet hat. Von einer 
„modernen“ Rechtspartei im Sinne der 
Alleanza Nationale in Italien — geschwei- 
ge denn von der FPÖ in Österreich - ist 
diese Truppe Lichtjahre entfernt: Der 
NPD muß überhaupt nicht erst vorge- 
worfen werden, daß sie ihre Tradition im 
Nationalsozialismus sucht. Ein Blick in 
jede Ausgabe der Parteizeitung Deutsche 
Stimme genügt, um zu sehen, daß sich 
die NPD als ideologische Konkursver- 
walterin des Dritten Reiches ansieht. 
Kennzeichnend für diese geschichtspoli- 
tische Gefangenschaft ist, mit welchem 
Stolz sich die NPD darin sonnte, daß der 
Berater der sächsischen Fraktion, Karl 
Richter, als Komparse im Kino-Film 
„Der Untergang“ als einer der Hitler-Ad- 
jutanten Furore machen. „Dann gibt 
Hitler auch mir die Hand. Leise surrt die 
Kamera“, berichtete Richter stolz in ei- 
nem Zeitschriftenbeitrag. 

Es gibt in Deutschland einen Bedarf 
an einer nationalkonservativen Alternati- 
ve zu den Unionsparteien. Es gibt eine 
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Bereitschaft, demokratisch-rechtspopuli- 
stische Parteien zu wählen, dies haben 
die Erfolge der Republikaner in den 
neunziger Jahren, aber auch die der 
Schill-Partei gezeigt. Es gibt aber eine 
vernünftige und nachvollziehbare Aver- 
sion der Deutschen, quasi eine NSDAP- 
light serviert zu bekommen. 

Das vergleichsweise miserable Ab- 
schneiden der NPD in Schleswig-Hol- 
stein läßt sich nicht durch die Attacken 
der Medien schönreden. Im Gegenteil: 
Auch die FPÖ unter Haider hat die Er- 
fahrung gemacht, daß die Diskriminie- 
rung durch aggressive Medienkampa- 
gnen nach dem David-gegen-Goliath- 
Prinzip in einen eigenen Erfolg umge- 
münzt werden kann. Bei der NPD ist 
dies anders: Sie ist objektiv indiskutabel. 
Daß es in Sachsen zu einem derartigen 
Erfolg der jahrzehntelang im Rechtsau- 
fen-Ghetto mit 0,2 %-Ergebnissen da- 
hindümpelnden NPD gekommen ist, 
hat spezifische Gründe: 

1. Personelle Konzentration auf Sach- 
sen: Die NPD hat ihren Parteiverlag 
schon vor Jahren dort angesiedelt und in 
Sachsen einen Schwerpunkt ihrer Aktivi- 
täten entfaltet. 2. Die NPD hat tatsäch- 
lich ihre Organisation professionalisiert 
und ist zu durchschlagenden Wahlkam- 
pagnen in einem erstaunlichen Umfang 
fähig. 3. Die NPD hat die nur in den 
Ländern der ehemaligen „DDR“ fest eta- 
blierte Skinhead-Jugendsubkultur zu ih- 
rem Vorfeld erkoren und ist Kooperatio- 
nen mit den diese tragenden Freien Ka- 
meradschaften (auch diese gibt es in nen- 
nenswertem Umfang nur im Osten) ein- 
gegangen. 4. Der NPD gelingt es wie 
einst den linksextremen K-Gruppen bei 
den Grünen, rechtskonservative Forma- 
tionen zu unterwandern und auszuschal- 
ten. So gelang es den NPD-Strategen, 
den Landesverband der zuletzt in Sach- 
sen stärkeren Republikaner zu zermür- 
ben und durch Intrigen einen Wahlan- 
tritt zu verhindern. Derzeit wird ver- 
sucht, weitere Gruppen (Deutsche Partei 
und REP-Verbände) zu unterwandern 
oder zumindest zu neutralisieren. 

Wichtige Ursachen des NPD-Erfolgs 
sind aber auch das große Handycap der 
Partei im Westen: Marschierende Skin- 
head-Kolonnen werden im Osten, wo 
auf den Dörfern Glatzköpfe teilweise 
den Ton unter den Jugendlichen ange- 


ben, nicht im entferntesten so abstoßen 
wahrgenommen wie im Westen der Re- 
publik, wo diese als Zeichen eines rechts- 
radikalen Proleten-Kults identifiziert 
werden. Ferner werden im Osten alle 
Parteien als „Importe“, quasi als Fremd- 
körper der Wendezeit 1989/90 wahrge- 
nommen. PDS und NPD gelten in 
Sachsen als „bürgernäher“ und „authen- 
tischer“. Diese Situation gibt es im We- 
sten überhaupt nicht. 

Es ist bei der NPD nirgends ein ern- 
ster Ansatz zu erkennen, der die proble- 
matische Traditionsbindung an den Na- 


„Die Zeit ist reif für ei- 
nen Aufstand gegen 
das erstarrte Parteien- 
system. Ein massenhaf- 
ter Steuerboykott, pas- 
siver und aktiver Wi- 
derstand, empörte Re- 
volten liegen in der 
Luft. Bürger, auf die 
Barrikaden! Wir dürfen 
nicht zulassen, daß al- 
les weiter bergab geht, 
hilflose Politiker das 
Land verrotten lassen.” 


Prof. Dr. Arnulf Baring 2002 in der FAZ 


tionalsozialismus selbstkritisch debattie- 
ren würde. Es ist deshalb derzeit un- 
denkbar, daß sich diese Partei „wan- 
deln“ würde zu einer gemäßigten 
rechtspopulistischen Protestformation, 
wie wir sie auch aus anderen europäi- 
schen Staaten kennen. Die NPD brüstet 
sich vielmehr damit, das „System BRD“ 
stürzen zu wollen. Parteichef Voigt er- 
klärte gegenüber der Jungen Freiheit: „Es 
ist unser Ziel, die BRD ebenso abzu- 
wickeln, wie das Volk vor fünfzehn Jah- 
ren die DDR abgewickelt hat.“ 
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Die Zahl der Bürger in Deutschland, die 
„das System abwickeln“ wollen, bewegen 
sich indessen erfreulicherweise im unte- 
ren Promille-Bereich. Die Deutschen 
wollen aber in einer wachsenden Zahl, 
daß sich konkrete Politik in einem „na- 
tionalen“ Sinne ändert. Daß Interessen 
Deutschlands würdig vertreten werden. 
Dafß demokratische Grundrechte ge- 
schützt und die Macht der Parteien zu- 
rückgedrängt werden — aber im Rahmen 
der Verfassung. 

Vor über zwei Jahren schrieb Arnulf 
Baring in der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung einen einige Wochen lang leb- 
haft diskutierten Aufsatz. Baring, der als 
einziger Rechtsintellektueller noch zu 
Talkshows zugelassen ist, erklärte dort, 
Deutschland sei „heute nicht bedroht 
durch radikale Flügelparteien auf der 
Rechten oder Linken, sondern uns lähmt 
die Leisetreterei und Verantwortungs- 
scheu der beiden Großparteien der Mit- 
te“. Barings Text gipfelte in dem don- 
nernden Ausruf: „Die Zeit ist reif für ei- 
nen Aufstand gegen das erstarrte Par- 
teiensystem. Ein massenhafter Steuer- 
boykott, passiver und aktiver Wider- 
stand, empörte Revolten liegen in der 
Luft. Bürger, auf die Barrikaden! Wir 
dürfen nicht zulassen, daß alles weiter 
bergab geht, hilflose Politiker das Land 
verrotten lassen. Alle Deutschen sollten 
unsere Leipziger Landsleute als Vorbilder 
entdecken, sich ihre Parole des Herbstes 
vor dreizehn Jahren zu eigen machen: 
Wir sind das Volk!“ 

Da dieser etwas andere „Aufstand der 
Anständigen“ bereits in den Feuilletons 
versackte, geschweige denn Barrikaden 
erstürmt wurden, bedienen sich wütende 
Deutsche inzwischen eines anderen, von 
der Verfassung ebenfalls vorgesehenen 
Mittels, ihrem Unmut Luft zu machen. 
Sie machen schlicht ihr Kreuz auf dem 
Stimmzettel an einer anderen Stelle. Ein 
Potential von fünf bis zehn Prozent zieht 
in Erwägung, mangels durchsetzungsfä- 
higer Alternativen notfalls eine rechtsge- 
richtete Partei zu wählen. Allein die Mög- 
lichkeit dieses in der parlamentarischen 
Demokratie vorgesehenen legitimen Pro- 
testes stürzt die Republik regelmäßig in 
hysterische Schockzustände. Hektisch 
wird über Einschränkung von demokra- 
tischen Grundrechten debattiert, die von 
aufmuckenden Bürgern anvisierte Partei 
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Wen sollen Deutsche 
denn wählen, wenn sie 
eine restriktive Auslän- 

derpolitik wollen, 
wenn sie das multi- 
kulturelle Umkippen 
ganzer Städte stoppen 
wollen? Wen sollen sie 
wählen, wenn sie die 

Auflösung des Natio- 

nalstaates in einem eu- 
ropäischen Bundes- 
staat ablehnen? Wen 
sollen sie wählen, 
wenn sie gegen eine 
Aufnahme der Türkei in 
die EU und auch gegen 
eine „privilegierte 
Partnerschaft” sind? 


soll der Einfachheit halber gleich verbo- 
ten werden, um sie präventiv wieder vom 
Stimmzettel verschwinden zu lassen. 

Die großen Parteien haben nun in 
den letzten Jahren systematisch Positio- 
nen geräumt, die den Bürgern am Her- 
zen liegen. In dieses von den Etablierten 
verschuldete Vakuum stieß nun die 
NPD hinein. Wen sollen Deutsche denn 
wählen, wenn sie eine restriktive Auslän- 
derpolitik wollen, wenn sie das multikul- 
turelle Umkippen ganzer Städte stoppen 
wollen? Wen sollen sie wählen, wenn sie 
die Auflösung des Nationalstaates in ei- 
nem europäischen Bundesstaat ableh- 
nen? Wen sollen sie wählen, wenn sie ge- 
gen eine Aufnahme der Türkei in die EU 
und auch gegen eine „privilegierte Part- 
nerschaft“ sind? 

Haben sich nicht in all diesen Fragen 
die großen Parteien lange von den Bür- 


gern entfernt? Wurde nicht das bewährte 
Staatsbürgerrecht ohne Zustimmung der 
Bürger abgeschafft und Zuwanderung 
von künftigen Sozialhilfeempfängern in 
ein Land erleichtert, das unter der Zahl 
von über fünf Millionen Arbeitslosen 
ächzt? Haben etablierte Politiker nicht 
sogar immer wieder gefordert, „kontro- 
verse Themen“ aus Wahlkämpfen her- 
auszuhalten? Hat die Union nicht Natio- 
nalkonservative (Stichwort Hohmann) 
in ihren Reihen mundtot gemacht und 
Hand in Hand mit Rot-Grün rechtsde- 
mokratische Parteien wie die Republika- 
ner als „Verfassungsfeinde“ plattge- 
macht? Nun servieren NPD & Co. diese 
„ausgeblendeten“ Themen der Politik 
auf dem Silbertablett. 

Die NPD als derzeit radikalste „rech- 
te“ Partei tritt auch als bittere Rache des 
Wählers für das Ausschalten anderer, de- 
mokratisch gemäßigterer rechter oder 
konservativer Alternativen im Parteien- 
spektrum auf. Wenn bereits eine natio- 
nalliberale Formation wie der Bund 
Freier Bürger (BFB) des einst langjähri- 
gen bayerischen FDP-Landesvorsitzen- 
den, Manfred Brunner, oder die natio- 
nalkonservativen Republikaner als 
„rechtsradikal“ oder „rechtsextremi- 
stisch“ bekämpft werden; wenn ein 
grundanständiger CDU-Konservativer 
wie Martin Hohmann von den Medien 
und der eigenen Partei gejagt wird, allen 
voran von der Bild-Zeitung, die ihn bis 
heute als „Hetzer“ schmäht; wenn eine 
maßvolle politische Alternative gesell- 
schaftlich unmöglich gemacht wird, 
dann kommt schlußendlich auf einen 
groben Klotz ein grober Keil. 

Wie die Wahl in Schleswig-Holstein 
gezeigt hat, ist das „Volksfront“-Bündnis 
von NPD und DVU schon jetzt an seine 
Grenzen gestoßen. Der DVU als vom 
Münchner Nationalzeitungs-Verleger 
Gerhard Frey im Rahmen seiner Ge- 
schäftsinteressen gesteuertem „Phan- 
tom“ nimmt man den Parteicharakter 
nicht ab, der NPD nicht ihren Einsatz 
für Demokratie und Rechtsstaatlichkeit. 
Es ist ausgeschlossen, daß in dieser per- 
sonellen und organisatorischen Konstel- 
lation dem deutschen Parteiensystem 
und damit dem europäischen eine dau- 
ernde und respektable rechte Alternative 
erwachsen wird. 
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Aula: Herr Dr. Mechtersheimer, Sie 
sind der Koordinator der überparteili- 
chen Deutschland-Bewegung NPD 
standen Sie stets sehr kritisch gegen- 
über. Wie beurteilen Sie das jüngst ge- 
schlossene Bündnis zwischen NPD 
und DVU sowie das Wahlergebnis in 


Schleswig-Holstein aus rechter Sicht? 


Mechtersheimer: Der NPD muß ein 
demokratischer Patriot kritisch gegen- 
überstehen, wenn sie sich so verhält, 
wie Sie das in den letzten Jahren und 
jetzt wieder vor dem Desaster in 
Schleswig-Holstein getan hat. Ganz 
anders hat sich die NPD im Sächsi- 

schen Wahlkampf präsentiert; dort ist 

sie in der Mitte der Gesellschaft ange- 

kommen und wurde vom Wähler mit 

neun Prozent belohnt. Ich ging davon 

aus, daß sich die NPD im Eigeninter- 

esse insgesamt an diesem sächsischen 

Erfolgsrezept orientiert. Das war ein 

Irrtum. Jetzt ist die NPD dort gelan- 

det, wo sie vor Sachsen war: in der 

Bedeutungslosigkeit und so gesteuert, 
daß man mit ihr alles Nationale diskre- 
ditieren kann. Die 1,9 Prozent sind 
um so deprimierender, als die Partei 
von einem breiten Einigungswillen des 
patriotischen Lagers getragen war. 
Nachdem alle gemäßigteren Versuche 
gescheitert waren, wollten viele der ra- 
dikalen Alternative eine Chance ge- 
ben. Das Bündnis von NPD und 
DVU war eine einmalige Chance. 
Aber wenn NPD-Kandidaten im Fern- 
sehen als Steinewerfer gezeigt werden 
können, wenden sich Rechtswähler ab. 
Auch Partner der NPD werden sich 
zurückziehen, wenn sie nicht auch ver- 
brannt werden wollen. 


Aula: Sollten jetzt dennoch nicht alle 
Rechtsparteien an einem Strang ziehen 
und diesem Bündnis beitreten? 


Mechtersheimer: Das Bündnis hat 
seine Ausstrahlung verloren. Die Geg- 
ner der NPD-DVU-Allianz fühlen 
sich jetzt bestätigt. Allerdings hat die 
NPD viel aufgewirbelt, was Vorausset- 
zung ist für die Überwindung der par- 
lamentarischen Ohnmacht der Rech- 
ten und Freiheitlichen in Deutschland. 
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Koordinator der 
Deutschland-Bewegung: 
Dr. Alfred Mechtersheimer 
ist Oberstleutnant a. D. und 
war parteiloser Bundestags- 
abgeordneter für die 
Grünen von 1987-1990. 
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„Als demokratischer 
Patriot kritisch zur NPD“ 


Ein überzeugendes Nein zu National- 
sozialismus und Hitlerismus ist Voraus- 
setzung für Wählbarkeit. Wenn dies be- 
griffen wird, dann gibt es ein starkes 
Potential für einen Neuanfang. Der 
Abbau von Gegnerschaften infolge des 
NPD-DVU-Bündnisses ist ein Kapi- 
tal, das man investieren kann. Der Ei- 
nigungswille wurde mit dem Wahlde- 
saster im Norden nicht widerlegt, es 
wurde aber gezeigt, dafß man vorzeigba- 
re Kandidaten aus dem gesamten 
Spektrum braucht. Leider gibt es diese 
auch bei der nächsten Wahl im Mai in 
Nordrhein-Westfalen nicht. 


Aula: Welche Aufgaben sehen Sie nun 
für die Deutschland-Bewegung noch, 


wo doch derzeit die NPD alle rechten 
Gruppierungen aufzusaugen droht? 


Mechtersheimer: Diese Sogwirkung 
gibt es nach dem Debakel in Schles- 
wig-Holstein nicht mehr. Das Natio- 
nale hat in dem geistig verwüsteten 
Westdeutschland nur in Verbindung 
mit Werten wie soziale Gerechtigkeit 
und Frieden eine Chance. Wer für den 
Frieden eintritt, muß ein glaubwürdi- 
ger Gegner jeder Form von Gewalt 


sein. Sonst kann man dem medialen 
Dauerfeuer nicht standhalten. Diese 
Wertorientierung der Deutschland- 
Bewegung hat die gesamte nationale 
Szene beeinflußt. Eine zweite Kompo- 
nente unserer Arbeit ist die politische 
Aufklärung und das Aufbrechen der 
Tabus; denn die heutige politische 
Ordnung ist auf Tabus aufgebaut und 
deshalb schwach. In ihrer Schwäche 
greifen die Herrschenden zu immer 
neuen Verboten und Gesetzen. 


Aula: Ist Ihr Konzept einer Bewegung 
aufgrund der Dominanz der NPD im 
nationalen Lager nicht gescheitert? 


Mechtersheimer: Historisch begann 
eine neue Kraft stets als Ergebnis ge- 
sellschaftlicher Widersprüche und 
neuer Ideen. Erst dann folgten die Par- 
teien, um in staatlichen Strukturen 
wirken zu können. Deshalb gilt das 2- 
Säulen-Konzept aus Bewegung und 
Partei. Die parlamentarische Schwäche 
der Rechten kommt nicht von unge- 
fähr. Die Bewegung hat noch nicht 
den Boden bereitet, auf dem eine neue 
Politik dauerhaft wachsen kann und 
das Personal hervorbringt. 
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ls der Verfasser dieser Zeilen im 

Vorfeld der Bundestagswahl 1998 

in der Aula mit einer „Analyse“ na- 
tionaler Parteien aufwartete und dabei die 
NPD behandelte (vgl. Aula 9/98), wurde 
sein selbst gesteckter Anspruch — einer 
sachlichen „Analyse“ — von bürgerlich na- 
tionalen Lesern und von einer konservati- 
ven Berliner Zeitungsredaktion harsch zu- 
rückgewiesen. Die schmuddelige Partei 
ohne gesellschaftliche Reputation sei in 
dem Artikel zu gut weggekommen bzw. 
vom Autor zu apologetisch behandelt 
worden — obwohl in dem umstrittenen 
Text der NS-Kult von Teilen der NPD- 
Mitgliedschaft und des Umfeldes deutlich 
angesprochen wurde. 

Nun, sechseinhalb Jahre später sitzen 
die sächsischen Nationaldemokraten mit 
zwölf Abgeordneten im Dresdner Landtag 
— und manche ehemals bürgerlich natio- 
nalen Kritiker nähern sich seitdem der re- 
lativ erfolgreichen NPD an, die — trotz des 
Dämpfers bei der jüngsten Landtagswahl 
von Schleswig-Holstein immer noch das 
Ziel verfolgt - im Bündnis mit DVU und 
Freien Kameradschaften — 2006 in den 
Berliner Reichstag einzuziehen. Das The- 
ma von damals, der „Neonazismus“, ist 
aber nach wie vor aktuell geblieben. Den 
Führenden der NPD wie dem bürgerlich 
nationalen Spektrum ist es bislang nicht 
gelungen, den problematischen Gegen- 
stand einer umfassenden Analyse, ge- 
schweige denn einer Lösung zuzuführen. 
Während die einen das Problem ignorie- 
ren oder leugnen (die um Harmonie be- 
dachte NPD-Führung), dient es der ande- 
ren Seite der nationalen Medaille, den 
bürgerlichen Nationalen, nicht selten als 
Ritual zur Distanzierung. 

Einerseits ist zu fragen: Warum sollten 
die Nationalen dieses Thema der Antifa, 
den etablierten Parteien, den Lizenzme- 
dien und den Ämtern des Verfassungs- 
schutzes überlassen? Andererseits dürfte 
ebenso feststehen: Wer das Thema Neona- 
tionalsozialismus aus nationaler Sicht kri- 
tisch behandelt, sieht sich schnell — analog 
zum Thema „historischer NS“ - in den ei- 
genen Reihen dem Vorwurf ausgesetzt, 
Stichwortgeber des politischen Gegners, 
gar ein Verräter und Nestbeschmutzer zu 
sein. Aus diesem Irrgarten gilt es einen 
Ausweg zu finden! 

In dem vorliegenden Versuch einer 


Analyse des Neonazismus in der BRD - 


\ 
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aus nationaler Sicht — soll die Frage nach 
den historischen und politischen Ursa- 
chen sowie die nach den Nutzniefßern im 
Mittelpunkt stehen. Dabei ist davon aus- 
zugehen, daß sich in der Politik eine x-be- 
liebige Wirkung zumeist auf ein Bündel 
an Ursachen zurückführen läßt. Die Aus- 
gangsfrage cui bono (Anm.: „Wem nutzt 
es?“), die nicht selten in rechten Kreisen 
am Anfang einer Verschwörungstheorie 
steht, soll hier also nicht monokausal, son- 
dern auf vielfältige Antwortmöglichkeiten 
hin gestellt sein. Die pauschale Behaup- 
tung also, die NPD sei eine Agentur des 
Verfassungsschutzes, wie sie unlängst von 
einem bürgerlichen Analysten aufgestellt 
wurde, ist als Verleumdung zurückzuwei- 
sen — wobei sie sicherlich als begrenzte 
Teilwahrheit ihre Berechtigung haben 
dürfte. Die Binsenweisheit geheimdienst- 
licher Unterwanderung gilt freilich für Sy- 
stemopposition generell. Zudem hat das 
Verbotsverfahren gegen die NPD vor zwei 
Jahren gezeigt, daß die enttarnten VS- 
Spitzel keinesfalls einheitlich dem Kli- 
schee „dumpfer Neonazi“ zuzuordnen wa- 
ren, sondern mehrere davon mit bürgerli- 
chem Habitus aufgetreten waren. 

Dem Verfasser dient bei seiner Analyse 
des Neonazismus in der BRD sein reicher 
Erfahrungsschatz aus dem Innenleben na- 
tionaler Fundamentalopposition. Die 
nachfolgenden zehn Thesen sollen zum ei- 
nen Antworten auf die Frage nach der hi- 
storischen Entstehung des Neonazismus 
geben, zum anderen Gründe benennen, 
weshalb bislang immer wieder eine politi- 
sche Lösung des Problems gescheitert ist: 


Die verlorene Handlungsfähigkeit 
des Deutschen Reiches. Für die Deut- 
schen endete der Zweite Weltkrieg mit der 
totalen Niederlage. Die letzte Reichsregie- 
rung unter Großadmiral Karl Dönitz wur- 
de am 23. Mai 1945 von den Alliierten 
verhaftet, seitdem verfügen die Deutschen 
über keinen souveränen Staat mehr. Der 
militärischen Besatzung (in Österreich 
vorübergehend) folgte die Umerziehung 
im Sinne der alliierten Sieger. Durch die 
Überstülpung des BRD-Systems auf die 
einst sowjetisch besetzte (Ex-) „DDR“ 
greift nun auch der zersetzende Ungeist 
der amerikanischen reeducation auf Mit- 
teldeutschland über. Die Kriegspropagan- 
da der alliierten Feinde des Deutschen 
Reiches ist längst in die Geschichtsbücher 
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deutscher Schüler und Studenten eingezo- 
gen, die nun mit dem „Nasenring“ (Ar- 
min Mohler) der „Vergangenheitsbewälti- 
gung“ traktiert werden. Die alliierten 
Presselizenzen nach dem Kriege haben ihr 
übriges getan. Der deutsche Gutmensch 
sieht heute die Geschichte und ebenso die 
aktuelle Politik mit der Brille der alliierten 
Sieger und der Nachkommen des Holo- 
causts. Adolf Hitler ist zum Gott-sei-bei- 
uns des modernen Menschen geworden. 
Der gebürtige Oberösterreicher nimmt 
heute die Rolle des schlichtweg Bösen ein. 
Daf man als Gutmensch dem Bösen kei- 
ne berechtigten Ziele, guten Absichten 
und richtigen Fragestellungen zuerkennen 
darf, versteht sich von selbst. 


Die „Vergangenheit als Gegenwart” 
(Martin Walser). Die deutschen Gut- 
menschen messen die politischen Wir- 
kungen des historischen Nationalsozialis- 
mus mit der Elle gegenwärtiger, sprich 
vom alliierten Sieger vorgegebener „Wer- 
te“ (Demokratie, Menschenrechte, Be- 
freiung etc.). Sie lassen dabei — aus oppor- 
tunistischem Antrieb heraus — gerne außer 
acht, daf% die Deutschen vor über sechzig 
Jahren dieser „westlichen Wertegemein- 
schaft“ noch nicht angehört haben und 
demzufolge an diesem pseudomoralischen 
Mafßsstab gar nicht gemessen werden kön- 
nen. Niemand, der mit der „Gnade der 
späten Geburt“ (Helmut Kohl) ausgestat- 
tet ist, kann wissen, wie er damals - in der 
Ausnahmesituation des „Europäischen 
Bürgerkrieges“ (Ernst Nolte) — gehandelt 
hätte. Der Schriftsteller Martin Walser 
bringt diese Heuchelei mit der Formel 
„Vergangenheit als Gegenwart“ auf den 
Punkt, welche das Verstehen der eigentli- 
chen Vergangenheit verhindert. Dieser 
Zustand ist aufzulösen durch die Wieder- 
herstellung der Handlungsfähigkeit des 
deutschen Staates, dessen geschichtlicher 
Name „Deutsches Reich“ lautet. Eine Re- 
stauration des NS-Systems soll damit al- 
lerdings nicht verbunden sein, das nur aus 
der ideologischen Ausnahmesituation der 
zwanziger und dreißiger Jahre erklärbar 
ist. Der Neonazismus, der glaubt, den 
Gegenstand verherrlichen zu müssen, der 
vom verhaßten System tagtäglich in den 
Medien verteufelt wird, kann nur mit 
dem Untergang des fremdherrschaftlichen 
Systems selbst sein Ende finden. Bis dahin 
sind BRD und Neonazismus als zusam- 


mengehörig zu erkennen. Die Dämonisie- 
rung Adolf Hitlers bewirkt dessen Glorifi- 
zierung. Die BRD ist die Brutstätte des 
Neonazismus — nicht die NPD! 


Die fehlende nationale Kritik am hi- 
storischen Nationalsozialismus. Der 
parteipolitische Nachkriegsnationalismus 
hat es über Jahrzehnte hinweg versäumt, 
eine intellektuell anspruchsvolle Kritik des 
historischen Nationalsozialismus zu ent- 
wickeln beziehungsweise eine solche auf- 
zugreifen, um somit der Apologetik in den 
eigenen Reihen entgegenwirken zu kön- 
nen. Vielen NS-Apologeten ist bis heute 
die kritische Bilanz unbekannt geblieben, 
die bereits von Teilen der politischen und 
militärischen Führungselite des Dritten 
Reiches (u.a. von Alfred Rosenberg, Joa- 
chim von Ribbentrop und Heinz 
Guderian) und von einfachen Soldaten 
und Offizieren (Ernst Jünger und Franz 
Schönhuber) gezogen wurde. Die weni- 
gen qualifizierten Nachkriegspublizisten 
des eigenen Lagers (vor allem Herbert 
Taege, Hans-Dietrich Sander, Armin 
Mohler, von der jüngeren Generation 
Werner Bräuninger), die sich mit diesem 
Thema fundiert auseinandergesetzt ha- 
ben, sind entweder nie verstanden oder 
völlig ignoriert worden. Die Früchte ihrer 
Arbeit ist nie in die Selbstreflexion natio- 
naler Parteipolitik einbezogen worden. 
Somit gibt es im Nachkriegsdeutschland 
nur zwei Pole, welche unheilvoll die Aus- 
einandersetzung mit dem Dritten Reich 
bestimmen: Die überquellende und me- 
dial geförderte Schuldliteratur und — als 
ihre Kehrseite — die Rechtfertigungjlitera- 
tur, die auch dort rechtfertigt, wo es gar 
nichts zu rechtfertigen gibt. Mit welcher 
moralischen Berechtigung jammert ein 
Neonationalsozialist über die fehlende 
Rechtstaatlichkeit der BRD oder über das 
mangelnde Völkerrechtsbewußtsein in der 
US-Außenpolitik, wenn sein eigenes sy- 
stempolitisches Vorbild in diesen Berei- 
chen zu Verfehlungen geführt hat (u.a. 
Verfolgung politisch Andersdenkender, 
Ostpolitik von Erich Koch)? Nicht selten 
gerät der nationale Deutsche zum unein- 
geschränkten Anwalt des Dritten Reiches 
und spielt somit die ihm vom System zu- 
gewiesene Rolle. (Fortsetzung folgt) 
juraen >Scnwap 
Der Autor war bis 1999 Redakteur der Aula 
und ist nun parteiloser, freier Publizist. 
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„Kalter Frieden” 


iesen Titel — „Kalter Frieden“ in 
Nahost — verwendete der legen- 
däre Berichterstatter über den 
Sechs-Tage-Krieg (1967), Hans Bene- 
dict. Das, was vor bzw. nach diesem 
Waffengang geschah, bestimmt die Be- 
ziehungen zwischen Israelis und Palästi- 
nensern, d.h. die Zukunft der Region, in 
der sie leben, bei Mitwirkung der USA. 

Vor dem Ausklang des Zweiten Welt- 
krieges (1945), auch noch vor dem Ende 
des britischen Palästina-Mandates (1948) 
gab es bereits blutige Auseinandersetzun- 
gen in der Region zwischen Arabern und 
Juden. Die einen vollkommen unbewaff- 
net und ohne zentrale Führung, die ande- 
ren bestens gerüstet und in die militäri- 
schen Kampfgruppen Irgun Zwai Leumi, 
Haganah und Stern Gruppe zusammen- 
gefaßt. Allesamt hatten sie für den Gue- 
rilla-Krieg bestens geeignete Waffen. Sie 
stammten aus amerikanischen „Über- 
schußgütern“ (surplus goods), deren Aus- 
fuhr aufgrund des US-Embargos in Kri- 
sengebieten verboten war. 

Umgangen wurde das US-Gesetz da- 
durch, daß die Waffen- und Munitions- 
lieferungen in die Somoza-Diktatur, 
nach Nicaragua, flossen und von hier aus 
in die Tschechoslowakei geliefert und so- 
dann über Ungarn nach Palästina ge- 
schleust werden konnten. Den Transit 
über Ostblockgebiet sicherte der damals 
noch gegebene sowjetische Segen. Stalins 
Verdammung des Judentums und Israels 
wurde erst nach der Staatsgründung Is- 
raels (1948) ausgesprochen und vom 
Chefideologen des Kreml, Andrej 
Shdanow, theoretisch untermauert. Mit 
einem Augenzwinkern der britischen 
Mandatsmacht in Palästina konnten so- 
dann die jüdischen Kampfgruppen na- 
hezu ungestört operieren, Massaker ver- 
anstalten (Deir Yassin) und die Massen- 
flucht entfesseln. So kam es schon vor 
dem ersten Nahostkrieg (1948) zum Ex- 
odus von 700.000 Palästinensern in die 
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arabische Nachbarschaft. Der Kairoter 
Propagandasender „Stimme des Stur- 
mes“ hat diese Fluchtbewegung aller- 
dings mit illusorischen Versprechungen 
entfacht. Sie wurden von Ägypten, Sy- 
rien, Libanon und Jordanien niemals er- 
füllt und mündeten in ein Flüchtlings- 
elend, das die Region seit 1948 plagt. 

In die Gegenwart hinein und in die 
Zukunft voraus wirkte die Schändung 
des Jerusalemer Tempelberges durch Ariel 
Scharon am 28. September 2000. Es ge- 
schah dies entgegen der ernsten War- 
nung, die von seiten der Palästinenser- 
führung an die Adresse Israels ausgespro- 
chen worden war. Zuvor hatte Ariel 
Scharon in seiner Eigenschaft als Infra- 
strukturminister der Regierung General 
Ehud Barak über 200.000 israelische 
Siedler völkerrechtswidrig in das Palästi- 
nensische Autonomiegebiet (PA) ge- 
schleust, bewaffnen lassen und der ein- 
heimischen arabischen Bevölkerung 
gegenübergestellt. Seit Beginn der 
Scharon-Administration (6. Februar 
2001) praktiziert Israel in Palästina — als 
vermeintliche Selbstverteidigung gerecht- 
fertigt — die Politik der „verbrannten Er- 
de“: 4.000 Tote, Tausende Verletzte, Ver- 
wüstung von Wohnraum, Strukturen, 
Landwirtschaft, Sperrmauerbau, gezielte 
Menschenjagd und 9.000 (rechtlose) Zi- 
vilgefangene kennzeichnen den Weg der 
von den USA geschützten israelischen Li- 
kud-Regierung gegenüber UNO-Ent- 
schließungen, Bestimmungen des Völ- 
kerrechts und humanitären Geboten, de- 
ren Respektierung (vergeblich) auch is- 
raelische Organisationen stets einfordern. 

Die schon von Yassir Arafat verlangte 
Reparation dieses Unrechts sollte Mah- 
moud Abbas im Austausch für Frieden 
zugestanden werden. Selbst wenn 
Scharon dies wollte, wäre das kaum 
möglich. Er selbst wird unterdessen von 
den eigenen Leuten mit Mord bedroht. 
„Seine“ Siedler treten bewaffnet gegen 
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Nahostkrise: Kommt endlich Friede? 


die Araber, aber auch gegen die israeli- 
sche Exekutive eigenmächtig auf. 
Schließlich operieren einheimische wie 
auch eingeschleuste Islamisten vereinzelt 
oder gruppenweise in Palästina. 

Angesichts der geschilderten blutigen 
Chaotik müßten Bush, Scharon und Ab- 
bas, selbst wenn sie ehrlich um eine Frie- 
densschaffung bemüht wären, mit ver- 
einten Kräften ein Wunder vollbringen, 
um die regionale Krise zu bewältigen. 
Die Welt-Korrespondentin verabschie- 
dete sich aus Palästina — Jerusalem inbe- 
griffen — mit den Worten: „Für die Zu- 
kunft bleibt mir nur übrig zu beten.“ 
Gesten der Versöhnung hat Israel bereits 
unternommen. Das ist ermutigend, aber 
bei weitem kein Anlaß zur Illusion, daß 
diese kleinen Schritte ausreichen, um 
den islamischen Radikalismus zu über- 
winden. Angefeuert zur Intifada II hat 
das Besatzungsregime von Ariel Scharon, 
und zum Hauptgegner ist die Islamisten- 
Schaltstelle in Teheran geworden. Mit 
ihr wird der Friede in Nah- und 
Mittelost auszuhandeln sein. Weniger 
über Palästina oder mit Mahmoud Ab- 
bas. Hinzu kommt „Allahs Bombe“, die 
in Pakistan, im Iran und in Nordkorea 
tickt bzw. die der Kontrolle Washingtons 
entglitten ist. Bush agiert so, als ob sich 
die atomare Gewichtung nicht verscho- 
ben hätte. Sie hat sich aber geändert, und 
daher rührt der „Kalte Frieden“, ns ap 
Welt entgegensteuert. B 
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Bushs Camarilla: Seine 
Erfüllungsgehilfin Condoleezza Rice 
ist stets an seiner Seite. 


Amoklauf 
und 
Illusion 


eorge W. Bush hat 49 Staaten zur 
Seite genommen, um seinen 
Irak-Feldzug zu beginnen. Zur 
Stunde sind ihm gerade einmal 24 treu 
geblieben! Nach Großbritannien, Italien 
und Polen hat die Ukraine das viertstärk- 
ste Kontingent gestellt. Diese 1.600 
Mann ziehen soeben ab. Neben einer 
Reihe von lateinamerikanischen und 
asiatischen Staaten setzen sich Portugal, 
Holland, Ungarn und Dänemark ab, 
während die 3.000 Italiener immer grö- 
fßere Wackelkandidaten werden. Premier 
Berlusconis Bündnistreue mit Washing- 
ton schwankt unter dem Druck der Op- 
position und der Straße immer bedenk- 
licher. Die Geiselnahmen von Italienern 
— derzeit ist immer noch eine italienische 
Journalistin verschleppt — durch den ira- 
kischen Widerstand könnten bald einen 
Absprung Roms vom Washingtoner Zug 
beschleunigen bzw. herbeiführen. 
Während Condoleezza Rice, eine der 
eifrigsten Antreiber des US-amerikani- 
schen Irak-Krieges, anläßlich ihrer Euro- 
pa- und Nahost-Besuche ihre Gesprächs- 


partner davon zu überzeugen versuchte, 
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daß die USA keine Militärschläge gegen 
den Iran planen, rüsten 50 Washing- 
toner Kongreßabgeordnete (Republika- 
ner und Demokraten) für einen wirt- 
schaftlichen Feldzug gegen Teheran. Die 
Diplomatie von George W. Bush be- 
müht sich gleichzeitig, die Außenwelt in 
dieses Unternehmen einzubinden. Der 
im Repräsentantenhaus eingebrachte 
Gesetzesentwurf ist als „Akt für die 
Unterstützung der Freiheit im Iran“ beti- 
telt. Er beinhaltet Sanktionen gegen (in- 
und ausländische) Unternehmen, die 
Mittel in die iranische Erdölindustrie in- 
vestieren. Desgleichen mobilisiert man 
mit dem „Akt für die Unterstützung der 
Freiheit im Iran“. 

Kritiker der US-Pläne meinen, daß 
deren Verwirklichung das internationale 
Erdölgeschäft torpedieren und die Preise 
in die Höhe treiben werde. Der Iran sei 
heute der stärkste Staat in der Region. Er 
stelle ein Schwergewicht in der „Islami- 
schen Weltkonferenz“ (OCI) dar. Ein 
Militärschlag gegen Teheran würde die 
gesamte Region unweigerlich destabili- 
sieren. Dazu könnten heute Frankreich, 
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Deutschland und nicht einmal mehr 
Großbritannien als „Alliierte“ kaum ge- 
wonnen werden. 

Böses ahnend, warnten beim Welt- 
wirtschaftstreffen in Davos/Schweiz 
Bundeskanzler Gerhard Schröder und 
EU-Kommissarin für Auswärtige Bezie- 
hungen, Benita Ferrero-Waldner, vor ei- 
ner Neuauflage US-amerikanischer 
Abenteuer — ohne allerdings das Kind so 
genau beim Namen zu nennen und flan- 
kiert von den Kommentaren russischer 
Spitzenpersönlichkeiten wie Alexej 
Arbatow (Leiter des Zentrums für Inter- 
nationale Sicherheit) und Piotr 
Gontscharow (Chefkommentator der 
RIA Nowosti). 

Eine weitere Illusion, die gewisse 
Amerikaner „verkaufen“ möchten, stellt 
der Sturz des Teheraner Regimes von in- 
nen her dar. All dem gegenüber stellt ein 
Vor-Ort-Bericht aus Teheran fest: Auch 
die Mullah-Opponenten aller Jahrgänge 
scharen sich desto mehr um ihr heimat- 
liches Regime, je stärker die USA versu- 
chen, den Iran unter Druck zu setzen 
bzw. zu verunglimpfen. 
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Die Bombe von Kim Jong Il 


er nordkoreanische Gebieter Kim 

Jong Il hat den Zeitpunkt mei- 

sterhaft ausgesucht, um seinen 
psychologischen Sprengsatz platzen zu las- 
sen und „Der Regierung von G. W. Bush 
einen Schlag ins Gesicht zu versetzen“ 
(Die Presse vom 11. Februar 2005). Er er- 
klärte sein Land zur Atommacht, kündig- 
te den Atomwaffensperrvertrag — der bis- 
herige Machtpfeiler von USA und Israel — 
und torpedierte die Pekinger Sechs-Staa- 
ten-Gespräche bezüglich der regionalen 
Atomwaffenfreiheit (China, Südkorea, Ja- 
pan, Rußland, USA). All dies zu einer 
Zeit, da der Vater von „Allahs Bombe“, 


d allmächtig? 


George W. Bush: bal 


eorge W. Bush versucht derzeit, 

die Europäer noch enger vor den 

Karren seiner Visionen zu span- 
nen und den russischen Präsidenten 
Wladimir Putin davon abzuhalten, daß 
Rußland die atomaren Ambitionen des 
Iran unterstützt. Unterdessen liegt in Te- 
heran der Vertrag mit Moskau unter- 
schriftsreif für die weitere bilaterale, nu- 
kleare Zusammenarbeit vor. Alexander 


Weißes Haus 


Prof. Abdul Qader Khan, im pakistani- 
schen Asyl weiterwirkt und der Iran unge- 
achtet US-israelischer Drohgebärden die- 
selben abblitzen läßt. Und schließlich da 
die Zerfallserscheinungen des US-Besat- 
zungsregimes im Irak den Überraschungs- 
besuch des US-Verteidigungsministers 
Donald Rumsfeld im Lande Saddam 
Husseins motiviert haben. 

Kim Jong Ils Höllenmaschine bzw. 
deren Brisanz wirkt auch nach Europa 
hinein. Und zwar das zu einer Zeit, da 
die US-Außenministerin Rice und ihr 
Präsident den „Alten Kontinent“ dazu 
nötigen wollen, bei der neokonservativ- 


zionistischen Eroberungspolitik weiter- 
hin mitzumachen und noch dazu Men- 
schen und Geld mehr als bisher bereitzu- 
stellen. Der USA sind mittlerweile mehr 
als die Hälfte ihrer 49 „Verbündeten“ ab- 
handen gekommen. 1975 hat der Viet- 
Kong die USA als einen Papiertiger dar- 
gestellt und zur Kapitulation gezwun- 
gen. 2005 folgt Kim Jong Il diesem Bei- 
spiel - und zwar mit denselben Hinter- 
männern (China, Rußland), die damals 
die Hände im Spiel hatten, als der US- 
Botschafter in Saigon (heute Ho Chi 
Min-Stadt) Elsworth Bunker die US- 
Fahne zusammenrollte, unter den Arm 
nahm, den Militärhubschrauber bestieg 
und vom Dach seiner Mission davon- 


flog. Das Bild ging damals um die Welt. 


Amerikanischer 
Rundumschlag 


Rumjanzew, Leiter des Russischen Am- 
tes für den Atombereich, vollzieht das 
Zeremoniell vor Ort. Mittlerweile hat 
Irans Präsident Mohammed Kathami 
das bei ihm akkreditierte diplomatische 
Corps einberufen und mit folgender Er- 
klärung konfrontiert: Die Islamische Re- 
publik Iran werde entgegen des auf ihr 
lastenden internationalen Drucks ihr 
Nuklearprogramm weiterentwickeln. 
Brutale Erpressungsversuche würden für 
deren Urheber sehr ernste Folgen zeiti- 
gen. Die Uran-Anreicherung stelle das 
unveräußerliche Recht des Iran dar. Die- 
selbe werde nicht aufgegeben, weil das 
gewissen Kreisen mißfalle. Und hierbei 
handele es sich um Kreise, die das Völ- 
kerrecht selbst mit den Füßen treten, 
von anderen jedoch dessen Respektie- 
rung fordern, so Khatami. 
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Nach Nordkorea und Syrien schlägt 
nun auch der Iran die Washingtoner 
Drohgebärden in den Wind. Das aus der 
irakischen Wahlfarce hervorgegangene 
politische Ergebnis schlägt in Wirklich- 
keit auch nicht für US-Präsident Bush zu 
Buch. Die Leitfigur der schiitischen Sie- 
gergruppe in Bagdad ist Trägerin eines 
iranischen Passes. Den Groß-Ayatollah 
Ali al Sistani kann Washington keines- 
wegs als seine Marionette betrachten. 
Zudem stehen die Schiitenmilizen von 
Mogtada al Sadr Gewehr bei Fuß gegen 
die US-Amerikaner und deren irakische 
Vasallen, aber auch gegen die Sunniten, 
die nach der Wahlfarce offenbar zu ei- 
nem Schiitenmassaker angetreten sind. 
Anstelle einer Befriedung im Irak ist G. 
W. Bush dort mit einen Bürgerkrieg 
konfrontiert. 
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Budapest: Der ungarische Rechtspo- 
litiker Istvan Csurka (MIEP) analysier- 
te unlängst die Krisenlage in seinem 
Land im Parteiorgan Magyar Forum. 
Die Partei für Gerechtigkeit und Leben 
(MIEP) sparte bisher an die Adresse 
der Postkommunisten und Linkslibe- 
ralen niemals mit Kritik. Jetzt aber läßt 
die MIEP mit dem Vorschlag aufhor- 
chen, daf das regierende sozial-liberale 
Lager des Premiers Ferenc Gyurcsäny 
nach den Parlamentswahlen des Jahres 
2006 mit dem Bürgerblock FIDESZ 
des Ex-Premiers Viktor Orbän eine 
große Koalition eingehen möge. Denn 
die Zersplitterung der nicht-marxisti- 
schen Kräfte in Land, die anhaltende 
Verunsicherung durch die slowaki- 
schen, ukrainischen, rumänischen und 
serbischen Nachbarn und nicht zuletzt 
die Verarmung der ungarischen Min- 
derheiten in diesen Nachbarstaaten ge- 
böten geradezu in Ungarn einen breit 
gelagerten nationalen Konsens, so 
Csurka. Er kritisierte auch das „KP- 
Spitzelgesetz“ (Ügynöktörveny), das 
nicht nur ältere Jahrgänge beunruhige. 


Belgrad: Der Ungarn-Besuch des ser- 
bischen Außenministers  Vuk 
Draskovic hat das politische Klima in 
der Woiwodina einigermaßen ent- 
spannt. Gewichen ist die Furcht vor 
Ausschreitungen serbischer Schläger 
gegen die ungarische, kroatische oder 
slowenische Minderheit jedoch noch 
nicht. Beobachter des Europarates ha- 
ben in der Region Flagge gezeigt und 
mit einer Reihe von Funktionären und 
Einzelpersonen konferiert. Inwieweit 
die geäußerten guten Absichten der 
Belgrader Regierung in der Verwaltung 
auf fruchtbaren Boden fallen, ist unge- 
wiß. Die ungarische Regierung Ferenc 
Gyurcsäny sagte unterdessen dem ju- 
goslawischen Regierungschef Voijslav 
Kostunica Unterstützung auf dem 
Weg nach EUropa zu sowie Kapitalin- 
vestitionen, Joint Ventures und Zu- 
sammenarbeit auf allen Ebenen. Ko- 
stunica wiederum hat große Mühe, in 
den eigenen Reihen für Ordnung zu 
schaffen und Kriegsverbrecher, Krimi- 
nelle, Wirtschaftssünder und Drogen- 
barone dingfest zu machen, aber auch 
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mit Interpol effizient zusammenzu- 
arbeiten. Der Reise- und Warenver- 
kehr über die serbisch-ungarische 
Grenze verläuft in beide Richtungen 
hin normal. Gemessen an den bisheri- 
gen regionalen Turbulenzen gilt das 
bereits als Fortschritt. Österreichische 
Reisende werden freundlich abgefer- 
tigt und in der Woiwodina — auch von 
seiten der Behörden — gut behandelt. 


Bukarest: Während Rumänien den 
EU-Beitritt anstrebt und Brüssel diese 
Avancen übereifrig honoriert, offen- 
bart sich seit dem Ende der kommuni- 
stischen Diktatur (1989) immer noch 
ein gewaltiges Demokratiedefizit. So 
haben z. B. die verschiedenen Kirchen 
im Land 2.140 Immobilien durch die 
kommunistische Enteignung verloren. 
Ungeachtet zahlreicher Interventionen 
und positiver Gerichtsurteile sowie of- 
fizieller Zusagen wurde aus dem ge- 
samten Konvolut nicht einmal ein 
Prozent an die rechtmäßigen Eigentü- 
mer zurückerstattet. Das kommunisti- 
sche Raubgut umfaßt Kirchen, Klö- 
ster, Altersheime, Forste, Ländereien 
und Baugründe. Nicht nur die staatli- 
che Verwaltung dieser Objekte läßt 
viel zu wünschen übrig, sie bringt auch 
entschädigungslos die Kirchen um ihr 
Einkommen, das für die Religionspfle- 
ge unerläßlich ist, obwohl es verfas- 
sungsrechtlich verankert wurde. 


Mossul: Türkisch-islamistische wie 
auch arabische Pressemeldungen besa- 
gen, daß Israelis in Kurdistan eine Rei- 
he von Ländereien aufkaufen, um sich 
dort anzusiedeln. Außerdem sollen 
Geheimdienstler (Mossad) für deren 
Schutz kurdische Sturmkommandos 
ausbilden. Solche Guerillas würden 
aber auch für die Infiltrierung Syriens 
und des Iran ausgerüstet und geschult. 
Der Mossad habe auch bei der Bildung 
von kurdischen Kampfgruppen die 
Hände im Spiel, die islamistische 
Agenten und Saboteure (Öl-Pipelines) 
auszuschalten haben. Vereinbart wor- 
den sei dies anläßlich des Besuches des 
türkischen Außenministers Abdullah 
Gül in Israel zu Jahresbeginn, so die 


türkische Zeitung Aydinlik. 


Bagdad: Bereits kurz nach Schließung 
der Wahllokale am 30. Januar melde- 
ten offizielle Stellen, daß die Wahlbe- 
teiligung 60 Prozent betragen habe, ob- 
wohl überhaupt noch keine sicheren 
Ergebnisse feststellbar waren. Streit un- 
ter den Vertretern der zugelassenen Par- 
teien gab es auch. Zwei zwielichtige 
Gestalten, Iraks Verteidigungsminister 
und Offizier in Saddam Husseins 
Nachrichtendienst, Hazem Chaalane, 
und der einstige US-Günstling Ahmed 
Chalabi, zuletzt wegen schweren Betru- 
ges in Jordanien verurteilt und nun we- 
gen angeblicher Spionagetätigkeit für 
den Iran bei den US-Besatzern in Un- 
gnade gefallen, streiten um 500 Millio- 
nen US-Dollar. Chalabi beschuldigt 
Chaalane, das Geld unterschlagen und 


ins Ausland verschoben zu haben. 


Washington: Während G. W. Bush 
an seinen Kreuzzügen festhält und an- 
läßlich seines Besuches in Übersee die 
Europäer zum Mitmachen nötigen 
möchte, zeichnete der Chef der US- 
Heeresreserve ein düsteres Bild von der 
US-Armee 2005. General James 
Helmy stellte in seinem Bericht fest, 
daß es schwere Mängel bei der Trup- 
penausrüstung gebe, daß die Moral der 
Mannschaften zu wünschen übrig las- 
se, daß die Einsatzeinheiten im Irak 
und in Afghanistan überstrapaziert sei- 
en und „vor dem Zusammenbruch“ 
stünden. Kurzfristige Mobilisierungen 
und dem Klima nicht angepaßte Ver- 
pflegung und Kleidung erschütterten, 
so Helmy, die Einsatzbereitschaft der 
Truppe. Der US-Armeeführung sei es 
auch nicht gelungen, effiziente iraki- 
sche Sicherheitskräfte aufzubauen. 
Dieselben fürchteten sich nämlich vor 
den Rebellen und seien bei weitem 
nicht dermaßen einsatzbereit, wie sie 
es sein sollten. Infolge eines Mangels 
an militärischem Nachschub seien 
manche US-Soldaten während ihres 
einjährigen Irak-Dienstes zum zweiten 
Mal vor Ort im Einsatz. Der 
Afghanistan- und Irak-Krieg hätten so 
an der Substanz der US-Armee ge- 
zehrt, daß deren Effizienz nur durch 
die allgemeine Wehrpflicht gewährlei- 


stet werden könne, so Helmy. 
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Lieben Sie Kunst? 


er Bildhauer Erwin A. Schinzel 

war Schüler des großen Arno 

Breker. Die Kunstauffassung 
des heute fünfundachtzigjährigen 
Künstlers ist durch die abendländische 
Tradition geprägt, deren Wurzeln in 
Hellas und Rom liegen. Seine Mutter 
und sein Vater kamen aus dem Bauern- 
stand. Liebe zur Natur und zum Leben 
bestimmten daher seine Kindheit und 
Jugend. „So begeisterte ich mich“, 
schreibt er, „schon als Kind an allem 
Schönen, das uns die Schöpfung 
schenkt. Das führte mich schließlich 
zum Modellieren in Ton.“ Wie die 
deutschen Künstler seit den Zeiten von 
Winckelmann, Goethe und Tischbein 
war er schon während des Kriegs in Ita- 
lien und verbrachte zwischen 1964 und 


1979 intensive Studienzeiten in Italien. 


und Griechenland. Nach dem Verlust 
des Sudetenlandes, wo er seine Heimat 
hatte, übersiedelte Erwin Schinzel nach 
Augsburg. Seine Werke schafft er als 
Originale in Terrakotta, was dann die 
Grundform für den Bronzeguß bildet. 
Seine Porträts und Skulpturen stehen in 
vielen Museen, auch in der Kunst- 
sammlung des spanischen Königshauses 
und in einem Theater in Singapur. Der 
Künstler erhielt die Professur an der 
internationalen Akademie der Bilden- 
den und Schönen Künste zu Altenburg. 

Anders als manche Künstler der 
Nachkriegszeit, die sich durch alliierte 
Kulturoffiziere zu sogenannten „Avant- 
gardisten“ umerziehen ließen, ist 
Schinzel überzeugt, daß uns nur die 
gegenständliche Kunst hilft, aus der von 
der Zivilisation entzauberten Welt in 


Erwin A. Schinzel 


das reinere Reich europäischen Geistes 
zurückzufinden. „Zu allen Zeiten“, sagt 
er, „hatte der Mensch den unbewußten 
Hunger nach Schönheit.“ Die Themen 
seines Schaffens sind daher nicht krause 
Gebilde und krumme Monster, son- 
dern die Schönheit des Lebens in der 
Darstellung von Tieren und vor allem 
des menschlichen Körpers. Der Künst- 
ler „muß mit den Augen der Seele se- 
hen, um mit seinen Händen eine Spra- 
che zu sprechen, die zeitlos ist.“ Er soll 
den Betrachter seines Werkes nicht 
durch irre „Provokation“ verstören, 
sondern ihm das Wunder der Schönheit 
der Welt und der Würde des Menschen 
als Botschaft seiner Kunst mitteilen. 

Schinzels „Steigender Hengst“ verkör- 
pert im kühnen Sprung den edlen Mut 
eines Pferdes von hoher Rasse. Ganz im 
Zauber der Musik versunken ist die Flö- 
tenbläserin seiner Skulptur „Schalmeien- 
klänge“, anmutig wallt ihr Haar, ihr 
schöner Körper spiegelt das reine Glück 
ihrer Seele. Sein Kunstwerk „Nach dem 
Bade“ entschleiert uns das beglückende 
Bild weiblicher Schönheit. Der Bildhau- 
er Schinzel kennt das kostbare Geheim- 
nis, das uns die Griechen geschenkt ha- 
ben: die Formen der Wirklichkeit, die 
uns umgibt, so zu gestalten, das wir in ih- 
nen den Sinn des Lebens erahnen. 


Einen Überblick über das Schaffen des 
Künstlers geben sein Buch „Der Bild- 
hauer Erwin A. Schinzel” (482 S., € 85) 
oder die Mappen mit 24 Bildkarten 
(€ 15), die bei ihm bestellt werden kön- 
nen: Prof. Erwin A. Schinzel, Pfinzstr. 2, 
D-76337 Waldbronn-Reichenbach, Tel.: 
0049/(0)7243/65658. 


Die „Freunde der Dichtung“ laden wie- 
der zu einem Frühjahrstreffen in Bad 
Ischl. Vom 29. April bis 1. Mai sind 
dort Autorenlesungen und Vorträge zu 
hören. Friedrich Schiller und Adal- 
bert Stifter, die heuer ihren 200. To- 
destag bzw. 200. Geburtstag haben, 
werden gewürdigt, ebenso Erwin Gui- 
do Kolbenheyer und der Lyriker Ger- 
hard Schumann, die zu den vielen 
heute Verdrängten und Verfemten ge- 
hören. Die Veranstaltung beginnt am 


Abend des 29. April mit einem Höhe- 
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Burgtheater 


Es 


Schiller-Schändun 


punkt, der Lese-Uraufführung des Dra- 
mas „Demetrius“. Schiller wollte diesen 
Stoff aus der russischen Geschichte ge- 
stalten, ließ das Werk aber bei seinem 
frühen Tod unvollendet zurück. Nun 
hat der zeitgenössische Dichter Johann 
Karl Regber die Geschichte des Betrü- 
gers wider Willen, der mit Hilfe der Po- 
len den Zarenthron eroberte, unter Ver- 
wendung von Schillers Dramenfrag- 
ment und in Ausführung von dessen 
Prosaentwurf zu einer Dichtung ge- 
formt, die den hohen Ansprüchen klas- 
sischer Dramatik entspricht, in ihren 
Motiven aber die verblüffendsten Bezü- 
ge zur Gegenwart aufweist. So hat 
schon Schiller in der Einleitungsszene 
des „Demetrius“ auf die Frage „Was ist 
die Mehrheit?“ die heute als ketzerisch 
geltende Antwort gegeben: „Mehrheit 
ist der Unsinn!“ 


Schillers „Don Carlos“ in der Regie von 

wurde im Wiener Burg- 
theater zur dümmlichen Parodie, die 
demnächst auch über den Fernseh- 
schirm flimmern wird. Zu Beginn 
spricht Pater Domingo in die Kulisse zu 
einer Person, die man nicht sieht. Dann 
fliegen ihm von dort Orangenschalen 
vor seine Beine. Man sieht die Schuh- 
spitzen eines hinter dem Vorhang lie- 
genden Menschen, der sich schließlich 
schlaksig emporräkelt und dann über 
die Bühne schlurft: Don Carlos, bei 
Schiller „Infant von Spanien“, im Burg- 


theater aber ein Halbstarker, der auf 
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gim Burgtheater: Don Carlos geht auf Alba mit dem Colt los. 


den Herzog von Alba brutal mit einem 
Colt losgeht. Orangen sind überhaupt 
das „Logo“ dieser Schiller-Schändung. 
Während der Marquis Posa seinen Ap- 
pell „Geben Sie Gedankenfreiheit!“ an 
König Philipp richtet, schält dieser ge- 
langweilt eine Orange und frißt sie. Als 
Posa die Königin beschwört, Carlos sein 
Vermächtnis zu übermitteln — „Er ma- 
che das kühne Traumbild eines neuen 
Staates wahr“ — schupft ihm die Dame 
eine kugelrunde Orange zu. Die kleine 
Prinzessin Clara Eugenia kurvt auf ei- 
nem grellbunten Dreirad mehrmals 
über die Bühne. Die verführerische 
Prinzessin von Eboli deklamiert ihren 
Monolog ungeniert „oben ohne“, wäh- 
rend dunkle Masseure ihr lüstern Wa- 
den und Schenkel kitzeln. Der Marquis 
Posa betritt den Audienzsaal der Köni- 
gin lässig pfeifend und hüpft munter 
über eine Reihe von Sesseln hinweg. 
Seinen Bericht über Flandern, wo er 
verbrannte menschliche Gebeine gefun- 
den hat, sprudelt er wie ein Irrer heraus. 
Um ihn als verqueren Wirrkopf erschei- 
nen zu lassen, hat man alle Stellen, die 
ihn als kühnen Idealisten bezeichnen, 
radikal gestrichen. Kein „Arm in Arm 
mit dir, so fordr’ ich mein Jahrhundert 
in die Schranken!“, dafür aber jede 
Menge toller Luftsprünge. 

Nach der Vorstellung am 10. Febru- 
ar geruhte der Dramaturg, der Schillers 
Text ideologisch angepaßt hatte, ein 
Gespräch mit Zuschauern zu führen, 
das freilich nur schütter besucht war. 
Bei der Frage, warum er so linkslastig 
gekürzt hatte, verwahrte er sich arro- 


gant gegen eine so „platte Sichtweise“ 
und verstieg sich schließlich zur Be- 
hauptung: „Nach Auschwitz können 
wir Schiller doch nicht aufführen wie 
früher!“ Die Gegenfrage, was Auschwitz 
mit Don Carlos zu tun habe, brachte 
ihn allerdings aus der Fassung, und er 
steckte daraufhin das, was Martin Wal- 
ser treffend „Moralkeule Auschwitz“ ge- 
nannt hat, kleinlaut wieder ein. In sei- 
nem Eifer hatte er nämlich unvorsichtig 
verraten: Auschwitz ist für die Umerzie- 
her nicht nur „Instrumentalisierung 
unserer Schande zu gegenwärtigen 
Zwecken“ (Walser), sondern auch 
Drohroutine, um das Erbe deutscher 
Kultur in Scherben zu schlagen. Damit 
haben Adorno und die Frankfurter 
Schule den Geßlerhut der Diktatur des 
Häßlichen errichtet. 

Nicht nur der Darsteller eines der 
spanischen Höflinge auf der Bühne war 
ein Schwarzer, sondern auch in der Mit- 
te der teuren Reihe 5 des Parketts 
thronten drei Neger. Einer trug ein 
keckes Schirmkäppchen, die anderen 
hatten dicke Wollhauben über die Oh- 
ren gezogen. Als man einen von ihnen 
in der Pause fragte, ob er alles verstan- 
den habe, nickte er brav, als verstünde 
er Deutsch. „Wissen Sie auch, wie der 
Dichter heißt?“ — Verständnisloses Rol- 
len der Augen. Dann die Vermutung, er 
könnte nach seinem Quartier- oder 
Kartenspender gefragt worden sein, 
und die verblüffende Antwort: „Cari- 
tas!“ — Vielleicht erhält Caritas nun den 
nächsten Literatur-Nobelpreis... 

Walter Marinovic 
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Rudolf Steiner: österr. Arzt und 
Begründer der Anthroposophie 


as Thema Bildung ist in aller 
Munde. Mit einem rasanten 
ökonomischen und kulturellen 
Verfall der westlichen Industrienationen 
ist der Kampf um eine Ressource ent- 
brannt, die die Zukunft der „Standorte“ 
entscheidet: Es geht um den Menschen, 
der längst auch schon zum Spekulations- 
objekt verkommen ist. Das sogenannte 
„Humankapital“, wie es jetzt technisch 
genannt wird, wird ausgelotet und abge- 
messen, um zu entscheiden, ob eine 
Wirtschaft in Zukunft auch konkurrenz- 
fähig sein wird, oder ob sie im globalen 
Wettbewerb auf der Strecke bleiben muß. 
Pädagogisch tritt man auf der Stelle, 
von Bildung ist in der Regel auch gar 
nicht mehr die Rede. Dort, wo der Staat 
dirigistisch regelt, da ist das Kultur- und 
Geistesleben, von dem die Schule und 
Hochschule ein Teil ist, im Erhaltenden, 
Wiederholenden und sich selbst Repro- 
duzierenden verhaftet. Schüler dieses Sy- 
stems werden gefragt, was sie wissen und 
was ein abstraktes, meist auf dem Wege 
der Ministerialbürokratie ermitteltes 
Curriculum für wichtig hält. Wer An- 
kreuztests und paßgenaue Antworten auf 
eine Frage zu Papier bringen muß, übt 
sich in der Reproduktion, nicht aber in 
kreativer Veränderung. 
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Befreiung von der 
Macht des Bisherigen 
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In der Pädagogik gibt es seit langem, re- 
formpädagogische Bemühungen, die 
dem staatlichen System zuwiderlaufen 
und die in ihrer fundamental oppositio- 
nellen Ausrichtung im Prinzip eine päd- 
agogische Parallelgesellschaft darstellen. 
Eine solche pädagogisch befreite Zone, 
innerhalb eines gleichgeschalteten Appa- 
rates, ist die Waldorfpädagogik, deren 
Begründer im März 1925, also genau vor 
80 Jahren, starb. Der streitbare Philo- 
soph Rudolf Steiner, der ein schier un- 
übersehbares Werk hinterlassen hat, 
wirkt bis heute fruchtbar und bildend in 
die Gegenwart hinein und hält in vielen 
Bereichen auch Zukünftiges parat. 
Neben den Waldorfschulen hatten sich 
längst die von Rudolf Steiner begründe- 
e „Biologisch Dynamische Landwirt- 
schaft“ sowie das anthroposophische 
Heilwesen etabliert. Die mit der Marke 
„Demeter“ verbundene, äußerst erfolg- 
reiche „Biologisch Dynamische Land- 
wirtschaft“ hatte bereits vor 80 Jahren 
begriffen, daß man nur in einem organi- 
schen Kreislauf wirtschaften kann. Wenn 
menschliche Tätigkeit vom Boden stets 
nur nimmt, ohne wieder regenerierend 
zuzufügen, verkarstet die Erde und wird 
unfruchtbar. Die Demeter-Höfe betrei- 
ben heute solch einen geschlossenen 
ökologischen Kreislauf. Und auch die 
anthroposophische Medizin verfügt über 
verblüffende Erkenntnisse und hat weg- 
weisende Therapieansätze zur Verfü- 
gung, etwa im Bereich der Krebsbehand- 
lung. Was für diese beiden Bereiche und 
eben auch für die anthroposophisch 
orientierte Pädagogik der Waldorfschu- 
len gilt: Sie stellen ein Gegengewicht zu 
einer völlig durchmaterialisierten Welt 
dar und rechnen noch mit anderen, spi- 


rituelle Kräften. 
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Bei der Erziehung ist die Lebensnähe 
einer solchen, heute oft verspotteten 
Weitsicht mit Händen zu greifen. Der 
vulgäre Materialismus degradiert das 
Kind zu einer Nummer, zu einer Bil- 
dungsnorm, die, wir erwähnten dies, in 
bestimmter Weise konditioniert werden 
muß. Als Rudolf Steiner vor 90 Jahren 
die Waldorfschulen als Arbeiterschule 
der Zigarettenfabrik Waldorf Astoria 
gründete, da war ihm klar, daß auch 
kleinste Kinder Individualitäten sind, 
denen man behutsam pädagogisch be- 
gegnen muß. Bereits Goethe hatte vor- 
ausgreifend in seinem Epos „Wilhelm 
Meister Lehrjahre“ jenen Typus des Ler- 
nenden beschrieben, der dann für die 
Waldorfschulen konstituierend sein soll- 
te. Goethe beschrieb den Menschen als 
selbstlernendes Wesen, den man wie eine 
Pflanze nähren und gießen muß, der 
Sonne und Wärme zuteil werden muß, 
bevor sie das erfüllende Stadium der Blü- 
te erreicht. Heutige Bildungsbemühun- 
gen meinen, man könnte dem Samen- 
korn zur Blütenwerdung mit Werkzeu- 
gen zu Leibe rücken können. Eine deut- 
lich anthropozentrische, also dem Men- 
schen zugewandte Sichtweise, macht die 
Waldorfpädagogik auch in ihren Ergeb- 
nissen bis heute dagegen so lebendig. 
Das pädagogische Programm richtet sich 
nach dem Entwicklungszustand des Kin- 
des und nicht nach abstrakten von der 
Gesellschaft gegebenen Vorstellungen. 
Nur so kann, nach Steiner, eine wirkli- 
che Erziehung zur Freiheit gelingen. In 
Ehrfurcht empfangen, in Liebe begleiten 
und in Freiheit entlassen — diese Dreiheit 
beschreibt, wie Bildung aussehen muß 
und wie sie eben in den Waldorfschulen 
zu praktizieren versucht wird. In Ehr- 
furcht muß das Kind empfangen wer- 
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den, weil es eben kein unbeschriebenes 
Blatt ist. Wer ein einzuschulendes Kind 
sich vor Augen führt, wird dies aus eige- 
ner Sinneswahrnehmung verifizieren 
können. Liebe trägt die Erziehung und 
sie muß in den letzten Jahren, um den 
Erwerb eines freien Urteils möglich zu 
machen, loslassen können. Folgerichtig 
ist dann auch das pädagogische Pro- 
gramm der Waldorfschulen, das hier frei- 
lich nur angedeutet werden kann, ausge- 
richtet. Die ersten acht Jahre begleitet 
möglichst ein Klassenlehrer seine Klasse 
in allen grundsätzlichen Fächern. Fach- 
lich wird er dazu, auch in der siebten 
und achten Klasse gut in der Lage sein. 
Es kommt etwa bei einer achten Klasse 
noch nicht auf ein Fachwissen an, das 
etwa schon auf das Studium vorbereiten 
würde, sondern auf den lebendigen Zu- 
gang zu den Schülern. Um das Hebelge- 
setz zu erklären, bedarf es sicher keines 
Physikstudiums. In der Oberstufe frei- 
lich ist dann Fachwissen lebensnotwen- 
dig. Die Stellung dieses Klassenlehrers 
nun ist in der Waldorfpädagogik exzep- 
tionell. Er soll in den ersten acht Jahren 
das sein, was Steiner als die »geliebte Au- 
torität« bezeichnet. Steiner vertrat wohl 
nicht zu Unrecht die Auffassung, daß 
kleine Kinder in den ersten schulischen 
Entwicklungsphasen einer Autorität und 
eines Haltes bedürfen. Deshalb wird, 
wenn man dies so verkürzt sagen darf, in 
den Waldorfschulen im Verlauf der er- 
sten Schuljahre nicht diskutiert, sondern 
stringenter, lehrerorientierter Unterricht 
gemacht. Rudolf Steiner schildert sehr 
eindrücklich eine Begegnung mit einer 
falschverstandenen Reformpädagogik. 
Er sei in einer Schule gewesen, so Steiner, 
in der die Jungen und Mädchen haben 
machen können, was sie wollten. Sie hät- 
ten dort auf den Tischen und Bänken ge- 
legen und seien geistig und körperlich so 
immer auf einer Stelle stehen geblieben. 
Das Kind braucht in seiner Entwick- 
lung, hielt er dieser frühen Form der 
antiautoritären Erziehung entgegen, das 
leuchtende Vorbild, an dem es sich em- 
porranken kann. Und das Kind bedarf 
der festgefügten, ritualisierten Form. 
Rhythmus und Wiederholung, also 


Gleichmaß, seien Grundvoraussetzung 


Eurythmie: an den Waldorfschulen 
eigenständiges Kunstgebiet 
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für eine gesunde Entwicklung. Heute 
zielt die Pädagogik auf den dauernden 
Wechsel ab, um die Kinder vermeintlich 
nicht zu langweilen. Es muß an dieser 
Stelle festgestellt werden, daß auch die 
Waldorfschulen durchaus nicht immun 
sind gegen den Zeitgeist. In den letzten 
Jahren ist eine Entwicklung zu beobach- 
ten, die angesichts des Personals und 
Klientels dieser Schulen allerdings auch 
gar nicht verwundert. Linke und Grüne 
Eltern und Lehrer verwandeln auch die 
Waldorfschule zunehmend in einen Ort, 
an dem pädagogische Kulturen und be- 
sonders auch Autorität aufgelöst werden. 
Man nennt dies dann eine notwendige 
Anpassung der Steinerschen Lehre, was 
eigentlich nur ein Kotau vor dem Zeit- 
geist ist, den Steiner so nicht mitgetragen 
hätte. Steiners Einsichten beruhen auf ei- 
ner, auch visionär geschauten Menschen- 
kunde. Und entweder sind seine so wis- 
senschaftlich gewonnenen Einsichten 
richtig — und dann muß auch in der 
Steinerschen Weise verfahren werden — 
oder sie sind falsch, und erst dann kann 
man neue Formen finden. Heutige Wal- 
dorfschulen aber, die die Steinerschen 
Prinzipien aufweichen, tun dies nicht, 
weil sie einen Erkenntnisvorsprung 
gegenüber dem „Meister“ gewonnen 
hätten, sondern eben nur, weil sie damit 
modern sein wollen. 

Der an der Entwicklung des Kindes 
orientierte Lehrplan macht sich auch 
sonst positiv bemerkbar. Einige Beispiele 
mögen dies verdeutlichen. So wird zum 
Beispiel am Ende eines Unterrichts- 


blockes, in dem über Wochen ein Thema 
behandelt wird, am Ende jeweils eine 
Geschichte erzählt. Diese Geschichten 
stammen aus Bereichen, die dem Alter 
des Kindes gemäß sind und erzieherisch 
auf es einwirken. In der ersten Klasse 
wird die Grundstimmung des Märchens 
aufgenommen, und der Waldorfschüler 
hört klassische Märchen. In der zweiten 
Klasse spornen Geschichten aus dem ei- 
genen Sagenkreis und Fabeln die Kinder 
an. Im dritten Schuljahr wird mit der Er- 
zählung des Alten Testaments die Reli- 
giosität des Christentums vermittelt, in 
der vierten Klasse die unserer heidni- 
schen Vorfahren. Hier werden dann die 
Edda und nordische Schöpfungsmythen 
erzählt. Bei alledem gilt: Es wird auf die 
heute sonst übliche Intellektualisierung 
gänzlich verzichtet. Der Stoff dringt, 
ganz nach dem Verdikt Schillers aus den 
„Ästhetischen Briefen“, durch das Herz 
in den Kopf. 

Unterricht in den frühen Jahren ver- 
bindet den Bewegungsdrang der Kinder 
mit dem Ziel, stoffliches Wissen zu ver- 
mitteln. Der bewegte Unterricht stärkt 
die Kinder etwa in der vierten Klasse, 
wenn sich die Kleinen einen Runenstab 
schnitzen und beim morgendlichen 
Sprechen des Stabreimes ihre Kräfte sam- 
meln. Die Waldorfpädagogik ist ein 
ganzheitliches Konzept, das berücksich- 
tigt, daß das Lernen nicht nur mit dem 
Kopf geschieht. Die einfache sprachliche 
Wendung des „Begreifens“ zeigt bereits 
sinnfällig, worum es geht. In den ersten 
Jahren wird sofort mit dem Stricken, spä- 


ter mit dem Kreuzstich das Sticken auf- 
genommen. Was in der Waldorfschule 
seit Jahrzehnten praktiziert wird, bestäti- 
gen heute neueste Hirnforschungen. Die 
manuelle Tätigkeit verknüpft die Hirn- 
strukturen und wirkt sich positiv auf die 
Entwicklung aus. Ganzheitliches Lernen 
heißt auch, am Leben ausgerichtet sein. 
So erleben Drittklässler beispielsweise 
mit einer Ackerbauepoche die Aussaat, 
das spätere Wachsen, Ernten und Ver- 
backen des Korns. Die Schüler pflügen, 
eggen säen und ernten selbst. Solches 
wird in einem Leben vermutlich kaum 
vergessen werden, während das übliche 
Ausmalen von Arbeitsblättern bei der Er- 
schließung des gleichen Stoffes in der 
konventionellen Lehrmethode sicher 
recht bald dem Vergessen anheim gestellt 
sein wird. Schließlich wird in den Wal- 
dorfschulen stark auf das Vermitteln von 
kulturellen Traditionen geachtet. Bis zur 
12. Klasse werden Gedichte auswendig 
gelernt, das Erlernen eines Instruments 
gehört zum obligaten Programm. Die 
Jahreszeitenfeste werden intensiv erlebt 
und verbinden die jungen Menschen so 
mit ihrer Heimat. Allein die Tatsache, 
daß ein Waldorfschüler im Laufe seiner 


Schulbiographie im Fach Deutsch das 
Nibelungenlied, den Parzival und den 
Faust obligatorisch durchnimmt, doku- 
mentiert allein die Exotik dieses Schulsy- 
stems. Freilich kann in diesem Rahmen 
nur die Idee vermittelt werden, was zum 
Programm dieser Schulen gehört. 

Eben weil die Waldorfschule eine Pa- 
rallelgesellschaft im System ausbildet, ist 
der Widerstand der Gesellschaft entspre- 
chend hoch. Die Schulen werden von 
den staatlichen Fördermaßnahmen 
kleingehalten, Eltern müssen deshalb 
mit einem Schulgeld belastet werden. 
Der Vordenker der Schulen, Rudolf Stei- 
ner, der nach heutigen Maßstäben als na- 
tionalistisch und antisemitisch gelten 
würde, ist immer wieder Zielpunkt der 
linken Kritik. Um heute ein verfemter 
„Nationalist“ zu sein, genügt es aller- 
dings bekanntlich schon, die Unterschie- 
de von Völkern und Rassen herauszustel- 
len. Dies tat Rudolf Steiner allerdings in 
deutlicher Weise, und selbstverständlich 
erkannte er auch innerhalb der Kulturen 
Wertigkeiten. Dies allerdings scheint 
heute schon gar nicht vermittelbar zu 
sein. Die Anthroposophen, die mit Stolz 
darauf verweisen, daß sie im Dritten 


Reich zu den Verbotenen und Verfolgten 
gehört haben, versuchen mit viel Ge- 
schick, der Faschismuskeule zu entge- 
hen. Steiner ging in der Tat von einer 
Versöhnung der Rassen und Völker aus, 
nicht aber eben von ihrer Eliminierung. 

Andreas Molau 


Möglichkeit zum Protest 


Der Autor war jahrelang Lehrer an der 
Freien Waldorfschule Braunschweig ist 
nun stv. Chefredakteur der Deutschen 
Stimme. Nach seiner selbst vorgenom- 
menen Kündigung bei der Schule we- 
gen der künftigen politischen Tätigkeit 
als Berater der NPD-Fraktion im Sächsi- 
schen Landtag verwies die Waldorf- 
schule Molaus beide Kinder der Lehr- 
anstalt und belegte die gesamte Fami- 
lie Molau mit einem Hausverbot. Ihren 
Protest gegen diese Sippenhaft rich- 
ten Sie bitte an: 


Freie Waldorfschule Braunschweig 
Rudolf-Steiner-Straße 2 
D-38120 Braunschweig 


Telefon: +49/(0)531/28 60 3-0 
Fax: +49/(0)531/28 60 3-33. 
Geschäftsführer M. Kropp (DW 12) 
eMail: info@waldorfschule-bs.de 
http://www.waldorfschule-bs.de 


a Ki Y Yo Va 
HH /E 4 If y H j 
WIRIRST vi} 
AALEN EMI | bilien GmbH 
AHERI IT IR mmobilien Gm 
Mitglied des "OVI" (Österreichischen Verbandes der Immobilientreuhänder) und des 
Ehrenschiedsgerichtes der Fachgruppe Wien der Immobilien und Vermögenstreuhändeı 


1090 Wien, Garnisongasse 12/18a 
01 402 67 52 
E-Mail: magnum@aon.at 


(Eingang Ferstigasse 5) 
Fax: 01402 6752 DW9 
Heimseite im Internet: www.magnum.at 


Telefon 


gewissenhafte Verwaltung Ihres Immobilienbesitzes 


rasche und günstige Verwertung (Verkauf oder Vermietung) 


seriöse Bewertungen Ihrer Liegenschaften 


dafür bürgen Mag. Dr. Elmar Dirnberger und sein Team 


ELITE 


HARALD UNTERWADITZER 1090 WIEN, SEEGASSE 25 
SPEZIAL-BLITZSCHUTZBAU Sa ee 
BEHÖRDLICH KONZESSIONIERTES UNTERNEHMEN in 


www.elite-blitzschutz.com 
e-mail: office@elite-blitzschutz.com 


38 Die Aula März 2005 


Ein Beitrag des HBP 
zum ‚Schillerjahr? 


Müssen wir dem Hut 


ls der mit Vorzugsstimmen ge- 

wählte österreichische EU-Abge- 

ordnete Andreas Mölzer erklärte, 
das gegenwärtige Österreich habe nach 
sechzig Jahren keine Mitverantwortung 
mehr für Auschwitz zu tragen, wider- 
sprach ihm Herr Bundespräsident (HBP) 
Heinz Fischer energisch. Im Öl Morgen- 
journal vom 28. Januar 2005 sagte er zu 
einem ORF-Sprecher, es sei klar, „daß Sie 
und ich und die Republik Österreich... 
verpflichtet sind, mit Opfern des Natio- 
nalsozialismus respektvoll und auf ihr 
Leid bezugnehmend und ihnen Reverenz 
erweisend umzugehen. Und das heißt für 
mich Verantwortung tragen“. 

Dieser Satz des HBP ist zwar trotz 
leichter Kürzung etwas langatmig und 
auch holprig, aber ein Wort darin reizt 
im „Gedankenjahr“ zu besonderem 
Nachdenken. Was mag den HBP bewo- 
gen haben, für unsere immerwährende 
Verantwortung das verstaubte Vokabel 
Reverenz zu bemühen? Das Fremdwort 
kommt, sagt uns ein lateinisches Schul- 
wörterbuch, von reverentia: Ehrfurcht, 
Ehrerbietung. Es bedeutet fast heilige 
Scheu vor Gottheit und Majestät, hat sa- 
kralen Klang und zwingt uns in die 
Knie. In einem Drama Schillers kommt 
es in bewußter Häufung mehrmals vor, 
und zwar im „Wilhelm Tell“ im Zusam- 
menhang mit dem berühmten „Geßler- 
hut“. Die Szene, vor mehr als zweihun- 
dert Jahren geschrieben, wirkt noch im- 
mer aktuell. Der tyrannische Landvogt 
Geßler läßt da als Zeichen seiner Herr- 
schaft auf einer Stange einen Hut auf- 
pflanzen und befiehlt, jeder Vorbeige- 
hende müsse ihn „mit gebognem Knie 
und mit entblößtem Haupt verehren“. 
So will er „den kecken Geist der Freiheit 
beugen.“ Um die Einhaltung des Gebo- 
tes zu überwachen, müssen zwei Lands- 
knechte, Frießhart und Leuthold, vor 
dem Geßlerhut wachen. Ihr Gespräch 
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te Reverenz erweis 


zeigt Frießhart als einen völlig Umerzo- 
genen und Angepaßten, während sich 
Leuthold einen Rest von gesundem Ver- 
stand bewahrt hat: 

Frießhart: Wir passen auf umsonst. Es will 
sich niemand / heranbegeben und dem Hut 
sein Reverenz / erzeigen. s war doch sonst 
wie Jahrmarkt hier; / jetzt ist der ganze 
Anger wie verödet, / seitdem der Popanz 
auf der Stange hängt. 

Leuthold: Nur schlecht Gesindel läßt sich 
sehen und schwingt / Uns zum Verdrieße 
die zerlumpten Mützen. / Was rechte Leute 
sind, die machen lieber / den langen Um- 
weg um den halben Flecken, / eh sie den 
Rücken beugen vor dem Hut... / Wir ste- 
hen hier am Pranger vor dem Hut! / 5 ist 
doch ein Schimpf für einen Reitersmann, / 
Schildwach zu stehn vor einem leeren Hut, 
/ und jeder rechte Kerl muß uns verachten. 
/ Die Reverenz zu machen einem Hut, / es 
ist doch, traun! ein närrischer Befehl! 
Frießfhart: Warum nicht einem leeren, 
hohlen Hut? / Bückst du dich doch vor 
manchem hohlen Schädel. 

Leuthold: / Und du bist auch so ein dienst- 
fertger Schurke / und brächtest wackre Leu- 
te gern ins Unglück. / Mag, wer da will, 
am Hut vorübergehn, / ich drück die Au- 
gen zu und seh nicht hin. 

Da kommt der Jäger Tell mit seinem Bu- 
ben Walter vorbei. Es fällt ihm nicht ein, 
sich vor dem Geßlerhut zu beugen. „Was 
kümmert uns der Hut?“ sagt er zu sei- 
nem Sohn, „komm, laß uns gehen!“ 
Doch der „dienstfertige Schurke“ 
Frießhart erregt Aufruhr. Auch Leut- 
hold, schwach wie die meisten Men- 
schen, macht schließlich mit. Man er- 
greift Tell: „Ihr habt dem Hut nicht Re- 
verenz erwiesen!“ Geßler kommt hinzu 
und ersinnt für Tells Ungehorsam eine 
grausame Strafe: Auf den Kopf seines 
Kindes wird ein Apfel gelegt, Tell muß 
den Apfel mit einem Pfeilschuß treffen, 


sonst sterben er und sein Sohn. Dem 
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Meisterschützen gelingt das Unglaubli- 
che. Er trifft den Apfel, der Knabe ist un- 
verletzt. Trotzdem will ihn Geßler ins 
Gefängnis werfen. Tell kann sich aber 
befreien, tritt Geßler in der „hohlen Gas- 
se von Küßnacht“ entgegen und tötet 
ihn. Das ist das Signal für den Aufstand 
der Schweizer. Sie treiben alle Vögte aus 
dem Land und zerreißen den Geßlerhut. 
Denn sie haben auf der Waldlichtung 
Rütli einen Bund geschlossen, mit dem 
Schiller seiner Zeit und allen künftigen 
Zeiten ein Beispiel gibt: Ein unterdrück- 
tes Volk hat Recht auf Widerstand gegen 
Zwang und Meinungsterror: 

Nein, eine Grenze hat Tyrannenmacht!... / 
Der Güter höchstes dürfen wir verteid’gen / 
gegen Gewalt — wir stehn vor unser Land, 
/ wir stehn vor unsre Weiber, unsre Kinder. 
Alle reichen einander feierlich die Hände 
und stimmen zu: „Wir sind ein Volk und 
einig wollen wir handeln.“ Und mit die- 
sem Satz „Wir sind ein Volk“ gingen 
1989 die Menschen in Leipzig auf die 
Straßen und haben ohne Waffengewalt 
eine historische Wende erzwungen. Die 
Berliner Mauer wurde gebrochen, West- 
und Mitteldeutschland, von den Sieger- 
mächten 1945 willkürlich getrennt, wur- 
den wiedervereinigt. Schiller, der einmal 
sagte, er wolle „ein Zeitgenosse aller Zei- 
ten sein“, wurde mit seinem Aufruf, 
Geßlerhüten die Reverenz zu verweigern, 
auch zum Zeitgenossen unserer Zeit. 


Walter Marinovic 
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eit den Tagen des Thukydides ver- 

steht man unter „Geschichtsfor- 

schung“: Das Bemühen, anhand 
von schriftlichen, bildlichen und münd- 
lichen Zeitzeugen die Vergangenheit zu 
vergegenwärtigen und dabei nach den 
Umständen und Gründen vollzogener 
Handlungen zu fragen. 

Das Ergebnis solchen Tuns ist die 
Vermittlung von Wissen. In diesem Ver- 
ständnis ist die Monographie des Thuky- 
dides über den Peloponnesischen Krieg 
entstanden. Gefolgt von den Geschichts- 
werken eines Leopold von Ranke, 
Hellmut Diwald, Joachim Hoffmann, 
Ernst Topitsch und Ernst Nolte. 

Dieses Bemühen um die ergebnisof- 
fene Vergegenwärtigung der Vergangen- 
heit steht im Artikel 5 Absatz 3 als 
Grund- und Menschenrecht unter dem 
Schutz des Grundgesetzes. Das hat das 
Bundesverfassungsgericht im Januar 
1994 noch einmal ausdrücklich bestä- 
tigt. Es hat dabei auch einen zur Diskri- 
minierungsvokabel depravierten Aus- 
druck wissenschaftlichen Arbeitens aus 
den Niederungen ideologischer Kampa- 
gnen zur eigentlichen Sinnbedeutung 
zurückgeholt und rehabilitiert: „die Re- 
vision“. Es stellte nämlich fest: „Artikel 5 
Absatz 3 Satzl des Grundgesetzes 
schützt (...) nicht eine bestimmte Auf- 
fassung von Wissenschaft oder eine be- 
stimmte Wissenschaftstheorie. Das wäre 
mit der prinzipiellen Unvollständigkeit 
und Unabgeschlossenheit unvereinbar, 
die der Wissenschaft trotz des für sie 
konstitutiven Wahrheitsbezugs eignet 
(...) Auffassungen, die sich in der wis- 
senschaftlichen Diskussion durchgesetzt 
haben, bleiben der Revision und dem 
Wandel unterworfen. Die Wissen- 
schaftsfreiheit schützt daher auch Min- 
dermeinungen sowie Forschungsansätze 
und -ergebnisse, die sich als irrig oder 
fehlerhaft erweisen.“ 

Geschichtspolitik als Effektha- 
scherei. Im Unterschied zu diesen 
Merkmalen der Geschichtsforschung of- 
fenbart sich die „Geschichtspolitik“ als 
zweckbestimmte Instrumentalisierung 
vergangener Ereignisse, ohne sich der 
Darstellung der Vorgeschichte und der 
Berücksichtigung der obwaltenden Zeit- 
umstände verpflichtet zu fühlen. Ihr Er- 
gebnis ist das Erzielen von Wirkung — 
vornehmlich betrieben von Persönlich- 
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keiten des öffentlichen Lebens. Veran- 
laßt durch deren Ehrgeiz, gesetzte politi- 
sche Ziele zu erreichen oder durch den 
Vorsatz, anfallende Jahresdaten zu wür- 
digen. Zunehmend geleitet von der Ab- 
sicht, die Zeitgenossen in ihrem Sinne zu 
beeinflussen. Dank Macht oder Vermö- 
gen entwickeln sie sich dabei zu Mei- 
nungsmachern und Meinungsführern 
ihrer jeweiligen Öffentlichkeit. 

Der Gewinn und der Erhalt der Deu- 
tungshoheit über das aktualisierte Ereig- 
nis sind ihnen ungleich wichtiger als die 
genaue Kenntnis von dessen Vorge- 
schichte und Ablauf. Das fehlende Wis- 
sen ersetzt sie nicht selten durch eine 
demonstrative Belehrungsmoral oder 
publizistische Ausgrenzung. 

Ihre Bannflüche reichen von „Ewig- 
gestriger“ über „Verharmloser“ bis 
„Volksverhetzer“ und führen solcherma- 
ßen Gebrandmarkten nicht selten bis vor 
die Schranken des Gerichts. Weil sich 
diesem Risiko nicht jeder Sachkenner 
aussetzen möchte, breitet sich die „Ge- 
schichtspolitik“ immer weiter aus und 
prägt zunehmend das Bewußtsein der 
Zeitgenossen. Zu den „Geschichtspoliti- 
kern“ übergelaufene Historiker verstär- 
ken noch deren Reihen und dünnen die 
vom Bundesverfassungsgericht eigens ge- 
schützten Geschichtswissenschaftler wei- 
ter aus. Die Folgen sind vielfältig. 

Sie schlagen sich in individuellen Le- 
bensläufen nieder und erfassen das ganze 
Volk. Sie erleichtern dem innerstaatli- 
chen Geheimdienst, sich in den ge- 
schichtsforscherlichen Diskurs einzu- 
mischen und sich Personen- und Sachbe- 
wertungen herauszunehmen. Einschlägi- 
ge jährliche „Berichte“ belegen diese 
usurpatorische Praxis. Sie befördern aus- 
wärtige Interessen, das deutsche Volk in 
immer wiederkehrende Schuld- und 
Wiedergutmachungshaftung zu neh- 


men. Die in den vergangenen Jahren zur 
Begleichung angestandenen Entschädi- 
gungszahlungen an ehemalige Zwangs- 
arbeiter und die 2004 aus Warschau laut 
gewordenen Reparationsforderungen 
machten die Konsequenzen dieser „Ge- 
schichtspolitik“ überdeutlich. Sie werfen 
zugleich die Frage nach der Verbindlich- 
keit des Artikels 56 des Grundgesetzes 
auf. Er verpflichtet bekanntlich, den 
„Nutzen des deutschen Volkes“ zu meh- 
ren und „schaden von ihm zu wenden“. 

Prag hätte längst handeln müssen! 
Die Zahlung von Millionen- und Mil- 
liardenbeträgen an Personen, die bereits 
durch konfisziertes deutsches Vermögen 
zu entschädigen waren, stellt sich als Bei- 
spiel für die pekuniäre Auswirkung der 
betriebenen „Geschichtspolitik“ dar. In 
den von der tschechischen Regierung 
hartnäckig in Gültigkeit gehaltenen 
„Präsidenten-Dekreten“ des Edvard 
Benesch ist nämlich eine solche Entschä- 
digung tschechoslowakischer Bürger be- 
reits ausdrücklich festgelegt. 

So heißt es beispielsweise im „Dekret 
des Präsidenten der Republik vom 21. 
Juni 1945 über die Konfiskation und be- 
schleunigte Aufteilung des landwirt- 
schaftlichen Vermögens der Deutschen, 
Magyaren wie auch der Verräter und 
Feinde des tschechischen und slowaki- 
schen Volkes“ im Paragraph 7 Absatz 6 
wörtlich über die Zuteilung des enteig- 
neten Vermögens: „Ein Vorzugsrecht auf 
Zuteilung haben Personen, die sich im 
nationalen Befreiungskampf ausgezeich- 
net und verdient gemacht haben, insbe- 
sondere Soldaten und Partisanen, ehe- 
malige politische Häftlinge und Depor- 
tierte und ihre Familienangehörigen und 
gesetzliche Erben, wie auch durch den 
Krieg geschädigte Bauern.“ 

Die von den hiesigen Medien stets in 
KZ-Kleidung vorgestellten und als 
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„Sklavenarbeiter“ bezeichneten Personen 
entsprachen den als „politische Häftlin- 
ge“ und „Deportierte“ benannten emp- 
fangsberechtigten Tschechen und Slowa- 
ken. Sie sollten bei der Aufteilung des 
beschlagnahmten deutschen Vermögens 
bevorzugt berücksichtigt werden. Die 
Geschichtsforschung hat festgestellt, daß 
das von der tschechoslowakischen Regie- 
rung gemäß Präsidenten-Dekret von 21. 
Juni 1945 konfiszierte landwirtschaftli- 
che Vermögen einen Gesamtwert von 
100 Milliarden Vorkriegs-Tschechenkro- 
nen hatte. Diese Summe gab der Prager 
Regierungssprecher am 1. Juli 1945 an- 
läßlich einer Massenkundgebung auf 
dem Weißen Berg an. 

Nach der Bereicherung solchen Aus- 
mafßes dürfte die zugesagte Entschädi- 
gung der Zwangsarbeiter für den tsche- 
choslowakischen Staat mühelos möglich 
gewesen sein und damit ein weiterer An- 
spruch an Deutschland abgegolten sein. 
Dies um so mehr, als den Deutschen 
durch die Präsidenten-Dekrete nicht nur 
landwirtschaftliches Eigentum in Mil- 
liardenhöhe genommen wurde, sondern 
auch jeder weitere materielle Besitz. So 
konfiszierte das „Dekret des Präsidenten 
der Republik vom 25. Oktober 1945 
über die Konfiskation des feindlichen 
Vermögens und die Fonds der nationa- 


len Erneuerung“ auch alles über den 
landwirtschaftlichen Besitz hinausgehen- 
de „bewegliche und unbewegliche Ver- 
mögen der Deutschen und Magyaren“ 
entschädigungslos. 

Die von dieser Enteignung betroffe- 
nen Betrieb, Kur- und Tourismusanlagen 
erhöhten die bereits erzielten Milliarden- 
Bereicherungen um weitere Summen in 
ähnlicher Höhe. Immerhin verloren da- 
durch deutsche Eigentümer solche Ob- 
jekte wie die Schichtwerke von Aussig- 
Schreckenstein, die Kohlereviere von 
Brüx und Dux, das Hotel Pupp von 
Karlsbad und die Kurbäder-Anlagen von 
Marienbad und Franzensbad. Dazu 
noch die unter deutscher Patronage be- 
fundenen Kunst- und Kirchengüter. De- 
ren nachfolgende Verwüstungen erin- 
nern im übrigen den Geschichtsforscher 
an die Barbareien der Säkularisation. 
Dem deutschen Zeitgenossen kommt 
bei diesem Kulturwerteverlust die vor 
Jahren geführte Diskussion um die „Beu- 
tekunst“ in Erinnerung. 

BRD-Verzichtspolitik. Der „Ge- 
schichtspolitiker“ nimmt von diesen Er- 
gebnissen der Geschichtsforschung of- 
fensichtlich keine Notiz. Ihm sind die 
vorherrschenden Zustände in vielen Ver- 
treibungsgebieten ebenso unbekannt wie 
die aus dem Jahre 1945 zitierten tsche- 


chischen Verlautbarungen und Dekrete- 
Bestimmungen. Er fliegt als Staatsbesu- 
cher oder Korrespondent im Flugzeug 
über sie hinweg bzw. erübrigt keine Zeit, 
sich mit ihnen ernsthaft zu beschäftigen. 
Statt dessen signiert er Erklärungen über 
seine Absicht, die Beziehungen zum Ver- 
treiberstaat „durch aus der Vergangen- 
heit herrührende Fragen nicht belasten 
zu lassen“ — wohlwollend begleitet und 
als „Versöhnungspolitiker“ belobigt vom 
gleichgesinnten Kommentator, dem 
Kenntnis der Dokumente und Inaugen- 
scheinnahme der Vertreibungswüsten 
gleichermaßen abgehen, der diese Wis- 
senslücken oft mit Ermahnungen an die 
Vertreibungsopfer füllt, den begonnenen 
„Versöhnungsprozeß“ nicht zu stören 
und - statt bei 1945 stehenzubleiben — 
in die Zukunft zu schauen. Die auf ihr 
Eigentumsrecht beharrenden Ostvertrie- 
benen wurde gar als „Ewiggestrige“ ge- 
scholten. Eine Entgleisung, die gegen- 
über NS-Opfern vor den Richterstuhl 
führen würde. Deutschen Nachkriegsop- 
fern sind sie offenbar folgenlos zumutbar 
und werden ihnen zunehmend zugemu- 
tet. Wohl nicht ausschließlich aus bösem 
Willen oder niedrigem Populismus, um 
zu verletzen oder sich als Gutmensch zu 
profilieren. Vielfach wohl auch aus Igno- 
ranz oder Halbwissen. Etwa aus Un- 


kenntnis über Anliegen und Inhalt des 
Lastenausgleichs, den „Geschichtspoliti- 
ker“ oft mit Entschädigung verwechseln 
und deswegen die Heimatvertriebenen 
für längst „abgefunden“ halten. 

Lastenausgleich ist nicht Entschä- 
digung! In Wahrheit ersetzte das La- 
stenausgleichsgesetz nicht das von Polen 
und der Tschechoslowakei konfiszierte 
deutsche Milliardeneigentum, sondern 
suchte, die im Gefolge seines Verlustes 
für die Betroffenen aufgetretenen Nöte 
durch gewährte Start- und Soforthilfen 
zu lindern. Die gesetzliche Begrenzung 
der vorgesehenen Hilfen auf maximal 
60.000 DM machte den Unterschied 
zwischen „Entschädigung“ und „Aus- 
gleich“ deutlich. Außerdem weisen auch 
diese verschiedenen Termini technici des 
Lastenausgleichgesetzes auf seine aus- 
schließliche Beistandsfunktion hin. Da 
ist von „Hausratshilfe“, „Ausbildungshil- 
fe, „Soforthilfe“ oder „Aufbaudarlehen“ 
die Rede, jedoch nie von einer Abfin- 
dung für den erlittenen Verlust. 

Daß sich die deutschen Heimatver- 
triebenen mit Hilfe dieser gewährten Fi- 
nanzmittel dann im Laufe der nachfol- 
genden Jahrzehnte emporgearbeitet und 
es auch zu Wohlstand gebracht haben, 
verleitet dann ignorante „Geschichtspo- 
litiker“ zu der Annahme, die Vertriebe- 
nen seien bereits entschädigt worden 
und erhöben jetzt nur noch aus purer 
Raffgier Wiedergutmachungsforderun- 
gen an die ungleichen ärmeren Vertrei- 
berländer. Und das, obwohl Polen und 
Tschechen doch auch ihrerseits Men- 
schen-, Land- und Vermögensverluste 
hätten hinnehmen müssen. Sechs Mil- 
lionen Tote und 140.000 Quadratkilo- 
meter abgetretenen Landes an die Sow- 
jetunion sowie die zweimalige Heimsu- 
chung des Landes durch Krieg stellen be- 
kanntlich allein die Polen in Rechnung 
und finden in den „Geschichtspoliti- 
kern“ willige Kolporteure. 

Tschechische Legenden. Die 
Tschechen sprechen von 360.000 Op- 
fern, der im Herbst 1938 erfolgten „Ver- 
treibung“ und „Flucht“ ihrer Landsleute 
aus den „tschechoslowakischen Grenzbe- 
zirken“ und einer großenteils von den 
Deutschen ausgeplünderten Volkswirt- 
schaft. Deutsche „Geschichtspolitiker“ 
übernehmen unkritisch diese Angaben 
und halten sie in Kommentaren und auf 


42 


Kundgebungen sudetendeutschen Hei- 
matvertriebenen vor. Gegenteilige Zeit- 
zeugnisse und Forschungsergebnisse 
werden von ihnen entweder nicht zur 
Kenntnis genommen oder des „Revan- 
chismus’“ verdächtigt. Verhaltensfor- 
men, die Geschichtsforscher ertragen 
müssen, wenn sie sich von ihrem wissen- 
schaftlichen Auftrag nicht verabschieden 
und als Nachfolger Rankes abdanken 
wollen. In diese Frontstellung steht „Ge- 
schichtspolitik“ in der Tat oft gegen Ge- 
schichtsforschung. 

Zeitgeist und öffentliche Stimmungs- 
mache verübeln dem Geschichtsforscher 


„Das gesamte 
Protektorat Böhmen 
und Mähren wurde nur 
von 5.000 deutschen 
Polizisten bewacht. 
Verhaftet wurden nur 
jene, die wirklich ge- 
fährlich waren.” 


nicht selten schon das kritische Hinter- 
fragen kolportierter ausländischer Anga- 
ben. „Totengebeinzähler“ und „Verharm- 
loser“ lauten die dabei schnell erhältli- 
chen Beinamen. Bei ihrer Zuweisung set- 
zen die „Geschichtspolitiker“ auch die 
Logik unbedenklich außer Kraft. Etwa 
bei der Frage, ob es folgerichtig erscheint, 
von einer rund fünfprozentigen Bevölke- 
rungsminderung zu sprechen und zu- 
gleich das entleerte Wohngebiet von über 
zwei Millionen „abgeschobenen“ einsti- 
gen Mitbürgern bevölkern zu wollen, wie 
es Benesch praktizierte. Selbst eine tsche- 
chische Stimme, die Zweifel an den Pra- 
ger Angaben anmeldet, findet bei den 
„politisch korrekten Geschichtspoliti- 
kern“ kein Gehör. 

So blieb bislang ungewürdigt, was der 
einstige Vizepräsident des tschechoslo- 
wakischen Schriftstellerverbandes, Jan 


Prochazka, im Mai-Heft 1968 der Zeit- 


schrift Host do Domu über die deutsche 
Polizeiherrschaft im „Protektorat“ und 
über den tschechischen Widerstand aus- 
führte. Er schrieb: „Ich kam letzten En- 
des zu dem Schluß, daß der ganze un- 
glaubliche heroische Kampf eine Legen- 
de war. Das gesamte Protektorat Böh- 
men und Mähren wurde nur von 5.000 
deutschen Polizisten bewacht. Ich erfuhr, 
daß die Sicherheitsdienste der Nazis 
strikte Anweisung hatten, lediglich sol- 
che Personen zu verhaften, die wirklich 
gefährlich waren. Die Naziverwaltung 
hatte keine Lust, ihre Kräfte auf die Be- 
wachung von relativ harmlosen Tsche- 
chen im Gefängnis zu verschwenden.“ 
Diese Aussage stellt jene Angaben in 
Frage, die am 18. Juni 1947 von der 
tschechoslowakischen Regierung ge- 
macht wurden. Danach waren „während 
der Okkupation 242.000 tschechoslowa- 
kische Staatsbürger in Konzentrationsla- 
gern gestorben“ und „93.000 im Kampf 
gegen den Nationalsozialismus als Ange- 
hörige der Widerstandsbewegung im In- 
land und der tschechoslowakischen 
Truppen im Ausland gefallen“. Weitere 
„45.000 Menschen“ seien „immer noch 
vermißt“. Die materiellen Verluste durch 
die „deutsche Okkupation“ sowie „die 
Kriegskosten der Tschechoslowakei“ ver- 
anschlagte man auf „60 Milliarden Kro- 
nen“. Das „Nationalvermögen“ habe „ei- 
nen Verlust von 430 Milliarden Kronen 
zu verzeichnen, während die Verluste von 
Privatpersonen“ angeblich „insgesamt 
296 Milliarden Kronen betrugen“. Eine 
genauere Spezifikation erfolgte nicht. 
Die sich ergebenden Summen von 
335.000 Todesopfern und rund 800 
Milliarden Tschechenkronen Kriegsschä- 
den hielten sich die nachfolgenden Jahr- 
zehnte hindurch bis zur Gegenwart. 
1947 wurden sie zur Begründung tsche- 
choslowakischer Reparationsforderun- 
gen an Deutschland genannt. In jenem 
Jahr verteilte nämlich die schon 1945 ge- 
bildete „Alliierte Reparationen-Kommis- 
sion“ die dem Deutschen Reich auferleg- 
ten Wiedergutmachungsleistungen. 
(Fortsetzung folgt.) 
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Alter und neuer 
Sozialfaschismus 


m Gefolge der Oktoberrevolution 
1917 stellte sich trotz einiger An- 
fangserfolge (Räterepubliken in Un- 
garn und Bayern, Spartakistenaufstände, 
umfangreiche Streikbewegungen, ge- 
scheiterte Polen-Offensive) die Weltrevo- 
lution doch nicht ein. Der Sitz der kom- 
munistischen Weltbewegung konnte also 
nicht wie geplant nach Berlin verlegt 
werden, und der Aufbau des „Kommu- 
nismus in einem Lande“ wurde in An- 
griff genommen. Als Gegenbewegungen 
etablierte sich nach dem Ersten Welt- 
krieg u. a. auch der Faschismus, zugleich 
kam es vielfach zu sozialdemokratischen 
Regierungsbeteiligungen und Regie- 
rungsübernahmen. Diese stellte die so- 
wjetischen Bolschewisten natürlich vor 
inhaltliche wie argumentative Probleme. 
Die kommunistische Internationale 
sah sich neben dem Hauptfeind, dem Ka- 
pitalismus, zwei neuen und zu bekämpfen 
Feinden gegenüber, dem Faschismus und 
der revisionistischen Sozialdemokratie. 
Für den orthodoxen Marxismus ist der 
Kapitalismus der Hauptfeind, gleichgül- 
tig ob er nun ein liberaldemokratisches 
oder ein faschistisches Hemd anzieht. 
Nach sowjetischer Lehre stellt der Faschis- 
mus den autoritären Versuch zur Rettung 
des Kapitalismus dar, während der Revi- 
sionismus sich mit den Kapitalismus ar- 
rangiert und damit den Klassencharakter 
des kapitalistischen Staates verschleiert. 


Deshalb sei die revisionistische Sozialde- 
mokratie die Verräterin am Sozialismus 
und noch gefährlicher als selbst der Fa- 
schismus, weswegen sie sogar stärker als 
dieser zu bekämpfen sei. Als Kampfbegriff 
verwendete die kommunistische Interna- 
tionale für die revisionistischen Sozialde- 
mokratie ab 1928 die Bezeichnung 
„Sozialfaschismus“ (Brockhaus 1993, 
20. Band, S. 530). 

Die Dialektik um den „Klassenfeind“. 
Mit dem Übergang zur Volksfronttaktik 
1935 modifizierte die Komintern zwar 
„dialektisch“ ihre Haltung gegenüber der 
Sozialdemokratie und fand sogar zum 
Bündnis mit der angloamerikanischen 
„Plutokratie, bis sie ihr wieder den 
Kampf ansagte, doch bleibt die damalige 
Einschätzung auch für heute nicht ohne 
Würze. Es ist nämlich nur eine Frage der 
Größenordnung, wann Großkapitalis- 
mus und Sozialismus ineinander überge- 
hen (Allen 1990, S. 22-46). Beispiels- 
weise sprechen die Karrieren ausschei- 
dender Politiker der Sozialdemokratie im 
Bankenwesen oder bei großen interna- 
tionalen Konzernen für einen beträchtli- 
chen Kern aktueller Wahrheit an dieser 
sozialfaschistischen Betrachtungsweise. 
In den großen internationalen Organisa- 
tionen des „Kapitalismus“ (Internationa- 
ler Währungsfonds, Weltbank, EU- 
Kommission) kooperieren Sozialdemo- 
kraten nicht nur problemlos mit dem 
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Gerade die Ästhetik des 
Faschismus mit seinen 
Massenaufmärschen oder 
seine Gleichschaltungs- 
wut kommt lupenrein 
aus der linken Tradition 
des Sozialismus; 


„Klassenfeind“, sondern stellen sogar ei- 
nen großen Teil seines Apparates. 

Wenn also im innenpolitischen 
Kampfgeschehen revisionistische Sozial- 
demokraten und Grün-Alternative alle 
ihre Gegner gerne als „Faschisten“ verun- 
glimpfen (Knütter 1993), so ist es nur de- 
ren unendlicher Langmut zu verdanken, 
nicht schon längst mit dem gar nichts 
ohne weiteres zu entkräftenden Kampf- 
begriff „Sozialfaschismus“ zurückgeschla- 
gen zu haben. Geistesgeschichtlich steht 
nämlich Rot-Grün dem Sozialfaschismus 
tatsächlich näher als die Rechte dem Fa- 
schismus. Hat sich doch der historische 
Faschismus selbst nie als „rechte“ Bewe- 
gung verstanden, sondern als links und 
rechts zugleich (Nolte 1963). Gerade die 
Ästhetik des Faschismus mit seinen Mas- 
senaufmärschen oder seine Gleich- 
schaltungswut kommt lupenrein aus der 
linken Tradition des Sozialismus. Freilich 
wollen die heutigen Sozialfaschisten ge- 
nausowenig gerne wie die alten an die 
Einschätzung erinnert werden, sie wären 
Pseudosozialisten und würden die Arbeit 
an das Kapital verraten. 
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Die Fäden der 
Vergangenheit 


eter Fischer, 1943 in Suhl/ 

Thüringen geboren, Autor 

und Redakteur für Zeitge- 
schichte und Politik sowie Fernseh- 
und Theaterkritiker, hat mit seinem 
kürzlich veröffentlichten Roman 
„Der Schein“, dem ersten Teil einer 
geplanten Trilogie, eine Erzählung 
vorgelegt, die alle Kennzeichen eines 
Entwicklungsromans trägt. 

Der Assoziationen mit dem Slawi- 
schen erweckende Name des 
Heldens, Michael Sahlok, entpuppt 
sich bei näherem Hinsehen als An- 
spielung auf Kleists Novelle „Michael 
Kohlhaas“. Sahloks Ich-Findung, die 
hier und da autobiographische Züge 
trägt, spiegelt ein Stück deutscher 
Zeitgeschichte wider: Der Vater ist im 
Krieg gefallen; die Jugend verbringt 
Sahlok in einer thüringischen Klein- 
stadt, es folgen Studium und vor al- 
lem wachsende Schwierigkeiten mit 
dem politischen System der „DDR“. 

Ein Fluchtversuch schlägt fehl, 
Sahlok kommt in Haft und wird 
schließlich durch die BRD freige- 


kauft. Das sind einige der markanten 


Neuschwabenland 


em in rechten und esoterischen 

Kreisen bestehenden Mythos 

Neuschwabenland geht Heinz 
Schön, Überlebender der 1945 versenk- 
ten Wilhelm Gustloff, auf den Grund. 
Auf höchsten Befehl hin startete 
1938/39 das MS Schwabenland seine 
deutsche Antarktisexpedition. Beauftragt 
wurde damals Alfred Ritscher, ein 60jäh- 
riger Regierungsrat im Oberkommando 
der Kriegsmarine, der Kompetenzen als 
Schiffskapitän, Flugkapitän und Polar- 
forscher besaß. Mit unzähligen großfor- 
matigen Farbbildern und einem umfang- 
reichen Textteil wird die lange Fahrt an 
die Spitze der Südhalbkugel beschrieben. 
Am Ende des Bildbandes befindet sich 


ein Interview mit dem letzten Überle- 
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Eckdaten des Sahlokschen Schicksals, 
die pars pro toto mit manchem ande- 
ren Schicksal im Nachkriegsdeutsch- 
land stehen. Faszinierend wird dieser 
Roman vor allem durch die wechsel- 
seitige Permeabilität von analysieren- 
der Betrachtung des Romanhelden 
mit den Reflexionen des Erzählers. 
Hier verschränken sich Gegenwart 
und Vergangenheit. 

Fischers „Kohlhaas“ bewegt sich in 
einer kulissenhaften Welt, in der im- 
mer nur ein Teil beleuchtet ist. Sahlok 
durchleuchtet Kulisse auf Kulisse und 
enttarnt deren Scheinhaftigkeit. So 
nähert er sich seiner Wahrheit ähnlich 
wie in der Popperschen Philosophie 
durch Falsifikation immer weiter an. 
Daß diese Annäherung nicht für 
Sahlok, sondern auch für einen deut- 
schen Leser mit vielen schmerzhaften 
Einsichten verbunden ist, liegt — vor 
dem Hintergrund der jüngeren deut- 
schen Zeitgeschichte — auf der Hand. 
Fischer mutet dem Leser einiges zu — 
wer sich auf diese unzeitgemäße Zu- 
mutung einläßt, dem wird über die 
Lektüre dieses Romans ein Erkennt- 
nisfortschritt ganz eigener Art zuteil. 


Peter Fischer: Der Schein. 178.5; 
Ludwigsfelder Verlagshaus, 2004, 
Euro 22,-. ISBN 3-933022-23-1. 


benden dieser Mission, Siegfried Sauter, 
der als Luftbildner fungierte. 
Gegenstand dieses Buches sind außer- 
dem die Ereignisse in der Antarktis nach 
Kriegsende. Der Autor setzt sich mit 
Spekulationen um deutsche Wunderwaf- 
fen im Eis und angeblich gesichteten 
UFO („Reichsflugscheiben“) auseinan- 
der. Ebenso geht er auf die sich Ende 
1946 in Richtung Antarktis aufbrechen- 
de US-Armada ein, die unverrichteter 
Dinge wieder umkehrte. Ein Bündel von 
Fragen und Ungereimtheiten behandelt 
Heinz Schön und bringt dabei dem Le- 
ser eine Region um das Südpolargebiet 
näher, die den meisten unbekannt ist! 


Heinz Schön: Mythos Neuschwaben- 
land - Für Hitler am Südpol. 176 S., 
Euro 25,95. Bonus-Verlag, Selent 2004. 
ISBN 3-935962-05-3. 


Mit 15 in den Krieg 


ackend liest sich die Geschichte des 
einstigen Napola-Schülers Karl 
Dürrschmidt, der aus dem Sude- 
tenland stammt und sich 1940 als Zehn- 
jähriger in eine Nationalpolitische Erzie- 
hungsanstalt (NPEA) meldete. So ver- 
schlug es ihn schließlich zum „Kriegslehr- 
gang“ an die NPEA Neubeuern in Ober- 
bayern. Dort herrschte Zucht und Ord- 
nung, alles war reglementiert, was jedoch 
nicht heißt, daß es Schikane gab. Den Ju- 
gendlichen wurde eine intensive Ausbil- 
dung zuteil, es wurde viel Sport getrieben, 
auch die vormilitärische Ausbildung kam 
nicht zu kurz. Ferner standen verschiede- 
ne Freizeitmöglichkeiten zur Verfügung. 
Der Verfasser beschränkt sich in sei- 
nem Buch auf die Schilderung der Jahre 
1945/46, die für den damals 15jährigen 
voller Entbehrungen und Gefahren war. 
Mit dem herannahenden Kriegsende wur- 
de es auch für die Napola-Schüler ernst, 
sie irrten im April 1945 durch Bayern, 
wurden aber von ihren Vorgesetzten nicht 
„verheizt“! Verantwortungsbewußt steckte 
man sie in Zivilklamotten und schickte sie 
nachhause. Für Dürrschmidt aus dem Su- 
detenland begann eine Odyssee, mußte er 
doch auf Schleichwegen in seine mittler- 
weile tschechisch besetzte Heimat zurück. 
Kaum daheim angekommen, wurde 
er schon verhaftet und als vermeintlicher 
Werwolf zunächst auf der mittelalterli- 
chen Burg Elbogen und dann im Lager 
Ischemoschna zum Arbeitseinsatz einge- 
kerkert. Dort erlebte er den unerklärba- 
ren, abgrundtiefen Deutschenhaß seiner 
tschechischer Peiniger und eine entwür- 
digende Behandlung durch diese: Schlä- 
ge, ständige Beschimpfungen und Todes- 
angst. Seine sorgfältig geplante Flucht im 
Sommer 1946 führte ihn in vielen ent- 
behrungsreichen Etappen schließlich 
nach Bayern, wohin seine Eltern mittler- 
weile vertrieben waren. Dieses Buch be- 
schreibt sehr detailliert, welch unheimli- 
che Energie ein Jugendlicher damals auf- 
bringen mußte, um die Freiheit zu erlan- 
gen. Nicht nur für die Jugend lesenswert! 


Karl Dürrschmidt: Mit 15 in den Krieg 
- Ein Napola-Schüler berichtet. 215 
S., Euro 19,90. Stocker Verlag, Graz 
2004. ISBN 3-7020-1079-3. 
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Friedman 
ohne Maske 


or einigen Wochen erschien ein 

sehr aufschlußreiches Dossier 

über zwei Medienmächtige in der 
Bundesrepublik Deutschland, nämlich 
Michel Friedman, einst Vizepräsident des 
Zentralrats der Juden in Deutschland, und 
Haim Saban, Medienmogul aus Israel. 
Beide einflußreichen Akteure, die sich 
nicht als Teil der deutschen Gesellschaft 
fühlen, werden von Vertretern aus Politik, 
Wirtschaft und Kultur besonders geför- 
dert, was man als Auswuchs eines umge- 
kehrten Antisemitismus bezeichnen kann. 
Besonders Michel Friedman hat bisher 
wenig zur Normalisierung des Verhältnis- 
ses von Juden und Nichtjuden beigetra- 
gen. Während sonst jeder andere Mode- 


Hagen war der Held 


er kennt sie nicht, die tragi- 

sche Sage von Siegfrieds Tod 

und von Kriemhilds Rache? 
Das von einem wahrscheinlich am Pas- 
sauer Bischofshof lebenden Dichter um 
1200 verfaßte Nibelungenlied gehört fest 
zum deutschen Kulturerbe. Hagen von 
Tronje gilt nach dessen herkömmlicher 
Auslegung als dunkler und hinterlistiger 
Mörder, während Siegfried, der Dra- 
chentöter, als strahlender Held erscheint. 
Wolfgang Hohlbein interpretiert das alte 
Heldenepos von Siegfrieds Tod aber neu: 
Er erzählt die Geschichte aus der Per- 
spektive Hagens, des einsamen Heiden 
am christlichen Burgunderhof. 

Zug um Zug entzaubert Hohlbein 
Siegfrieds Heldenbild. Der Drachentöter 
ist danach nichts anderes als ein von 
Machtgier erfüllter rücksichtsloser Krie- 
ger, ein Fremder, der den Burgunder- 
thron aus Eigennutz erobern will. Ein 
Meister berechnender Gesten. Welches 
Risiko geht eigentlich „ein Recke ein, der 
quasi unverwundbar im Kampf ist und 
über ein magisches Schwert verfügt”? 
fragt Hennen im Vorwort. Hagen han- 
delt demgegenüber aus Freundschaft und 
Treue zu Gunther, seinem bedrohten Kö- 


nig. Und aus reiner Liebe. Am Königshof 
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rator weg vom Fenster ist, wenn er krimi- 
nell geworden ist, gelang es Friedman, 
nach einer kurzen Schamfrist trotz seiner 
vorangegangenen Kokain- und Hurenge- 
schichten mit Ostfrauen — Deckname 
Paolo Pinkel — wieder schnell Fuß in der 
BRD-Medienlandschaft zu fassen. Bei 
der „Welcome Back“-Party von Michel 
tanzten hohe BRD-Politgrößen an wie et- 
wa Bayerns oberster Patriotenverfolger, 
Innenminister Beckstein, CDU-Chefin 
Merkel und Berlins Oberschwuler 
Wowereit, seines Zeichens Regierender 
Bürgermeister der Bundeshauptstadt. 
Über den Medienmogul Haim 
Saban, der 1944 in Tel Aviv geboren 
wurde und sich selbst als Zionist be- 
zeichnet, erfährt der Leser auch Interes- 
santes: So riß sich Saban nach der Insol- 
venz der mächtigen KirchMedia AG mit 
ProSiebenSat. 1 den bedeutendsten pri- 
vaten TV-Konzern im größten europäi- 


vermag nur der TIronjer die Zeichen der 
Zeit zu deuten. Denn er hält am Ahnen- 
glauben, an den alten Göttern fest. Eine 
weise Norne sagt ihm voraus: „Ich sche 
Schmerzen auf deinem Weg, Hagen, 
Schmerzen und Blut und Tränen und 
Verrat. Man wird dich einen Mörder hei- 
ßen...“ 

Hohlbein formt das Nibelungenlied 
zum Machtkampf zwischen diesen bei- 
den unterschiedlichen Charakteren um 
und spielt dabei mit Gegensätzen. Ha- 
gen wird von Anfang an zum Sympathie- 
träger und Protagonisten. Nicht nur die 
Darstellung der beiden Hauptfiguren ist 
dem Verfasser gelungen, sondern auch 
die Nebenfiguren wirken bunt und be- 
stechen durch komplexes Verhalten. 
Dies trifft vor allem auf Brunhild zu. Sie 
ist gewaltig und unbeugsam, eine Krie- 
gerin und Königin, die nicht mehr in die 
Neue Welt des Christentums paßt. 

Die Romanhandlung wird in einer 
dynamischen, in erster Linie auf Span- 
nung bedachte Erzählweise vorangetrie- 
ben, so daß sich das Buch leicht und 
flüssig liest. Fazit: Lektüre, die sich wirk- 
lich lohnt! Wolfgang Traxel 
Wolfgang Hohlbein: Hagen von Tronje. 
Neuauflage mit Vorwort von Bernhard 
Hennen. W. Heyne Verlag, München 
2004. Euro 8,95. ISBN 3-453-53024-1. 


schen Medienmarkt unter den Nagel. 
Seine hervorragenden Kontakte zum 
internationalen Film- und Fernsehge- 
schäft sowie zur bayerischen Staatsregie- 
rung taten hierbei ein übriges. Mittler- 
weile wird im neuen Aufsichtsrat von 
ProSieben Satl nur noch Englisch ge- 
sprochen. Und bei den Filmen, die diese 
Sender darbieten, werden zumeist alte 
und dekadente US-Schinken primitiv- 
ster Prägung gezeigt. 

Ein hervorragend recherchiertes Dos- 
sier über zwei dubiose Mediengestalten! 


Tobias Brendle: Die Rückkehr des Mo- 
derators - Michels Friedmans zweite 
Chance und der Medienmogul Haim 
Saban. 48 5. Euro 5, - (inkl. Versand). Zu 
beziehen über: Friedenskomitee 2000, 
Pf. 1308, D-82303 Starnberg. Telefon: 
+49/8151/4115. Fax: +49/8151/78 212. 
Internet: www.deutschland-bewegung.de 


Schicksalswende 


or kurzem erschien der 

letzte Band der Trilogie 

„Der Rußlandfeldzug in 
Farbe“. Er trägt ‘den Titel 
„Schicksalswende im Osten — Von 
Stalingrad nach Ostpreußen“ und 
beschreibt den Ruckzug der deut- 
schen Armee bis ins eigene Land. 
Zunächst wird auf 34 Textseiten 
ausführlich die Frontlage von 
Mitte 1942 bis Kriegsende darge- 
stellt. Im Anschluß daran finden 
sich 115 Seiten Farbbilder, nicht 
selten doppelseitig, die eindrucks- 
voll einen Eindruck vom Leben 
des Landsers im Osten vermitteln. 
Somit wird der harte Kampf in 
Rußland sowie der Alttag dort erst 
richtig anschaulich dem Betrachter 
präsentiert. Ein Bildband, der 
Kriegsgeschichte lebendig macht! 


Reinhard Oltmann: Schicksals- 
wende im Osten - Von Stalin- 
grad nach Ostpreußen. 160 S., 
Euro 25,50. Alle drei Bände: Euro 
65,90. Pour le Merite-Verlag, 
Selent 2005. ISBN 3-932381-18-1. 
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Major Carl Szokoll 


Ein Großer aller Großen hat uns verlas- 
sen: Major Carl Szokoll! Die grünen 
Damen im Nationalrat tragen schwarz; 
Bürgermeister Häupl stiftet ihm ein Eh- 
rengrab; Bundespräsident Fischer kann- 
te ihn; Bundeskanzler Schüssel ehrt ihn 
als großen österreichischen Wider- 
standskämpfer; Verteidigungsminister 
Platter will eine Kaserne des Bundeshee- 
res nach ihm benennen; der Pornojäger 
Humer erinnert an dessen Pornofilme! 


Schwaben-Vertreibung 


Wien wird also — wie in der Aula zu le- 
sen war — zugunsten der madjarischen 
Minderheit beim Straßburger Europarat 
intervenieren, was es für die deutsche 
Minderheit in Ungarn nie für nötig 
hielt zu tun. Über das Thema „Schwa- 
ben“-Vertreibung wird sowohl in Wien 
als auch in Budapest offiziell weiterhin 
geschwiegen, da man es tunlichst ein- 
schlafen lassen möchte. 


Folter in der Armee? 


Erlauben Sie mir, eine Stellungnahme 
zum Artikel „Eine Armee von Folter- 
knechten“ in der Januar-Aula: Der 
Autor, Oberstleutnant Kamehl, sagt 
selbst über das Ausbildungsziel: „Das 
Verhalten als Geisel oder bei Gefangen- 
nahme ist dabei nicht ausdrücklich vor- 
gesehen.“ Das ist es eben: Der Kampf 
gegen (regulären oder irregulären) Feind 
muß gründlich geübt werden; das Üben 
von Gefangenwerden ist überflüssig und 
kann für das Ansehen der Wehrmacht 
schädlich werden, wenn dabei solche 
Szenen, wie die mit Jute-Säcken über 


den Köpfen, gefilmt werden. Eine übel- 
gesinnte Berichterstattung benutzt sie 
zur Stimmungsmache gegen das Bun- 
desheer. Ich selbst war fünf Jahre Soldat 
und zwei Jahre Kriegsgefangener und 
spreche nicht „rein theoretisch“. 


Aula neu 


Als mehrjähriger Abonnent der Aula 
war ich sehr angenehm überrascht über 
die neue graphische Gestaltung Ihrer 
Zeitschrift. Sie ist als überaus gelungen 
zu bezeichnen. Ich möchte Ihnen ein 
ganz großes Kompliment dafür ausspre- 
chen. Natürlich ist der Inhalt am wich- 
tigsten, aber für den unbefangenen neu- 
en Leser ist so eine ansprechende Auf- 
machung natürlich schon sehr wichtig. 
Ich muß Ihnen als „Bundesdeutscher“ 
(schreckliches Wort!) unbedingt auch 
meine große Anerkennung mitteilen für 
den Inhalt Ihrer Zeitschrift und Ihr 
furchtloses Eintreten für unser gesamt- 
deutsches Anliegen, was ja heutzutage 
alles andere als politisch korrekt ist. 
Dieses gesamtdeutsche Anliegen ist ja 
gerade mein Herzensbedürfnis, weil ich 
quasi ein „großdeutsches Produkt“ bin: 
der Vater Oberösterreicher (Ihr Autor 
Dr. Fred Duswald ist mein Vetter ersten 
Grades) und meine Mutter Mecklen- 
burgerin. Ich wünsche Ihnen und uns 
ein Vivat, Crescat, Floreat unserer Aula! 


Aula und Christentum 


In seinem in der Aula 1/2005 erschiene- 
nen Leserbrief befürchtet Herr DI Dr. 
Robert Peer, daf3 die Aula durch die sei- 
ner Meinung zunehmende Präsenz von 
Beiträgen mit christlich-religiösem In- 
halt zunehmend in das Fahrwasser eines 


reinen Konservatismus komme. Anlaß 
zu dieser Besorgnis waren bereits früher 
erschienene Artikel von Dr. Friedrich 
Romig und gegenwärtig der Beitrag von 
Dr. Albert v. Pethö „Die Ostmission“ in 
der Aula 12/2004. Herr Peer geht so 
weit, von einem antideutschen Wolf im 
Schafspelz zu sprechen. 

Nun ist der Artikel des Herrn von 
Pethö eben der eines prononciert katho- 
lisch-konservativen Berichterstatters, der 
der ecclesia triumphans huldigt. Ich 
glaube nicht, daß die Leserschaft der 
Aula, die in ihrer Zeitschrift ein Forum 
für unabhängige Meinungen auf natio- 
naler Grundlage sieht, durch jenen Bei- 
trag weltanschaulich Schaden genom- 
men hat. Das national-freiheitliche La- 
ger sollte sich meines Erachtens davor 
hüten, bei jeder Erwähnung der römi- 
schen Kirche gleich reflexartig an die 
seinerzeitige gewaltsame Verbreitung des 
Christentums zu denken. Da geht die 
Gedankenkette gleich weiter zu unwür- 
digen Päpsten, zu Galilei, Giordano 
Bruno und über Haeckel zur Los-von- 
Rom-Bewegung des ausgehenden 
19. Jahrhunderts. Wie es zweifellos eine 
Übersteigerung der christlichen Sicht 
der Dinge und Ereignisse gibt, so gibt 
es auch eine solche aus aufklärerischem 
Blickwinkel (weit mehr, als ich meine). 

Als hätte es eines solchen Beweises 
überhaupt noch bedurft, erwähnt Herr 
Peer die Funde von Nebra und Goseck 
als die letzten Beweise dafür, daß es kein 
nordisches Barbarentum gegeben habe. 
Mit solchen Behauptungen hat die 
christliche Kirche des Mittelalters zwei- 
fellos ein schweres Maß an Schuld auf 
sich geladen. Nun sind aber antike 
Welt, Christentum und Germanentum 
unleugbar die geistigen Grundlagen des 
Abendlandes, allem missionarischen 
Wirken, allem pseudowissenschaftlichen 
und volkspädagogischen Trommelfeuer 
zum Trotz, die das germanische Ele- 
ment dabei vergessen machen wollten 
und wollen. (Dabei sollte aber auch 
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nicht verleugnet werden, daß es im 

20. Jahrhundert Bestrebungen gab, das 
christliche Element aus dieser untrenn- 
baren Einheit zu eliminieren.) 

Für mich als Nationalkonservativen 
scheint es hoch an der Zeit, daß die na- 
tional-freiheitliche Gesinnungsgemein- 
schaft die Reste einer überholten Kir- 
chenfeindlichkeit ablegt und die rö- 
misch-katholische Kirche als Institution 
akzeptiert, die dem Volk als Teil der 
göttlichen Schöpfungsordnung die mo- 
ralischen Grundlagen für seine Selbster- 
haltung bietet. 

Auch wenn die Kirche — insbesonde- 
re seit dem Zweiten Vatikanum — krank 
und in vieler Hinsicht auch defekt ist, 
so wäre es ein tödlicher Fehler, sie samt 
ihrer flächendeckenden Struktur den 
Mächtigen der Zerstörung zu überlas- 
sen, die aus ihr ein Instrument der ma- 
terialistischen Weltbeherrschung ma- 
chen wollen. National-Freiheitliche soll- 
ten zustimmend und dankbar zur 
Kenntnis nehmen, daß es auch national 
gesinnte Katholiken gibt. In der Aula 
soll und muß für beide Platz sein. In 
der potentiellen Allianz von konservati- 
ven Katholiken mit rechtem Denken 
und rechter Politik hat der an der Uni- 
versität Innsbruck lehrende linkskatholi- 
sche Dogmatiker Josef Niewiadomski be- 
reits eine reale Gefährdung für die egali- 
tären Anliegen linker Gutmenschen 
und Einweltler gewittert. Bei allem 
schuldigen Respekt vor der Meinung 
des Herrn Peer, mit der ich in mancher- 
lei Bereichen durchaus konform gehe: 
Wir sollten nie vergessen, daß wir einen 
gemeinsamen Feind haben. Lassen wir 
uns nicht auseinanderdividieren! 


Armselige Bundeswehr 


Nach jahrzehntelanger Gehirnwäsche 
und dem Wegsterben der Frontgenera- 
tion hat unsere politische Klasse die 
Maske vollends fallen lassen. Die offene 
Verleumdung der Wehmacht machte 
auch vor dem untadeligen General- 
oberst Dietl nicht halt. Volker Rühe war 
nur ein besonders eifriger Vertreter die- 
ser Gesinnungsrichtung, doch brauchen 
sich seine Vorgänger und Nachfolger 
hinter ihm kaum zu verstecken, wie 
zahlreiche hausgemachte Affären und 
Skandale beweisen. Die Diffamierung 
des deutschen Soldatentums durch 
Reemtsmas Anti-Wehrmachtsausstel- 
lung, das „Soldaten sind Mörder“-Urteil 
oder die schäbige Behandlung der Rit- 
terkreuzträger lieffen ein Vakuum ent- 
stehen, das die Umwandlung der Bun- 
deswehr von einer Verteidigungsarmee 
zu einer raumfremden Mächten gehor- 
chenden Landsknechtstruppe ermög- 
lichte und zu dem formte, was sie heute 
ist: farb- und glanzlos, ohne Corpsgeist 
und Sinngebung und losgelöst von ver- 
bindenden und verpflichtenden Vorbil- 
dern. Für diesen beschämenden Nieder- 
gang der großen deutschen Militärge- 
schichte kann Generaloberst Dietl in 
der Tat nicht als Vorbild dienen, und 
ich bin sicher, daß sein Andenken auch 
diese erbärmliche Zeit überdauern wird. 
(Und auch das Andenken von Flieger- 
Oberst und Brillantenträger Werner 
Mölders, das soeben von BRD-Verteidi- 
gungsminister Peter Struck geschändet 
wurde durch Umbenennen des Jagdge- 
schwaders 74 sowie der Mölders- 


Kaserne, Anm. d. Red.) 


Alliierter Bombenterror 
Der Versuch die Opferzahlen durch 


sogenannte Zeitgeschichtler bzw. die 
„Politisch Korrektheit“, nach unten zu 
rechnen, mindert nicht die Schuld an 
den Opfern der alliierten Flächen-(Ter- 
ror) Bombardierungen im 2. Weltkrieg 
gegen die Deutsche Zivilbevölkerung 
(auch in der Ostmark). Deren Opfer- 
zahlen sprechen eine klare Sprache, al- 
leine am Beispiel Dresdens wo die zwei- 
te amtliche Bekanntgabe durch den Rat 
der Stadt Dresden, nach dem Zweiten 
Weltkrieg folgende Verluste aufzählt: to- 
tal zerstörtes Stadtgebiet 14 km?; 
Trümmerschutt: 22.000.000 m?; total 
zerstörte Wohnungen: 75.000; total 
zerstörte Krankenhäuser, Kulturstätten 
und Schulen: 143; identifizierte Tote: 
35.000. Auch Besiegte haben ein An- 
recht auf Irauer um ihre Opfer. 


Dresdner Tote 


Man spricht von 30.000 Toten. Die 
Fakten sprechen eine andere Sprache 
wie z. B. der Bericht des ehemaligen 
Chefs des Stabes einer Einheit der Deut- 
schen Wehrmacht, Oberstleutnants a. D. 
Matthes: Auszug: „Es waren 35.000 voll 
identifizierte Opfer mit Namensangabe. 
50.000 Opfer waren teilidentifiziert 
(Eheringe mit eingravierten Initialen 
oder andere Erkennungszeichen). Auch 
verbrannt und gesondert beigesetzt. 
168.000 Opfer, an denen es nichts 
mehr zu identifizieren gab“ (...) 


planen, überwachen und prüfen 


Dipl. -sing. U. Hermann Bietjch 


Zivilingenicur für Majchinenbau 
allgemein beeideter gerichtlich zertifizierter Sachverjtändiger 


A-4910 Ried im Innkreis - Öfterreich 
Kapuzinerberg 13 — Ferneuf O0 77 52/80 0 20 
Fernablichtung 0 77 52/80 0 21 


Übernimmt Aufträge in ganz fterreich für gejetzliche Überprüfungen von Nolltoren, Aujzügen, Krananlagen und Hebezeugen; Nationalijierung (Automation) in Fertigungs 
betrieben; Gutachten im Bereich allgemeiner Majchinenban und nach $ S2b Gewerbeordnung: geprüfte Sicherheitsfachkraft; Feitigkeitsberechnungen; Ziviltechniker beraten, 
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Polnische Antisemiten 

Zwei polnische Angehörige der na- 
tional-konservativen Partei „Liga 
polnischer Familien“ (LPR) - die 
LPR sitzt auch im EU-Parlament — 
sollen aus der Partei ausgeschlossen 
werden. Ihnen wird vorgeworfen, 
bei einer Zugfahrt in vermutlich 
betrunkenem Zustand Nazi-Paro- 
len gegrölt („Hitler hatte Recht, als 
er mit den Juden aufräumte!“), ras- 
sistische Lieder gesungen („Wir 
hängen die Schwarzen aufl“) und 
antisemitische Äußerungen („Jüdi- 
sche Schlampe!“) getätigt zu haben. 
Gegen beide — einer von ihnen ist 
Regionalabgeordneter, der andere 
Mitarbeiter eines EU-Abgeordne- 
ten — ermittelt die Justiz in Stettin. 


Tschechei gegen Homo-,„Ehe” 

Zum vierten Mal seit 1998 hat das 
tschechische Parlament ein Gesetz 
zur Legalisierung gleichgeschlecht- 
licher Partnerschaften abgelehnt. 
Ein fraktionsübergreifender Antrag 
verfehlte um eine Stimme die nöti- 
ge Mehrheit. Ein nächster Versuch 
dürfte nicht mehr vor 2007 im Ab- 
geordnetenhaus behandelt werden. 


Post an Hitler 

Noch fast genau 60 Jahre nach dem 
Tod Adolf Hitlers fahndet die Deut- 
sche Post nach dessen derzeitigen 
Aufenthaltsort. Dies geht aus der 
Behandlung einer Postkarte hervor, 
die folgendermaßen adressiert war: 
„lo Führer Adolf Hitler, Reichstag, 
German Parliament, Berlin, Germa- 
ny“. Sie wurde von der Post an den 
Bundestag mit der Bemerkung zu- 
gestellt: „Sendung nachadtressiert 
wegen unkorrekter Anschrift. Bitte 
Absender verständigen. Deutsche 
Post“. Als korrekte Anschrift ver- 
merkte die Post: „Deutscher Bun- 
destag, 11011 Berlin“. 


„Lautloser Holocaust” 

Spaniens Bischöfe geißeln die zeit- 
geistigen Reformen der linken Re- 
gierung Zapatero als „kapitale Sün- 
den“. Die nun durchgeboxte ge- 
setzliche Gleichstellung homosexu- 


eller Paare mit Ehepartnern be- 
zeichnete der spanische Klerus als 
„gesellschaftlichen Virus“. Und 
durch die beschlossene Erleichte- 
rung von Scheidungsverfahren 
würde, so die Bischöfe, die „Zu- 
kunft der Familie unterminiert“. 
Die vorgesehene Liberalisierung 
der Abtreibung (Fristenlösung) 
wird von den Kirchenleuten als 
„lautloser Holocaust“ verdammt. 


US-Spaß am Erschießen 

US-General James Mattis machte 
bei einer Diskussionsveranstaltung 
im kalifornischen San Diego aus sei- 
nem Herzen keine Mördergrube 
und bekannte stolz: „Ich will Ihnen 
nichts vormachen: Leute zu erschie- 
ßen, ist ein Riesenspaß.“ Und wie 
reagierte das US-Publikum? Es lach- 
te und klatschte Beifall! US-Vertei- 
digungsminister Donald Rumsfeld 
schwieg daraufhin, während der 
Kommandeur der „Marines“, Vier- 
Sterne-General Michael Hagee, ent- 
schuldigend meinte: „Mattis ist ei- 
ner der tapfersten Militärführer, 
und ich weiß, daß er lediglich auf 
die harten Realitäten des Krieges 
hinweisen wollte.“ Er hätte sich le- 
diglich „etwas vorsichtiger aus- 
drücken sollen“, fügte Hagee hinzu. 


Ungleiche Symbole 

Während die EU aufgrund der 
Prinz Harry-Posse mit dem Gedan- 
ken spielt, ein EUropaweites Verbot 
von Nazi-Symbolen einzuführen, 
forderten nun EU-Abgeordnete aus 
Osteuropa in einem Brief an EU- 
Innenkommissar Franco Frattini, 
ein solches Verbot auch auf kom- 
munistische Bilder und Zeichen 
auszudehnen, da diese Symbole an 
Folter und Mord der ehemaligen 
Sowjetunion und anderer kommu- 
nistischer Länder erinnerten. Eine 
Sprecherin Frattinis bezeichnete die 
Idee als unangebracht. 


Zwielichtiger Dresdner OB 

Als schlechte Wahl hat sich der mit 
Unterstützung der PDS gewählte 
Dresdner Oberbürgermeister Ingolf 


Roßberg (FDP) erwiesen. Obwohl 
auf dessen Amtskette graviert ist 
„Das öffentliche Wohl ist oberstes 
Gesetz“, scheint der ehemalige 
Facharbeiter der Deutschen Reichs- 
bahn öffentliches und eigenes Wohl 
verwechselt zu haben. Denn der 
fast 44jährige Politiker steht im Ver- 
dacht, einen betrügerischen Bank- 
rott unterstützt zu haben. Halb im 
Sumpf stehend, machte er einen 
mehr als schäbigen Befreiungsver- 
such in Form von Schuldzuweisun- 
gen auf Kosten der Stadt. Er entblö- 
dete sich nicht, allen Ernstes eine 
„differenzierte Beurteilung“ der an- 
gloamerikanischen Bombenangriffe 
auf Dresden zu fordern, und mach- 
te Opfer zu Tätern: Roßberg glaubt 
nämlich, daß diese Angriffe - wenn 
auch in der Form zweifelhaft — aus 
Sicht der Alliierten sicherlich (!) 
notwendig gewesen seien, und 
rechtfertigte die Vernichtung Dres- 
dens quasi mit der deutschen Bom- 
bardierung Coventrys 1940. Aus 
der Sicht des Ex-Eisenbahners Roß- 
berg sei die Perle an der Elbe zum 
Zeitpunkt des Angriffes noch ein 
unzerstörtes Rüstungszentrum und 
„keine unschuldige Stadt“ gewesen. 
Roßberg jetzt völlig durchgeknallt? 


Ausnahmezustand in Mainz 
Ausnahmezustand in Mainz wegen 
des Blitzbesuchs von US-Präsident 
George W. Bush: Der US-Geheim- 
dienst Secret Service kundschaftete 
Tage vorher die Gegend aus, 
10.000 Polizisten im Einsatz, ein 
Großteil von Mainz abgeriegelt, 
mindestens 1.300 Kanaldeckel ver- 
schweißt, Garagen teilweise ge- 
räumt oder versiegelt, Autobahnen 
für Stunden gesperrt, Schiffahrts- 
verkehr teilweise eingestellt, Luft- 
raum im Radius von 60 km für 
nicht kommerzielle Flugzeuge ge- 
sperrt, Bundeswehrkampfjets start- 
bereit, eingeschränkte Bewegungs- 
freiheit für die Bürger, sämtliche 
parkenden Autos waren zu entfer- 
nen, sogar das Fensteröffnen wurde 
verboten. Opels Stammwerk stellte 
für einen Tag die Produktion ein. 
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Zukunft Verkehr: 
Mobilitätim 21. Jahrhundert 


Nicht erst seit dem Auslaufen des Transitvertrags 
zwischen Österreich und der EU ist das Thema Verkehr 
in aller Munde. Kein Wunder, handelt es sich dabei doch 
um eine zentrale Herausforderung des 21. Jahrhunderts. 
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MoBnıtatam Problematik fundiert auf den Grund. Wie sieht die 

%, Einentunelar: Zukunft des Verkehrs aus? Welche Mobilitätsszenarien 
gibt es für 2035? Oder:Wie geht es mit dem öffentlichen 
Verkehr weiter? Bei der Beantwortung dieser und ähn- 
licher Fragen wagen Experten einen Blick in die Zukunft. 
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er Nach über 46 Jahren: Es war Mord! 


Rudolf Heß wurde 1941 von den Engländern in eine Friedensfalle gelockt und schließlich - nach 
über 46 Jahren Haft - im Spandauer Gefängnis ermordet! 


Diesen Schluß läßt die Auswertung von Dokumenten zu, die der britische Historiker Martin Allen 
in London entdeckt hat. Außerdem kommen unverdächtige Zeitzeugen wie der ehemalige 
Kommandant des Spandauer Gefängnisses, der US-Amerikaner Eugen Bird, sowie der tunesische 
Pfleger von Rudolf Heß, Abdullah Melahouie, zu Wort. 


Die 70minütige Dokumentation, die im Sommer 2004 erstmals auf n-tv ausgestrahlt worden war, 
zeigt schonungslos die englische Kriegspolitik der späten 30er und frühen 40er Jahre des vergan- 
genen Jahrhunderts auf, und präsentiert bislang unbekannte Filmaufnahmen von Rudolf Heß. 
Ferner befaßt sie sich mit dem dubiosen Selbstmord des mit Heß befreundeten Ehepaares Hausho- 
fer am 10. März 1946. Auch hier hatte der britische Geheimdienst seine Hände im Spiel! Atemberau- 
bend, was Prof. Michael Vogt und Rechtsanwalt Olaf Rose auf Videocassette und DVD verewigten! 


I ut Als DVD oder VHS-Video beim Aula-Buchdienst um nur 19,90 €* 


englischen Friedensverhandlungen 


Martin 
Allen 


Die Grundlage für DVD und n-tv-Dokumentation KR 


Der für seine gründliche Recherche bekannte Autor beantwortet, warum Heß sich am 10. Mai 1941 in Augsburg in ein Flugzeug 
setzte und nach Schottland flog: Er wollte seine Vision eines europäischen Friedens durchsetzen. Allens These: Hitler und Heß 
tappten blindlinks in eine raffınierte Falle des britischen Geheimdienstes. Churchills Friedensfalle sollte die deutsche Führung vom Das 
Nahen Osten und seinen Ölquellen ablenken und sie in weitere kriegerische Abenteuer im Osten stürzen. . ul 


Martin Allen: Churchills Friedensfalle beim Aula-Buchdienst um nur 34,80 €* 
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